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Vorrede. 


| Die hier geſammelten Notizen, niedergelegten An⸗ 
ſichten und Bemerkungen machen weder Anſpruch auf Voll⸗ 
ſtändigkeit, noch auf Unumſtößlichkeit, im Gegentheile der 
eigentliche Zweck dieſer Schrift iſt, Veranlaſſung zu etwas 
Beſſerem zu geben — damit Befähigtere dasjenige, 
was mit einem der wichtigſten Hebel des Wohlſtandes, 
dem Kredit, insbeſondere dem Real-Kredit, zuſammen⸗ 
hängt, in der eingeſchlagenen Richtung näher zu beleuch⸗ 
ten, ſachkundiger darzuſtellen — zum Frommen der Wiſſen⸗ 
ſchaft und ihrer Mitbürger ſich bewogen finden mögen. 

Dem Vorſchlage zur Errichtung einer Hypotheken⸗Bank 
in Böhmen lag außer dieſem allgemeinen noch ein fpe- 
cieller Zweck zum Grunde, nämlich ein Material zur erſten 
Einleitung der nöthigen Schritte zu liefern, die dem wirk⸗ 
lichen Zuſtandekommen einer ſolchen Bank voraus⸗ 
gehen müſſen. 

Durch die günſtige Aufnahme, die dem vorgelegten Pro⸗ 
jekte von Seite der Stände zu Theil ward, und ihren Be: 
ſchluß: dasſelbe einer Prüfung zu dem Ende zu un⸗ 
terziehen, um im entſprechenden Falle unmittel; 
bar die a. h. Genehmigung zur Begründung 
dieſer Bank erbitten zu können — ſind die Streb— 
niſſe eines Einzelnen in die Hände der Stände des König: 
reichs übergegangen. 


IV 


Jener Zweck iſt alſo bereits erreicht, und es han— 
delt ſich jetzt nicht mehr darum, daß der erſte Anſtoß ge— 
ſchehe, ſondern daß das, was ins Leben treten ſoll, ſo 
vollkommen als möglich zu Stande komme. 

Dazu iſt eine umfaſſende Kritik des Entwurfs, viel; 
leicht deſſen ganze Umarbeitung nothwendig. 

Um zunächſt hiezu Gelegenheit zu bieten, haben die 
hochlöblichen Herren Stände dieſe Schrift dem Druck über— 
geben. Je freimüthiger und umfaſſender ſie beurtheilt, 
je vielſeitiger ſie beſprochen werden wird, deſto vollſtän— 
diger iſt die Abſicht ihrer Herausgeber und ihres Ver— 
faſſers erreicht. 

Es iſt kaum nöthig, noch hinzuzufügen, daß ein Laie 
in der Wiſſenſchaft hier vor das Publikum tritt, der ein: 
fach die Ergebniſſe ſeines Nachdenkens über die ihm mehr 
oder minder fremden Materien, wie ſie ſich ihm unter 
dem Geſichtspunkte feiner individuellen Anſchauung dar: 
boten, niederſchrieb. 

Daß er ſowohl in feinen Darſtellungen und Bemer: 
kungen vieles längſt Bekannte aufgenommen und über: 
haupt mehr einen populären Ausdruck gewählt hat, iſt 
nicht nur eine Folge ſeiner Laienſchaft, ſondern geſchah 
zum Theil aus dem Grunde, um dieſer Schrift in einem 
weitern Kreiſe Eingang zu verſchaffen, denn allen Den: 
jenigen, welche die Wohlthaten und Gebrechen der vor— 
geſchlagenen Maßregeln zunächſt empfinden ſollen, ſteht 
ein gewichtiges Urtheil hierüber zu. 


Prag, im September 1843. 


I. 


Uiber Kredits - Inftitute im Allgemeinen 
und das 


Hypotheken -Inſtitut insbeſondere. 


Be 
Uiber Kredits- Inftitute im Allgemeinen 


und das 


Hypotheken -Inſtitut insbeſondere. 


Der kaufmänniſche Kredit. 


Kaufleute bildeten die erſten Anfänge des Kreditweſens aus. 
Es entſprang aus dem Bedürfniſſe des Verkehres mit entfern— 
teren Gegenden, man verkaufte die Waaren auf Zeit, um es 
dem Zwiſchenhändler möglich zu machen, größere Ladungen ab— 
gehen zu laſſen und ſomit mehr aufzukaufen, wodurch hinwieder 
die größere Nachfrage beſſere Preiſe brachte. 

Käufer und Verkäufer fanden ihre Rechnung dabei, darum 
überſah man mehr oder weniger den Mangel poſitiver Sicherheit 
und begnügte ſich mit dem guten Rufe der Rechtlichkeit und 
Zahlungsfähigkeit, »dem Kredit“ des Schuldners, bis endlich noch 
gewiſſe Förmlichkeiten und Bürgſchaften hinzutraten, aus denen 
nach und nach unſer Wechſelrecht hervorging. 

Die ſtrengen Beſtimmungen für Zahlung bei Verfallzeit, 
und der einfache Exekuzionszug, dann die dreifache Haftung des 
Traſſanten, Indoſſanten und Akceptanten machten die ausgeſtellten 
Schuldſcheine oder Wechſel zu einer verkaufbaren Waare, die 
nach Maßgabe ihrer guten Unterſchriften willigere Abnehmer fand. 

Durch dieſes Inſtitut erſt war der Großhandel möglich; 
ungeheure Maſſen von Produkten gingen übers Meer in die 
entfernteſten Länder, konnten Monate und Jahre lang von einer 
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Hand zur andern wandern, bis fie der Konſument mit baarem 
Gelde bezahlte, ohne daß darum der Producent bis dahin auf 
die Bezahlung hätte warten müſſen, denn er erhielt Wechſel, die bei 
ſoliden Geſchäften als Repräſentanten der verkauften Waare 
ſtets nach Bedürfniß in Geld umgeſetzt werden konnten. 


Wie groß, ja ungeheuer die Geſchäfte ſind, die auf dieſem 
Wege abgemacht werden, läßt ſich z. B. für Oeſterreich, obwohl 
es mehr ein Agrikultur⸗ als Handelsſtaat iſt, aus dem Berichte 
der öſterreichiſchen Nazionalbank — für das freilich beſonders 
günſtige Jahre 1839 — entnehmen, wo blos für Effekten ganz 
ſolider Häuſer 343,508,802 fl. eskomptirt wurden, und mit Jahres— 
ſchluß 63,698,286 fl. zur Einkaſſirung verblieben, was, gering 
angeſchlagen, für die öſterreichiſchen Staaten, wenn man die zur 
Eskomptirung bei der Bank nicht producirten Wechſel nur auf 
eine gleiche Summe evalviret, einen Wechſelverkehr von 687 
Millionen in einem Jahre oder 127 Millionen ſtets ſchwebenden 
Kredits in Wechſeln ausmacht. 


Außer dieſem durch förmliche Wechſel repräſentirten Kredit 
gibt es noch einen in der Handelswelt, nämlich den in den 
Büchern, oder »den offenen Kredit« für Geſchäftsfreunde; dieſer 
dürfte in der ganzen öſterreichiſchen Monarchie zu 70 bis 100 

eillionen angeſchlagen werden, wodurch ſich ein mehr oder 
weniger auf Treue und Glauben ſtets ſchwebender Geldwerth 
von mehr als 200 Millionen Gulden blos in der Handelswelt, 
gering gerechnet, annehmen läßt. 

Im Jahre 1609 wurde die erſte Bank, die Bank von 
Amſterdam gegründet. (Die Banken von Venedig und Genua 
ſind zwar älter, können jedoch nicht als Banken im jetzigen 
Sinne angeſehen werden.) Sie war eine reine Depoſitenbank, 
d. h. man deponirte baares Geld, und erhielt dafür transferable 
Bank⸗Certifikate, die von einer Hand in die andere gingen, da 
die Bank bereit war, ſie jederzeit gegen eine mäßige Vergütung 
für Aufbewahrung der Metalle wieder einzulöſen. 

Auf dieſe Art wurde ein Papiergeld gegründet, welches, 
da deſſen reeller Werth in den Gewölben der Bank ſchlief, die 
Sicherheit und Einheit der edlen Metalle mit der Leichtigkeit des 
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Transportes verband, und zugleich die deponirten Geldſorten 
vor Abnützung ſchützte. 

Doch ſo ſolid dieſes Inſtitut auch gegründet zu ſeyn ſchien, 
fo war immer nicht die Lockung in Rechnung gebracht, mit den 
aufgehäuften Geldmaſſen zu ſpekuliren. 


Bald hatte die Erfahrung die Bankdirektoren gelehrt, 
daß wenn auch durch die Fluktuazionen des Handels die Maſſen 
der aufbewahrten Gelder fallen und ſteigen, doch ein großes 
Minimum permanent in ihren Gewölben verbleibe; dieſes Mini- 
mum konnten ſie ohne alle Gefahr der Entdeckung daher ver— 
leihen und fruchtbringend machen, was denn auch geſchah, wie 
es ſich 1794 nach dem Einmarſch der Franzoſen herausſtellte. 


Nach 85 Jahren — 1694 — wurde die Bank in England ges 
gründet; ſie ging in ihren Statuten um Vieles weiter, und nicht 
nur ſprach ſie das Princip der Subſtituirung von Sekuritäten 
für baare Geldeinlagen aus, ſondern auch das der Anweiſungen 
auf ſich ſelbſt, d. h. der Notenausgabe; ſie war alſo die erſte 
Depoſiten⸗Diskonto⸗ und Zettelbank. Außerdem trat fie in enge 
Verbindung mit der Regierung; bei allen Staatskaſſen wurden 
ihre Noten als baares Geld angenommen, und die Staatsein— 
künfte bei der Bank deponirt; endlich war ſie ermächtigt, Treſor— 
ſcheine in Umlauf zu ſetzen, und der Regierung Geldvorſchüſſe 
zu machen. Dieſes Inſtitut war ſomit der Prototypus aller 
neuern Banken und namentlich der amerikaniſchen; der Austauſch 
von Kredit, und zwar des Staats- wie des Privat-Kredits 
wurde hier die Hauptbaſis, und der ſolide Grund unangreifbarer 
Gelddepoſiten eigentlich gänzlich aufgegeben, denn da der Bank 
das Recht zuſtand, die in Verwahrung genommenen Gelder im 
Intereſſe des Inſtituts auszuleihen, ſo blieb den Deponenten 
eigentlich keine andere Sicherheit, als der Kredit der Bank, 
und deſſen Deckung durch den Kredit derjenigen, welche ihre Ef— 
fekten ſtatt des empfangenen baaren Geldes einlegten. 

Wie mächtig und einflußreich ſo zuſammengeſetzte Staats— 
und Handelsmaſchinen auf das geſammte Eigenthum einwirkten 
und noch einwirken, hat uns die Erfahrung zu Genüge dar— 
gethan. 
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Nicht zu läugnen iſt, daß durch fie Großes, ja Ungeheueres 
möglich wurde, daß ihr Beiſpiel dem Kredit eine Ausdehnung. 
und Geltung verſchaffte, die Niemand früher ahnen konnte; doch 
eben hierin liegt auch eine der größten Gefahren, die ſolche In— 
ſtitute mit ſich bringen; Kredit häuft ſich auf Kredit, bis er 
endlich hundert- und tauſendfach die ihm unterſtehende Baſis an 
reellen Werthen überſtiegen hat, und eine furchtbare Handels— 
kriſis das Gleichgewicht wieder herſtellen muß. 

Noch mächtiger und ſomit alles Eigenthum afficirend wirkt 
das Privilegium der Zettelausgabe, ſelbſt abgeſehen von einer 
bei aller Kontrolle möglichen Emiſſion über die Solvenz des 
Inſtitutes, weil die Erhöhung und Erniedrigung aller Preiſe 
hiermit faktiſch in ſeine Hand gegeben wird. 

Dieſe unermeßliche Macht, welche die Bank, ſobald ſie darauf 
ausgehen will, zum Herrn alles Vermögens im Staate machen 
kann, iſt nicht wegzuläugnen und von geachteten Staatswirth— 
ſchaftslehrern ohngefähr in Folgendem nachgewieſen: 

Das cirkulirende Geld ſteht zu dem Geſammtvermögen im 
Staate in einem gewiſſen Verhältniſſe, deſſen Mittelzahl wie 
zu 31 angenommen werden kann; tritt in dieſem eine Störung 
ein, ſo wird nach dem allgemeinen Geſetze der Nachfrage und 
des Ausgebots es dadurch wieder hergeſtellt, daß die Werthe 
oder Preiſe aller Artikel ſo lange ſteigen oder fallen müſſen, bis 
das proporzionale Verhältniß von 1 zu 31 wieder vorhanden iſt. 

Wird nun das Cirkulazionsmittel durch eine größere Aus— 
gabe von Noten z. B. verdoppelt, ſo müſſen nothwendig die 
Preiſe im Lande ſich verdoppeln, und umgekehrt durch Einziehung 
der Noten auf die Hälfte, auch um die Hälfte fallen. Kauft nun 
die Bank bei niedrigen Preiſen alles Verkäufliche auf, und läßt 
ſie ſodann die Preiſe durch Vermehrung ihrer Noten ſteigen, 
um wieder zu verkaufen, ſo muß ſie durch ſolche fortgeſetzte 
Operazionen bald alles Eigenthum an ſich gebracht haben. 
Jemehr demnach die Papiergeldemittirung von der Münze oder an— 
deren reellen Werthen unabhängig gemacht wird, deſto größer muß 
auch die diskrezionäre Gewalt des Emittenten über das ge— 
ſammte Vermögen aller Staatsbürger werden, und weder Vorſicht 
noch Fleiß und Geſchicklichkeit kaun das Eigenthum des Einzelnen 
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ſichern, es iſt und bleibt fuͤr immer in der zauberähnlichen Ge— 
walt desjenigen, der die Skala des allgemeinen Werthmaßes 
nach Willkür zu mutiren befugt iſt. 

Es greifen dieſe Bemerkungen zugleich in das Gebiet des 
Staatskredits und Münzweſens über, weil die von Privatbanken 
ausgegebenen Zettel nur dann völlig in Konkurrenz mit der 
Münze oder einem Staatspapiere treten können, wenn ſie durch 
das Privilegium ihrer Annahme bei allen Staatskaſſen jenen 
gleichgeſtellt, und dadurch die Banken gewiſſermaßen zu Staats- 
anſtalten erhoben werden. Deßhalb wird die Beſprechung dieſes 
wichtigen Zweiges hier eine angemeſſene Stelle finden, obſchon 
er in manchen Beziehungen allen übrigen vorzugehen hätte, in 
andern aber als Schlußſtein des Kreditweſens erſcheint. 


Der Staats⸗Kredit und das Geldweſen. 


Das Weſen des Staatskredits beruht hauptſächlich darauf, 
daß der Staat wegen des ihm innewohnenden Rechts der Be— 
ſteuerung ein immerwährender Gläubiger des geſammten Volkes 
iſt, und daher gewiſſermaßen ſeine ausgegebenen Kreditspapiere 
auf ſämmtliche Einwohner des Landes traſſirt, welche ſie durch 
die Steuerzahlung fortwährend einlöſen müſſeu. Dagegen ent— 
geht dem Staatsgläubiger als Privatmann jede Art der Erholung 
an ſeinem Schuldner, ſeine Bürgſchaften beruhen lediglich auf 
dem Beſtande des Staates, ſeinen Geſetzen und ſeiner Zahlungs— 
fähigkeit. Nur nach Maßgabe jener Bürgſchaften und den ge— 
botenen Vortheilen findet daher der Staat Darleiher, und nach 
ihnen richtet ſich der Preis ſeiner Schuldſcheine. 

Nicht ganz ſo verhält es ſich mit dem vom Staate ausge— 
gebenen Papiergelde, weil er es nothwendig und folgerecht bei 
allen ſeinen Kaſſen als Geldvaluta annehmen muß; denn da 
mit den ausgegebenen Noten alle Zahlungen an den Staat ge— 
leiſtet werden können, ſo werden dieſelben, ſo weit ſie den Bedarf 
für den innern Verkehr nicht überſchreiten, gewiſſermaßen als 
Rechnungsmarken betrachtet, die ſich bis zu dieſer Grenze dem 
baaren Gelde gleichſtellen, ja ſelbſt wegen ihrer größern Bequem 
lichkeit über dem Pari halten. 


In einem Lande ohne allen äußern Verkehr, oder in einem 
ſolchen, deſſen günſtige Handelsbilanz von Außen die erforder- 
lichen Tauſchmittel hereinbringt, müßte daher jedes beliebige 
konvenzionelle Geld geſchaffen werden können. Selten jedoch 
wird ſich eine Nazion auf die Dauer in der angedeuteten Lage 
befinden; darum bedarf es ein aller Orten umſetzbares Tauſch— 
mittel, d. h. eine überall geſuchte und geſchätzte Waare, oder 
wenigſtens ſicher realiſirbare Anweiſungen auf ſie. 

Hierin liegen die Grenzen nicht nur der Zettelausgaben, 
ſondern des Staatskredits überhaupt, und derſelbe 
tritt jedenfalls in Bezug auf andere Länder unter das allge— 
meine Geſetz der Solvenz. Aus dieſem innern Grunde iſt die 
Metallwährung entſtanden, denn obgleich alle nützlichen Dinge 
einen nothwendigen Werth im Verhältniſſe zu den Koſten ihrer 
Gewinnung und Brauchbarkeit haben, ſo fand man bald, daß 
die edlen Metalle wegen des hohen Preiſes im Verhältniſſe zu 
ihrem Volumen, wegen ihrer Unzerſtörbarkeit, leichten Theilbarkeit 
und Raffinirung, d. h. ihrer Verwandlung in ganz homogene 
Theile als Tauſchmittel große Vortheile vor andern beſitzen, und 
darum wurden denn auch dieſe Metalle faſt zu allen Zeiten und 
bei allen Völkern *) als die bequemſten Repräſentanten anderer 
Werthe benützt. 

Das Gepräge konnte auf die Dauer keine andere Geltung 
haben, als die der Bezeichnung des innern Metallwerthes zur 
Erleichterung des Verkehrs, wegen welcher Erleichterung man 
eine unbedeutende Uiberſchätzung ſich gefallen läßt; verſchlechtert 
ſich die Münze um mehr, ſo devalvirt ſie, wenn auch nicht das 
einheimiſche, ſo doch ſicher das auswärtige Publikum, oder ſie 
wird unter gewiſſen Umſtänden gar verrufen. 

So groß auch immer die Vortheile der Metallmünze als 
allgemeines Cirkulazionsmittel find, jo iſt doch lange nicht durch 
ſie ein ſtabiler Werthmeſſer gegeben; ſelbſt abgeſehen von ver— 


) Obſchon es ſelbſt noch jetzt hievon Ausnahmen gibt; jo werden z. B. 
in Abyſſinien Salz, an den Küften von Neufundland Stockfiſche, Nägel 
und Leinwand, ja ſogar auf einigen Inſeln des indiſchen Meeres 
Sklaven als gangbare Valuta benützt. 
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mehrter oder verminderter Produkzion ihres Materials und der 
dadurch entſtehenden Preisfluktuazionen iſt der feſte Werth der 
Münze wegen der höchſt veränderlicher Quantitäten der neben 
ihr kourſirenden Kreditspapiere aller Art um ſo undenkbarer, 
als die ſteigende Verbreitung und Beliebtheit derſelben die Schwan— 
kungen aller Preiſe täglich fühlbarer macht. | 

Eben darum ift eine gänzliche Beſeitigung dieſes Uibels 
undenkbar, nicht aber deſſen Verringerung durch die Auffindung 
eines weniger wandelbaren Umlaufsmittels, wozu die weitere 
Ausbildung des Kredits in ſo fern die Bahn brechen kann, als 
ihm die Eigenſchaft inne wohnt, die vorhandenen Werthe in einer 
für den Verkehr brauchbaren Form darzuſtellen. 


Das Akzienweſen. 


Das Akzienweſen hat an und für ſich mit dem Kredite nichts 
zu ſchaffen; denn Akzien ſind Beſcheinigungen über die Einlage, 
die Mehrere unter Zuſicherung proporzioneller Vortheile und Ei— 
genthumsanſprüche zur Erreichung eines gemeinſchaftlichen Zweckes 
zuſammenſchießen, ſomit wirkliche Beſitztitel auf den der Einlage 
entſprechenden Theil der Geſammt-Unternehmung, und es wäre 
derſelben hier gar nicht zu erwähnen, wenn nicht einerſeits die 
Unternehmungen ſelbſt, für welche Akziengeſellſchaften gebildet 
werden, dem Gebiete des Kredits vielfältig angehörten, und 
andererſeits die meiſten Akzien ihrer leichten Uibertragbarkeit 
wegen zu einer mehr oder weniger durch die Meinung evalvirten 
Waare geworden wären, ſo daß ſie faſt in allen Beziehungen mit 
wirklichen Kreditspapieren in Konkurrenz treten. 

Noch iſt nicht abzuſehen, wie weit ſich das Akzienweſen aus— 
breiten und ausbilden wird; denn wer vermöchte jetzt ſchon die 
Grenzen des kaum erwachten Unternehmungs- und Aſſociazions⸗ 
Geiſtes anzugeben? Jedenfalls iſt hier abermals ein unermeß— 
liches Element des Kredits und Handels vorhanden, deſſen Einfluß 
auf den Verkehr eine immer größere Bedeutung gewinnen muß. 


Der Real-Kredit und das Hypotheken-Inſtitut insbeſondere. 
Wir gelangen endlich zu der letzten Hauptgattung des Kredits, 
nämlich dem Realkredit und ſonach demjenigen, mit dem wir 
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uns ſpeciell zu befaſſen haben; wir wollen daher eine ausführ⸗ 
lichere Erörterung ſeiner Geſchichte und ſeiner Verhältniſſe ver— 
ſuchen, und ſodann uns über die ſeiner naturgemäßen Anwendung 
im Verkehr annoch entgegen ſtehenden Hinderniſſe, ſo wie über 
die Mittel verbreiten, die uns geeignet ſcheinen, dieſelben größten— 
theils zu beſeitigen. Die vollſtändige Bearbeitung eines ſolchen 
ausgedehnten Gebietes fordert zwar andere Mittel und andere 
Kräfte, und liegt überdieß außer dem Bereiche einer Abhandlung 
wie die gegenwärtige; daher kann das Nachſtehende gewiſſermaßen 
nur als eine Voreinleitung zu der am Schluſſe vorgeſchlagenen 
Errichtung einer Hypotheken-Bank für Böhmen angeſehen werden, 
es ſoll die Orientirung vor allem erleichtern und nur nebenbei 
ein wenn auch unvollkommenes Material für umfaſſendere Ar— 
beiten liefern, die den Realkredit zum Gegenſtande haben. 

Dem Hypotheken⸗Inſtitute liegt die natürliche Idee zum 
Grunde, daß unbewegliche nicht ſo leicht wie fahrende Habe in 
phyſiſch ſichtbare Macht und Gewahrſam gebracht werden kann, 
und daher der Beſitzer ſowohl, als der Pfandinhaber nicht nur 
durch das beſchwerliche Medium einer wirklichen Uibergabe, ſondern 
auch durch andere offen liegende Merkmale Jedermann erkennbar 
gemacht werden ſoll. 

Hierauf füßt ſich die Errichtung öffentlicher Bücher, in welche 
der ausgewieſene Beſitzer und alle auf dem Beſitzſtande laſtende 
Forderungen eingetragen werden; dort wo ſolche Bücher oder 
Akte eingeführt wurden, konnten die für Schuldner und Gläu— 
biger gleich läftigen Formen des Grund- oder Nutzungspfandes, 
des Rentenverkaufes, des Wiederkaufes u. ſ. w. verlaſſen werden, 
und man begnügte ſich mit der bloßen Verabredung des 
Pfandrechtes an unbeweglichen Sachen, die der Schuldner trotz 
dem ungeſtört beſitzen, benützen und ſelbſt nach Belieben ver— 
äußern konnte, weil das Recht auch ohne Uibergabe auf der 
Sache haften blieb. 

Der Name Hypotheca, ſo wie der Grundgedanke des 
Inſtituts ging von den Griechen aus; die Beſtellung eines Un— 
terpfandes auf eine unbewegliche Sache auch ohne deren Uiber— 
gabe wurde darunter verſtanden. Als äußeres Zeichen der Un— 
terpfandsbeſtellung diente eine Tafel oder Säule, auf welcher 
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die ſchuldige Summe erſichtlich gemacht, und die der Schuldner 
verbunden war, an einem leicht wahrnehmbaren Orte auf der 
hypothecirten Realität zu befeſtigen. 

Daß bei den Römern in den erſten Zeiten eben dieſes Syſtem 
beſtanden, iſt nicht zu bezweifeln, weil ſie ihre Geſetze von den 
Griechen erhielten, und ſelbſt die Benennung des Inſtituts bei— 
behalten haben. 

Doch bei ſpäterer Ausbildung ihrer eigenen Geſetzgebung 
ſtellte ſich das Princip der Publicität und Specialität immer mehr 
in den Hintergrund, und es blieb nichts übrig, als der Vertrag, 
worin dem Gläubiger das Pfandrecht ohne Tradizion der Sache 
beſtellt wurde. 

In den germaniſchen Ländern kannte man urſprünglich die 
Hypothek nicht, ſondern nur das Pfand mit Uibergabe der Sache 
in einfacher oder verkleideter Form. 


Durch das Bedürfniß, erlaſſene Urtheile und Verordnungen 
oder ſonſtige wichtige Dokumente, wie nicht minder die bei dem 
üblichen mündlichen Gerichtsverfahren unerläßlichen Protokolle 
dem Gedächtniſſe zu bewahren, endlich die Natur der Feudal— 
Verfaſſung, die es dem Obereigenthümer nothwendig machte, 
Bücher und Regiſter über die Beſitzverhältniſſe und Onerirungen 
ſeiner Hinterſaſſen zu führen, haben ſchon in ſehr alter Zeit die 
Anlage von Archiven zur Aufbewahrung aller dieſer Urkunden er— 
forderlich gemacht. 


Hier konnte man ſich daher auf authentiſchem Wege genaue 
Kenntniß über Beſitzrecht und Schuldenſtand desjenigen verſchaffen, 
dem man z. B. ein Darleihen zu geben gewillt war, ſo wie hin— 
wieder gleichzeitig die Vormerkung des geſchloſſenen Geſchäfts bei 
dem betreffenden Beſitzſtande die Forderung durch die Autorität, 
welche derlei Einträge genoſſen, auch ohne wirkliche Uiber— 
gabe des Gutes auf demſelben haftbar machte. 


Hiermit war das, was der Scharfſinn der Griechen durch 
die Hypothekentafeln nur unvollkommen zu erreichen vermochte, 
und was das römiſche Recht aus Mangel beſſerer Löſung in 
einen abſtrakten juridiſchen Begriff verwandelt hatte, faſt zufällig 
zu Stande gekommen. 
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Auf ſolche Weiſe bildeten ſich praktiſch die Grundlagen unſers 
gegenwärtigen Hypotheken-⸗Weſens aus, deſſen erſte Spuren uns, 
was Böhmen anbelangt, in die graue Vorzeit zurück leiten. 

Denn, ob nun nach Hagek's Angabe Herzog Nezamyſl 
der Gründer der böhmiſchen Landtafel war, ob nach Balb in 
das Jahr 1319 unter König Johann, oder ob endlich am 
wahrſcheinlichſten nach Palacky Otakar's Regierungs-Periode 
(1253 — 1278) als Zeitpunkt der Errichtung dieſes merkwür— 
digen Inſtituts angenommen wird, ſo reicht dennoch ſeine Ent— 
ſtehung eben ſo weit, wenn nicht weiter, als alles Aehnliche in 
den übrigen Ländern Europas. 

Daß übrigens die Landtafel zum Reichsarchiv und Grund⸗ 
buche für ſämmtliche ſtändiſche Dominikal-Realitäten ſchon in 
den älteſten Zeiten beſtimmt war, geht ſowohl aus der Landes— 
ordnung des Königs Wladislaw, als aus den Titeln der 
Landtafel⸗Quarternen, wie z. B. Kaufquarterne, Schuldverfchreiz 
bungsquarterne u. ſ. w. hervor. Die übrigen Provinzen, die jetzt 
den öſterreichiſchen Kaiſerſtaat bilden, hatten mehr oder minder 
ebenfalls, und zwar ungefähr ſeit dem fünfzehnten Jahrhundert, 
jedoch meiſt nur über adeliche Güter, öffentliche Bücher unter 
verſchiedenen Benennungen, als: Landtafel, Weißboten-Amts⸗ 
bücher, Grundbücher ꝛc. eingeführt. 

In Köln war im Stadtrechte vom Jahre 1437 über die 
Einrichtung des Schöffenſchreiens von alter Zeit her eine geſetzliche 
Beſtimmung, in München zunächſt für das Ewiggeld ſeit 1478 
ein ähnliches Geſetz vorhanden. In Ulm beſteht ſeit dem 
fünfzehnten Jahrhundert das Pfandbuch; in Augsburg für 
Hand⸗Veſten und Uibertheuerungen das Kanzleibuch. In Mem— 
mingen ein Pfandbuch, ähnlich dem Ulmer. In Artois, 
Flandern, Hennegau, Jülich, Elſaß beſtanden von 
Alters her ähnliche Inſtitute. 

Alle dieſe Inſtitute ſtanden vereinzelt, ſyſtemlos und beſon— 
deren Zwecken dienend da, bis Preußen durch die Hypotheken— 
und Konkursordnung vom 4. Februar 1722 das Hypotheken— 
weſen zuerſt in ein Syſtem zuſammenfaßte, und dieſes durch 
die Hypothekenordnung für Schleſien vom 4. Auguſt 1750, die 
Prioritätsordnung vom Jahre 1781, dann durch die allgemeine 
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Hypothekenordnung vom 20. December 1783, noch weiter aus— 
bildete, und endlich durch das allgemeine Landrecht Thl. I. Titel 
20 F. 390 bis 514 ein vollſtändiges und konſequent durchgeführ⸗ 
tes Hypothekenrecht lieferte. 

HOieſterreich huldigte zuerſt durch ſpecielle Erläſſe, dann durch 
die Regulirung der Landtafel in mehreren Provinzen und durch 
theilweiſe Einführung der Grundbücher, ſo wie durch Erlaſſung 
der Gerichtsordnung und endlich durch die auf das Hypotheken— 
weſen bezüglichen Paragraphe *) des allg. b. G. B. vom Jahre 
1811 den gleichen Principien “ ). 

Nicht minder hat die Hamburger Kreditskaſſa, das neue 
Civil⸗Geſetzbuch im Kanton Waadt, das Großherzogthum Meck— 


*) Wegen der ungleichartigen und mangelhaften Beſchaffenheit der öf⸗ 
fentlichen Bücher, die ſogar in einigen Provinzen gänzlich fehlten, 
mußte indeß das allg. b. G. B. durch die $$. 312, 315, 321 u. 1468 
den faktiſchen Beſitz auch anerkennen, und die vollſtändige Entwick— 
lung und Gleichſtellung der Grundbücher theils den ſchon beſtehen— 
den, theils den künftig zu erlaſſenden Verordnungen anheimftellen. 

*; Ilm ein vollſtändiges Bild jener Regulirung der Landtafel und Grund— 
buchsverfaſſung in der öſterreichiſchen Monarchie zu geben, ſind hier 
ſämmtliche darauf Bezug nehmende Patente und Verordnungen bis 
in die neueſte Zeit zuſammengeſtellt: N 


A. Landtafel: Batente. 


1. Für Steyermark vom 15. März 1730. 

2. » Krain » 24. Juni 1747. 

3. » Kärnthen „ 25. Juli 1756. 

4. » Oeſterreich ob der Enns vom 3. Oktober 1754 und 7. Auguſt 
1762 durch das Patent vom 10. Jänner 1791 
auch auf das Innviertel ausgedehnt. 

5. » Oeſterreich u. d. Enns vom 24. November 1758 und die Land» 

tafel⸗Inſtrukzion vom 15. Februar 1759. 

» Görz und Gradiska vom 10. Jänner 1761. 

» Trieft vom 26. Oktober 1772. 

Galizien » 4. März 1780. 

„ Breisgau » 1. Auguſt 1780. 

„ die Bukowina das Hofdekret vom 27. Jänner 1791, welche die 
3 Landtafeln zu Czernowitz, Sereth und Luczawa 
in Eine zuſammenzog, und das Hofdekret vom 
22. Februar 1804, welches dieſelbe dem Czerno— 
witzer Landrechte unterordnete. 

11. » Böhmen und Mähren vom 22. April 1794. 
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lenburg durch Verordnung vom 12. November 1819 ähnliche 
Geſetze durchgeführt. ’ 


or 


Letzteres enthält die vollſtändigſten Beſtimmungen, daher fidy 
auch bei den neuern in Landtafel- und Grundbuchsſachen 
erlaſſenen Geſetzen größtentheils auf dasſelbe bezogen und 
überhaupt auch dermal in andern Provinzen, wenn es ſich um 
Errichtung neuer Bücher handelt, darnach benommen wird. 


B. Patente für Stadt⸗ und Grundbücher. 


In Oeſterreich u. d. E. für die Stadt Wien, für die in dem Burg— 


frieden derſelben befindlichen Grundobrigkeiten, dann für die l. f. 
Städte und Märkte das Patent vom 1. September 1765. 


„Für die Grundherrſchaften enthält der tract. de jur. incorporalib. Tit. 


IV. F. 9 u. ſ. f. vom 13. Mai 1769 die Hauptbeſtimmungen. 


. Sn Defterreih ob d. E. vom 24. Juli 1792 und vom 2. November 


1792, welche vermög Juſtizhofdekret vom 7. März 1818 im Innkreiſe 


und den Parzellen des Hausruckviertels eingeführt wurden; auch find 


in Folge allerh. Entſchließung vom 27. Oktober 1820 die ſämmtlichen 
Geſchäfte des Linzer ſtädtiſchen Grundbuches an das Linzer Stadt— 
und Landrecht übertragen worden. 


. Sn Steyermarf für die l. f. Städte und Märkte das patent vom 


31. Oktober 1736 republicirt mit Hofdekret vom 1. December 1796 
und für Gutsherrſchaften das Patent vom 19. November 1768. 


In Krain für die l. f. Städte und Märkte die Verordnung vom 


28. September 1771 und für die Obrigkeiten, dann für die unter— 
thänigen Städte und Märkte das Patent vom 21. Juli 1769. 


In Kärnthen die Patente vom 5. November 1768 und 24. Juli 1772. 
. Für die Stadt Lemberg das Hofdekret vom 25. Mai 1792. 


Den Provinzen Böhmen, Mähren, Schleſien und Galizien mangelt jedoch 


bis nun ein ausdrückliches Regulativ für die Grundbücher der Städte 
und des flachen Landes, welche nach altem Herkommen geführt wer— 
den, und ſich der landtäflichen Beobachtung mehr oder weniger nähern. 
Nur in Böhmen beſteht eine eigene Inſtrukzion für die Grundgerichte 
ſämmtlicher, der k. k. böhm. Staatsgüter-Adminiſtrazion, gegenwärtig 
der k. k. Kameral-Gefällen-Verwaltung, e Herrſchaften 
und Güter bezüglich der Grundbücher. 

Die in Böhmen beſtehenden Lehengüter 1 1 ſich manchmal 
nach eigenen Lehentafeln, und über die in mehreren Provinzen vor— 
kommenden Freiſaſſengüter müſſen die Landrechte zufolge Hofdekrets 
vom 25. Juni 1800 neben der Landtafel abgeſonderte Grundbücher 
führen. 


In den neu akquirirten Ländern der öſterreichiſchen Monarchie, d. i. im 


Herzogthum Salzburg, im lomb. venezianiſchen Königreich, in Dal— 
mazien, Tyrol und Illyrien, beruhen die öffentlichen Bücher, welche 
über unbewegliche Güter geführt werden, auf eigenthümlichen Grund— 
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Baiern erhielt am 1. Juni 1822 ein vollſtändiges Hypo⸗ 


thekengeſetz, welches in den Hauptſätzen mit dem öſterreichiſchen 
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lagen, welche durch die ſpäter erlaſſenen Geſetze näher beſtimmt und 
ſankzionirt worden ſind, und zwar wurden: 


Im Herzogthum Salzburg die bei dem Stadt- und Landrechte zu 


Salzburg geführten Mois l'ſchen Hypothekentabellen durch das Juſtiz— 
Hofdekret vom 18. November 1826 nicht nur auf die Realitäten der 
Stadt Salzburg, ſondern auch auf die Dominifalien im Lande Salz— 
burg ausgedehnt, und den ſalzburg'ſchen Pfleggerichten durch die ob 
d. E. Regierungsverordnungen vom 4. und 14. Februar, dann 19. Sep— 
tember 1818 und 6. März 1823 die Manipulazion rückſichtlich der 
Führung der Grund- und Notelbücher und Eintragung des Erwer— 
bungsgeſchäftes einer Ruſtikal-Realität in das Gerichtsprotokoll vor— 
geſchrieben, fo wie auch das allg. b. G. B. gemeinſchaftliche Beſtim— 
mungen für dieſe Inſtitute ſowohl bei dem Stadt- und Landrechte, 
als bei den Pfleggerichten enthält. 


. Sn dem lomb. venezianiſchen Königreiche und in Dalmazien, wo Fein 


Verhältniß zwiſchen obrigkeitlichen Unterthanen und der Grundobrig— 
keit beſteht, daher auch kein Unterſchied zwiſchen Ruſtikal- und Do— 
minikal-Gründen zu finden iſt, wurde das Hypothekenweſen durch 
das franzoſiſche Civil-Geſetzbuch eingerichtet, und noch gegenwärtig 
ſind größtentheils die urſprünglichen Beſtimmungen dieſes Inſtituts 
in Anwendung. Nach der Einführung des allg. b. G. B. iſt das: 
ſelbe die Grundlage für das Hypothekenweſen in dieſen Ländern ge— 
worden, an welches ſich das Patent vom 19. Juli 1826, das Hof— 
dekret vom 22. Oktober 1830, die Verordnung des dalmaziſchen Gu— 
berniums vom 9. November 1830 und die allerhöchſte Entſchließung 
vom 27. April 1835 anſchließt. 


In Tyrol galten ebenfalls die franzöſiſchen Anordnungen, am 1. Juli 


1815 erhielt aber das allg. b. G. B. daſelbſt mit Ausnahme des 
illyriſchen Theiles, wo dieſes erſt am 1. Jänner 1817 geſchah, Ge— 
ſetzkraft. Die Gerichtsordnung und zwar die weſtgaliziſche wurde da— 
ſelbſt ſchon früher am 15. September 1814 eingeführt. In Folge 
Hofdekrets vom 24. Dezember 1814 wurden jedoch alle Verfügungen 
des allg. b. G. B. und der Gerichtsordnung, welche Landtafel und 
Grundbücher vorausſetzten, ſuspendirt und die Beobachtung der vor 
der franzöſiſchen und bairiſchen Regierung beftandenen Vorſchriften 
der frühern öſterreichiſchen Regierung anbefohlen. 

Im italieniſchen Antheile von Tyrol wurde wegen den daſelbſt or— 
ganiſirten Hypothekenbüchern das frühere Hypothekenſyſtem der fran— 
zöſiſchen Regierung beibehalten, und erſt zu Folge allerhöchſter Ent— 
ſchließung vom 17. Juli 1816 wurde verordnet, daß ſich in Beziehung 
auf das Hypothekenrecht nach dem Hofdekret vom 12. März 1792, 
10. Juli 1793, 4. März 1803 und 12. März 1805 allgemein in Tyrol 
ohne weitere Unterſcheidung zwiſchen den verſchiedenen Landestheilen. 
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und preußiſchen übereinſtimmend als das jüngere von ihnen die 
Fortſchritte der Wiſſenſchaft und Erfahrung benützen konnte, und 
bis jetzt eines der beſten ſeyn dürfte. 

In Frankreich herrſchte das römiſche Recht und in einigen 
Provinzen das germaniſche Princip vor. Heinrich III. 1581, 
Heinrich IV. 1606, beſonders aber Ludwig XIV. 1673 mach⸗ 
ten, jedoch fruchtlos, den Verſuch, das beſſere germaniſche Syſtem 
im ganzen Lande einzuführen. Die Revoluzion, namentlich das 
Hypothekengeſetz vom 9. Meſſidor II (1795) machte dieſem 
Zuſtande ein Ende; es ging jedoch zu weit durch die Kreirung 
der Hypothekenzettel für drei Viertheile des Güterwerthes, welche 
gleich Wechſeln, ohne Haftung eines Giranten durch bloßes In— 
doſſement von einer Hand in die andere gehen ſollten. Das 
Geſetz mußte in zwei Jahren fünfmal prorogirt werden, bis am 
11. Brumaire J. VII (1798) ein zweites Hypothekengeſetz 
erſchien, welches namentlich die Hypothekenzettel abſchaffte 

Endlich lieferte der Code civil das dritte bis jetzt in Wirk- 
ſamkeit beſtehende Hypothekengeſetz, welches jedoch vorzüglich durch 
den Grundſatz der ſtillſchweigenden Hypotheken für Ehefrauen 
und Minderjährige, für Erwerber und Darleiher nicht die Sicher— 
heit des preußiſchen, öſterreichiſchen und baierſchen Geſetzes 
gewährt. 

Was außerdem auf dem Gebiete des Hppothekenrechtes 


die an verſchiedene Regierungen abgetreten waren, bis zur Einfüh— 
rung der ordentlichen Grundbücher benommen werden ſolle. 

In Folge dieſer Verordnungen wird in Bezug auf das Hypothe— 
kenweſen ein ſogenanntes »Verſachbuch“ eingeführt. 

. In Illyrien wurden die vormals beftandenen Landtafel- und Grund— 
bücher der Magiſtrate und Grundobrigkeiten mit dem Tage der Ein— 
führung der öſterreichiſchen Juſtizpflege, d. i. den 1. November 1814, 
nach den vor dem Jahre 1819 beftandenen Vorſchriften wieder in 
die Wirkſamkeit geſetzt, und zugleich die Uibertragung der in dem 
franzöſiſchen Hypothekenamte geſchehenen Inſkripzionen in die Lands 
tafel und Grundbücher angeordnet. Wie und mit welchen Wirkungen 
die Uibertragung geſchehen ſollte, wurde für die ſchon früher zu Il— 
lyrien gehörigen Gebietstheile genauer durch das Hofdekret vom 17. 
December 1814, für die Gebietstheile am rechten Ufer der Iſonza, 
welche früher zum Königreiche Illyrien gehörten, aber durch das 
Hofdekret vom 6. September 1819 beſtimmt. 
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in andern Staaten geleiftet wurde, kann hier übergangen werden, 
da blos ein beiläufiger Uiberblick der Ausbildung des Hypotheken- 
weſens vom theoretiſchen Standpunkte aus gegeben werden ſoll. 

Betrachten wir nun die praktiſche Richtung und Geſtaltung, 
die das Hypotheken-Inſtitut genommen hat, ſo wie Wirkung 
und Weſenheit der gebräuchlichſten Formen, durch welche Verbind— 
lichkeiten mit und ohne dieſe künſtliche Hilfsmittel auf dem 
Grundeigenthume haften. 

Lange bevor das Hypotheken-Inſtitut die Sicherung ein— 
gegangener Verbindlichkeiten vermittelte, finden wir unter der 
Form perpetuirlicher Bedingungen, wie fie die Lehns- und bäuer⸗ 
lichen Beſitzverhältniſſe oder die Emphiteusis auferlegten, ohne 
deren Erfüllung das Gut rechtlich nicht beſeſſen und benützt wer— 
den kann, eine wirkſame Belaſtung des Grundeigenthums durch 
radicirte Giebigkeiten, Naturaldienſte u. ſ. w., die zum Theil aus 
der Landesverfaſſung oder dem Feudalrechte, zum Theil aus dem 
kanoniſchen Rechte, welches Vorlehen mit Zinſen verbot, herzu— 
leiten ſind. 

Dieſe Form ſetzt jedoch die Gleichförmigkeit der Leiſtungen 
in einem gewiſſen Grade und jedenfalls nur eine ganz geringe 
Beſchwerung des pflichtigen Gutes voraus, denn wie ließen ſich 
ohne Bücher und Urkunden Rechte und Verbindlichkeiten evident 
halten, deren Verſchiedenartigkeit und Größe dem Gedächtniſſe 
nicht eingeprägt bleiben können? Wie fie im größern Maße auf⸗ 
erlegen, wenn kein Anhaltspunkt für den Werth des zu bebürden— 
den Objekts und der etwa ſchon darauf haftenden Laſten vor— 
handen iſt? 

Eine in frühern Zeiten allgemein und noch jetzt z. B. in 
Ungarn gebräuchliche Form, die eingegangenen Verbindlichkeiten 
für die Gläubiger ſicher zu ſtellen, iſt die Verpfändung des 
Gutes mit deſſen wirklicher Uibergabe, der antichretiſche Vertrag, 
wohin auch die Form des Verkaufs mit Vorbehalt des Wieder— 
kaufs gehört; ſie erfordert daher blos die Sicherung der Eigen— 
thumsrechte des Verpfänders, was ohne das Hypotheken-Inſtitut 
lediglich durch Errichtung des Vertrages vor Gericht und Zeugen 
zu erreichen iſt. Dieſe Gattung von Geſchäft deckt den Glaͤu— 
biger für Kapital und Zinſen durch Innehabung und Nutznießung 
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der Sache völlig, deſto oneroſer ift fie in der Regel für den 
Schuldner, aus begreiflichen Gründen. | 

Blieb die Sache im Befiß des Schuldners, fo nahm man 
den Rentenkauf (Gülten Census annuus) zu Hilfe; dieſe Form 
liegt dem ſogenannten Ewiggelde, eiſernen Kühen und ſonſtigen 
immerwährenden Fundazionen zum Grunde, ſie ſetzt, obwohl 
auf Specialität und Publicität beruhend, ihrer Unveränderlichkeit 
wegen, das Hypotheken-Inſtitut ebenfalls geradezu nicht voraus, 
da derlei Laſten durch ſpecielle Verträge, deren Publicität auf 
verſchiedenen Wegen erreicht wird, gewährleiſtet ſeyn können. 

Erſt ſeit Einführung des Hypotheken-Inſtituts im germani— 
ſchen Sinne war ſowohl die Sicherung ſtabiler und allgemeiner, 
als jene ſpecieller und wandelbarer Rechte auf unbeweglichen 
Gütern unter allen Formen anwendbar. 

Sie laſſen ſich in drei Hauptgattungen eintheilen: 

1. in die der Integrität, 
2. die Beſitzrechte und endlich 
3. den Laſtenſtand des Gutes betreffende Vormerkungen. 

Am lückenhafteſten und am wenigſten normirt ſtellt ſich die 
erſte Gattung dar. Nur den Namen des Objekts als unerläßlich 
finden wir überall aufgeführt, dagegen eine nähere Beſchreibung, 
ein Inventar, eine Schätzung oder den Kaufpreis der Güter 
entweder gar nicht, oder nur theil- und bedingungsweiſe vom 
Geſetzgeber gefordert. 

Die zweite Gattung, die Sicherſtellung der Beſitzrechte und 
Beſitzbeſchränkungen betreffend, iſt regelmäßiger und vollſtändiger 
als die vorhergehende ausgebildet und benützt, da hier das 
Intereſſe der Parteien unmittelbar betheiligt erſcheint, und zu 
den Einträgen ein poſitiveres Material geliefert werden kann. 
Hieher gehören demnach die Beſitztitel des Eigenthümers, deſſen 
Beſitzbeſchränkungen, Sukeeſſionsvorſchriften u. ſ. w. 

Die dritte Gattung endlich führt, wenn auch nicht unbe— 
dingt, alle auf dem Gute haftende Laſten auf, ſo doch jeden— 
falls diejenigen, welche aus ſpeciellen Rechtstiteln erwachſen. 

Man hat nämlich bis jetzt es theils für ſchwierig theils für 
überflüſſig gehalten, dasjenige in den Hypothekenbüchern vorzu— 
tragen, was durch Herkommen oder allgemein verbindliche Landes— 


17 


geſetze das Gut bebürdet, und konnte von dem um fo mehr 
Umgang nehmen, als auch anderſeits, wie erwähnt, die dieſem 
gegenüber ſtehende Rubrik des Aktiv-Inventars vollſtändig auszur- 
füllen nicht für nöthig erachtet wurde, wohin überdieß, ſtreng ge— 
nommen, derlei Laſten als Abzüge gehören, da ſie keine eigentli— 
chen Hypotheken ſind. 


Außerdem kommen noch zweierlei Arten von Einträgen bei 
allen drei Hauptformen vor; nämlich die Supervormerkung, wo— 
durch die auf der Sache haftende Forderung ſelbſt zum Unter: 
pfande dienen kann, und die Pränotazion, eine Art Zwitter, der 
ſich gleichſam von ſelbſt aus der einſeitigen Auffaſſung und Rich⸗ 
tung des Hypotheken⸗Inſtituts herausgebildet hat, wodurch näm— 
lich die Anmeldung vermeintlicher oder unausgetragener Rechte 
geſchieht, welche zwar nur eventuell, d. i. bis zur Rechtfertigung 
in den Büchern haftet, dem Pränotanten aber bis dahin die er— 
langte Priorität ſichert. 


Es verſteht ſich übrigens von ſelbſt, daß die hier aufge⸗ 
führten Formen nach dem Stande der in den verſchiedenen 
Staaten beſtehenden geſetzlichen Normen mehr oder minder zu— 
läſſig, mehr oder minder modificirt in Anwendung ſind. Hier 
iſt nur ein Bild im Allgemeinen gegeben. 


Dieſe Mittel reichten jedoch nicht hin, der Verwerthung des 
Realkredits in allen Fällen zu genügen; die ſogenannten ledernen 
Briefe, welche in dem Fürſtenthume Schweidnitz und Jauer ge— 
bräuchlich waren, gaben Friedrich II. von Preußen die erſte 
Idee zur Gründung einer Kreditsanſtalt, welche als Vermittler 
zwiſchen dem Schuldner und Gläubiger die Aufgabe hatte, Ka— 
pitalien auf ganz guten Hypotheken zu erwerben, und dagegen 
ſogenannte Pfandbriefe unter ihrer Garantie auszuſtellen, die 
Jedermann ohne vorherige Prüfung der Hypothek zur ſichern 
Geldanlage benützen konnte ). 

Aus einem ähnlichen Gedanken entſprang in neuerer Zeit 


) Kabinetsordre vom 29. Auguſt 1779 und ſchleſiſches Landſchaftsregle— 
ment vom 9. Juli 1770. 
i f 2 
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die Kontrahirung von Anlehen bei akkreditirten Handlungshäufern 
mit der Berechtigung, hiefür Parzial-Obligazionen auszugeben. 

Wenn auch die Bequemlichkeit in Anſchlag gebracht wird, 
daß die Vermittlung derartiger Inſtitute es möglich macht, Zinſen 
und Kapital nicht erſt bei dem oft entfernt wohnenden Schuldner 
einfordern und einheben zu müſſen, ſo wie der weitere Vortheil 
für Letztere, daß hiedurch eine viel größere Anzahl von Kapita⸗ 
liſten ſich anbieten kann: ſo war es doch vorzugsweiſe der Wunſch 
und das Bedürfniß, der Garantie des Hppothekenbuches eine 
Supergarantie hinzuzufügen, welche gleichſam als Krücke jene An— 
ſtalten, und mit ihnen gewiſſermaßen ein neues Hypotheken— 
Inſtitut in zuſammengeſetzterer Form hervorrief. 

Es deutet dieß auf Mängel hin, die dem Hypotheken-In⸗ 
ſtitute, das doch der Theorie nach auf den eminenteſten Bürg— 
ſchaften ruht, innewohnen müſſen. Ein weiterer Beweis hiefür 
it der Zins fuß, welcher ſich bei Hypotheken noch niemals fo 
niedrig geſtellt hat, als er ſich im Vergleich mit andern Sekuri— 
täten, wenn deren Sicherheit zum Maßſtabe genommen wird, 
ſtellen ſollte. 

Endlich wäre dem anders, ſo ſähen wir nicht täglich die 
beſten Hypotheken Monden und ſelbſt Jahre lang ausgeboten, 
ehe ſie einen Kapitaliſten finden, der ſich dem oft mühſamen 
Geſchäfte der Hypothek-Prüfung unterzieht, dem alle Zweifel, 
die ihm aufſteigen, genügend erläutert werden können, und der 
außerdem über das ganze Gefolge von Weitläufigkeiten, For— 
malitäten und Verzögerungen hinwegſieht, die ihn künftig bei 
hundert Anläſſen bedrohen, der die Chance für nichts rechnet, 
vielleicht dereinſt ſeine auf das bündigſte geſicherte Habe dennoch 
durch drei Inſtanzen ſich erproceſſiren zu müſſen. 

Der Leichtigkeit, welche die wohlthätige Einrichtung dar— 
bot, jedem Verhältniſſe, jedem Geſchäfte durch die bloße Eintragung 
in die öffentlichen Bücher Bürgſchaften beizugeſellen, wie ſie kaum 
in anderer Art zu beſchaffen ſind, iſt es vor Allem zuzuſchreiben, 
daß bei weiterer Ausbildung des Inſtitutes dieſem Zwecke zu 
dienen, nicht minder wichtige Rückſichten ſich unterordnen mußten, 
und man ſo manches gänzlich überſah, wozu dasſelbe die Mittel 
bot. Sie verleitete überdieß zur Zulaſſung mancher bedenklichen 
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Sicherungsform und zur Anwendung von Rechtstheorien, als 
Reminiscenzen aus der Zeit, die noch keine öffentliche Bücher 
kannte. Dadurch iſt zwar dem Gläubiger jeder Vortheil zuge— 
wendet, den jene Bücher zu geben vermögen; ob aber dieſes 
einſeitige Auffaſſen der Beſtimmung des Inſtituts im Rechte ge— 
gründet, ob es kein Hemmniß für den Hauptzweck, der nicht 
allein die Sicherung der erworbenen Rechte, ſondern eben ſo 
ſehr die Klarſtellung der disponiblen Hypothek, den Schutz 
ihres Eigenthümers zum Ziele hat, iſt eine andere Frage, 
die kaum mit Ja beantwortet werden dürfte. 

Mit beſonderm Hinblick auf die Geſetzgebung in den öſter— 
reichiſchen Staaten glauben wir vorzugsweiſe auf folgende Ge⸗ 
brechen aufmerkſam machen zu ſollen: 

1. daß kein allgemeines Hypotheken-Geſetz vorhanden; 
2. daß die beſtehenden Normen nur eine beiläufige, keine nach 
Thunlichkeit vollſtändige Bezeichnung und Werthsangabe 
des Unterpfandes vorſchreiben; 
den Abgang verläßlicher Taxazionsnormen; 
die Zulaſſung unbeſtimmter Haftungen; 
„das allzuſehr begünſtigte Pränotazionsrecht; 
die nicht gehörige Sonderung der verſchiedenen Gattungen 
von Einträgen in den Büchern, und die dadurch entſtehende 
Unklarheit der Extrakte; endlich 
die Weitwendigkeit und Koſtſpieligkeit des Gerichtsverfah— 
rens gegen den ſäumigen Schuldner. 
Wir wollen verſuchen, das Vorhandenſeyn dieſer Uibelſtände 
und ihre nachtheilige Wirkung nachzuweiſen, ſo wie die Mittel 
zu ihrer Beſeitigung im Hinblick auf dasjenige, was in dieſer 
Richtung in andern Staaten bereits geſchehen iſt, aufzufinden. 
ad 1. Dieſe Thatſache, die übrigens in der Anmerkung 
Pag. 11 ſpecieller nachgewieſen iſt, muß Jedermann als einen 
den Verkehr hindernden Uibelſtand erkennen; namentlich ſind die 
Verſchiedenartigkeiten der Manipulazion, wie ſolche faſt in jeder Pro— 
vinz beſtehen, und die oft widerſprechenden Anordnungen, welche 
ein und dasſelbe Inſtitut betreffen, gewiß ſehr zu beklagen. Es 
wurde übrigens ſchon ſeit lange her an deſſen Beſeitigung durch die 
2 * 
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anbefohlene Bearbeitung eines neuen allgemeinen Hypotheken— 
geſetzes für die hier in Frage ſtehenden Provinzen gedacht. 

ad 2. Noch immer iſt die Idee vorherrſchend und wurzelt 
feſter als man glaubt, daß das Hypotheken-Inſtitut nur nach 
einer Seite hin wirkſam zu ſeyn vermöge, ſeine Bücher nur 
Rechtsverzeichniſſe und Laſtenbücher ſeyn ſollen und können. 
Hier wird nicht bedacht, daß erſt durch das genaue Inventar, die 
richtige Werthsangabe die fehlenden Faktoren geliefert werden, 
ohne welche der Realkredit nicht freudig erblühen, nicht lebendig 
ſich bewegen könne. Ihm fehlen bis jetzt die Füſſe, die den Torso 
tragen follen, — daraus erklärt ſich feine Unbeholfenheit, faſt möchte 
man fagen: fein Siechthum. 

Gönner fagt richtig in feinem Kommentar des baierfchen 

Hypothefengefeßes, Band II. Seite 195: 
v Betrachtet man das Hypotheken -Inſtitut als eine öffentliche 
Anſtalt zur Gründung des Realkredits im Allgemeinen, ſo ge— 
langt man zu der Uiberzeugung, daß dieſer Kredit für künf⸗ 
tige Anlehen nicht begründet werden könne, wenn nicht das 
Hypothekenbuch mit jedem Objekte einen Werth angibt, als einen 
Anhaltspunkt, nach welchem jeder küuftige Gläubiger bemeſſen 
kann, ob und welche Sicherheit er für ſeine Forderung erhalte. 
Dieſes wird noch durch die Erwägung beſtärkt, daß durch das 
Hypotheken⸗Inſtitut in ſeiner Ausdehnung der dem Gutsbeſitzer 
nothwendige Kredit, und der dem Gläubiger oft nothwendige 
Umſatz der Hypotheken-Briefe ſehr gehemmt wäre, wenn nicht 
das Hypothekenbuch ſelbſt und aus demſelben jeder Hypotheken— 
Brief die Angabe des Werthes enthielte, mit welchem jeder mit 
dem Zuſtande der Sache auch nicht näher bekannte Gläubiger 
feine Sicherheit für Kapital und Zinſen bemeſſen kann.« 

Iſt daher das Hypotheken-Inſtitut nicht nur zur Sicherung 
der Rechte, ſondern auch zur Förderung des Realkredits beſtimmt, 
ſo kann deſſen Baſis keine andere ſeyn, als die genaue Bezeich— 
nung und Werths darſtellung des Unterpfandes, was ein voll— 
ſtäͤndiges Inventar und eine richtige Schätzung vorausſetzt, 
ohne welche die vielen geſetzlichen Beſtimmungen, die die ſorgfäl— 
tigſte Ermittlung und Aufzeichnung der auf dem Objekte haftenden 
Laſten vorſchreiben, dennoch dem Darleiher das genaue Maaß 
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für ſeine Sicherheit nicht zu liefern vermögen. Iſt denn damit 
etwas gewonnen, wenn ich das Passivum auf Pfennig und Kreuzer 
zu addiren vermag, in ſo lange der Betrag nicht angegeben iſt, von 
welchem ich es abzuziehen habe“)? 

Wenn auch viele die Werthsangabe des Objektes in den 
Büchern als erforderlich anſehen, ſo ſind die Meinungen über 
die Art und Weiſe und den Umfang, in welchem Mi zu geſche⸗ 
hen habe, getheilt. 

Das baierſche Hypothekengeſetz hat die oben aufgeſtellte 
Anſicht ſeines Verfaſſers in folgender Weiſe etwas modificirt 
aufgenommen, indem es im §. 132 von einem doppelten Ge— 
ſichtspunkte ausgegangen iſt, nämlich: daß die Werthsangabe wohl 
wünſchenswerth, aber nicht abſolut nöthig, und daß dieſelbe auf 
verſchiedenen Wegen ohne Dafürhaftung des Inſtituts ermittelt 
werden könne. 

Die preußiſche Hypothekenordnung vom Jahre 1783 Tit. I 
§5. 43 bis 46 ſchreibt eine eigene Rubrik für den Preis, um 
welchen die Sache erworben wurde, und in welche nur aus— 
nahmsweiſe Schätzungen eingetragen werden, vor. 

In einigen Gebietstheilen des rechten Rheinufers ſollen ge— 
naue, auf Schätzungen gebaute Werthsangaben vorgeſchrieben ſeyn, 
wovon wir jedoch ein näheres Detail zu ermitteln nicht im Stande 
waren. 

In Frankreich mußte nach dem Hypothekengeſetze vom Jahre 
III. der bekannten Hypothekenzettel wegen die Werthsangabe in 
der Regel auf die Steuerrolle baſirt werden. 

Nach dem Code civil ſind gegenwärtig bei allen Verän— 
derungen am Beſitz die darüber gefertigten Urkunden in die Re— 


) Nebenbei kann aber die Aufnahme des Inventars und der Schätzung 
in die Bücher noch eine weſentliche Erleichterung dem Eigenthümer 
gewähren, indem er dadurch ein Mittel erhält, bei Abtrennungen 

5 oder ſonſtigen Veränderungen an der Hypothek, der Einvernehmung 
ſämmtlicher Gläubiger, wie ſie gegenwärtig unerläßlich iſt, auszu— 
weichen, denn ſobald die eingetragene Schätzung als authentiſch ange— 
ſehen wird, kann ohne Anſtand dem Richter die Befugniß eingeräumt 
werden, derlei Veränderungen an der Hypothek, in ſo lange die Prag— 
matikal⸗Sicherheit der Gläubiger nicht gefährdet iſt, zu bewilligen. 
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giſter aufzunehmen, wodurch die Preiſe derſelben zur Kenntniß der 
Betheiligten gelangen. 

Ungefähr dasſelbe geſchieht in Oeſterreich. 

Nirgends als vielleicht zum Theil in den oben angeführten 
Rheingegenden und im franzöſiſchen Geſetze vom Jahre III., das 
trotz des vielen Unheils, was es angerichtet, trotz ſeiner mehr— 
maligen Umänderungen von einem großen fruchtbringenden Ge— 
danken ausging, der nur in der Wahl der Mittel fehlgegriffen 
zu haben ſcheint, iſt der Grundſatz feſtgehalten: die Werths— 
angabe des Unterpfandes für ein weſentliches Erforderniß des 
Hypotheken -Inſtituts zu erklären. 

Theils die unklare Auffaſſung der mehrſeitigen Beſtimmung 
des Hypotheken-Inſtituts, theils die Schwierigkeiten, theils die 
Furcht, ein Heer von Proceſſen hervorzurufen, endlich der Ge— 
danke, daß verläßliche Werthsangaben ſo gering ausfallen möchten, 
daß fie dem Eigenthümer eher ſchaden als nützen dürften, mögen 
mehr oder weniger die Urſache ſeyn, die das Schwanken in den 
Anſichten hervorbrachten. 

Wir verkennen das Gewicht der angeführten Motive kei— 
neswegs, glauben jedoch vom theoretiſchen Standpunkte aus un— 
bedingt die vollſtändige Aufnahme der Aktiv-Beſtände in den 
Hypothekenbücheru aus den bereits angeführten Gründen bevor— 
worten zu ſollen, weil nur hiedurch ein vollſtändiges Syſtem 
möglich wird. 

Was die praktiſche Ausführbarkeit betrifft, fo wird fie immer 
mehr oder minder ſchwierig bleiben; doch unmöglich iſt ſie nicht, 
wenn wir die Grenzen deſſen, was wir wollen, nicht weiter 
ſtecken, als bis wohin wir können. 

Vor Allem muß der Begriff, was ein Reale ſey und ſofort 
hier zu inventiren und zu ſchätzen iſt, feſt begrenzt werden. Die 
Definizion, wie ſie der §. 293 des a. b. G. B. für un⸗ 
bewegliche Sachen gibt, iſt nur in Bezug auf die daraus ab— 
zuleitenden Rechtsgrundſätze aufgeſtellt; für den Zweck des Hy— 
pothekenbuches muß ſich der Begriff enger begrenzen; denn welches 
Inſtitut könnte die tauſendfältigen Gegenſtände der »Zugehör“ evi— 
dent halten, und durch Bucher ihr Eigenthum oder Pfandrecht 
ſpeciell ſichern? Daher kann unter die zu Realhypotheken taug— 
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lichen Sachen eigentlich nur das Unbewegliche und materiell 
Unzerſtörbare klaſſificirt werden, wodurch ſtreng genommen 
alles ausgeſchloſſen wird, was nicht Grund und Boden iſt. 


Gebäude ſind alſo nur Quaſi-Realitäten, die jedoch in 
gewiſſen Fällen, z. B. durch Aſſekuranz und wegen der entfernten 
Wahrſcheinlichkeit ihrer gänzlichen Zerſtörung allenfalls noch als 
Hypotheken gelten können; dagegen ſind radicirte Rechte und Pri— 
vilegien, wie z. B. die geſetzliche Eigenſchaft eines Gutes als 
dominikal, ruſtikal, freiſäßlich, oder das Recht zu gewiſſen Ge— 
werbsbetrieben, wenn ſie auch noch ſo ſehr den Werth einer 
Realität erhöhen, in ſo lange jenem Grundſatze nach zur Hy— 
pothek untauglich, als ihr immerwährender Fortbeſtand 
von dem Ertheiler nicht auf einem andern realen Unter— 
pfande geſichert wird; völlig auszuſchließen ſind endlich, 
Rechte ohne reale Unterlage oder Beziehung, wie z. B. das 
Recht zur Aufſtellung von Markthütten, worüber unter andern in 
Wien ein eigenes Grundbuch geführt wird. 


Dieß wäre der Grundſatz, nach ſeiner vollen Konſequenz durch— 
geführt. In wie ferne hierauf das ganze Gebäude des Hypo— 
theken-Inſtituts ruhen müſſe, iſt hier nicht die Frage; wird er 
jedoch für Inventar und Schätzung angenommen, ſo hebt er 
jedes Hinderniß, dieſelben vollſtändig und genau verfaſſen zu 
können. 


Der Landeskataſter, wie er in neuerer Zeit faſt in allen civi— 
liſirten Ländern zu Stande kömmt, liefert uns das zu dem Zwecke 
vorzugsweiſe brauchbare Materiale; weiter als er geht, kann 
nicht gegangen werden, ohne willkürlichen Annahmen und Fehl— 
griffen Thor und Thür zu öffnen, was ſtatt den Zweck zu för— 
dern, denſelben wieder größtentheils vereiteln würde. Still— 
ſchweigend weiſet auch jedes Hypothekenbuch auf den Kataſter 
hin, warum ſollte er daher nicht daſelbſt geſetzlich vorgetragen 
werden, und zwar, wie es ſich von ſelbſt verſteht, nicht mit allen 
ſeinen Specialitäten, ſondern durch Hauptſummarien, welche ſich 
auf dieſe gründen. — Durch Eintragung ſolcher Kataſtralaus— 
züge wäre ein verläßliches Inventar, wie nicht minder eine 
Schätzung desſelben in den Büchern vorhanden, da, wie bekannt, 
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der Kataſter zugleich die Bonitirung der Grundſtücke zur Er⸗ 
mittlung des Steuerkapitals vornimmt“). 

Will man übrigens die ſogenannten Realrechte dennoch auf⸗ 
nehmen, ſo werden ſie unſchwer auf andern Wegen zu ſammeln 
und zu evalviren ſeyn. 

Indeſſen iſt die Aufzählung des Real-⸗Aktivſtandes noch nicht 
hinreichend zur verläßlichen Darſtellung des Unterpfandes; es 
müſſen hier noch nothwendig die dem Gute beſtändig anklebenden, 
d. h. die ſogenannten Reallaſten enumerirt und berückſichtigt 
werden. Dieſe gibt der Kaſtater nicht an; ſie ſind theils in der 
Landesverfaſſung, theils in dem Herkommen, und nur ſelten auf 
ſpecielle Urkunden gegründet, und oſt ſo vielfach, oft ſo geringfügig, 
daß deren vollſtändige Verzeichnung und Schätzung mit zahlreichen 
Schwierigkeiten verbunden iſt, und ſelbſt zur Quelle eines Heeres 
von Proceſſen werden kann. 5 

Dieſe faktiſchen Rückſichten machen es räthlich, von der 
ganzen Strenge des Grundſatzes in ſo ferne nachzulaſſen, als 
eines der genannten Hinderniſſe oder Uibel im Wege ſteht, was 
übrigens in der Regel um ſo weniger bedenklich iſt, als dieſe 
Verhältniſſe, wenigſtens in dem Bezirke, wo das Gut liegt, eine 
ſolche Notorität erlangt haben, daß Niemand leicht durch eine 
Auslaſſung irre geleitet werden kann. 

Doch freilich gibt dieß nur für das Gerippe des Gutes 
einen ſichern Anhaltspunkt, mit welchem man ſich, da praktiſch 
nicht mehr geleiſtet werden kann, begnügen muß, und was auch, 
faßt man die Hypothek im engern Sinne auf, genügen kann, da 
nur dieß Gerippe unveränderlich, daher real iſt. 

Damit jedoch die Preisveränderungen, welche das Reale ſo 
gut wie alles Uibrige erfährt, erſichtlich werden, und zugleich ein 
mehr oder minder genauer Anhaltspunkt zur Evalvirung der über 
dem kataſtermäßigen Stande jeweilig vorhandenen Pertinenz— 
Stücke gegeben ſey: kann und fol die jedesmalige Preis 


*) »Der zuverläſſigſte und einfachſte Maßſtab iſt das Steuerkapital; er 
iſt dauerhaft, fern von Uibertreibungen, ohnehin offenkundig und 
keiner neuen Recherche bedürftig.« Gönners Komm. über das 
bair. Hypoth. Geſetz Band II. P. 200. 
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angabe bei Beſitzveränderungen, fo weit fie aus den Akten her— 
vorgeht, in einer eigenes dazu beſtimmten Rubrik eingetragen 
werden. Werthsangaben und Schätzungen aus andern Veran— 
laſſungen dürften übrigens nicht minder zuläſſig ſeyn, voraus— 
geſetzt, daß ſie ſich auf glaubwürdige Dokumente zu ſtützen 
vermögen. 

Es genügt hier die kurze Andeutung, wie der bezeichnete 
Mangel ſich beſeitigen ließe; in ein näheres Detail einzugehen, 
iſt dieſe Schrift nicht beſtimmt, daher denn auch die Frage, in 
welcher Weiſe bei den vorgeſchlagenen Eintragungen vorzugehen 
ſey, und wie fern z. B., wie dieß in Baiern der Fall iſt, Die- 
ſelben in der Regel von dem Willen des Hypotheks-Eigenthü— 
mers abhängig gemacht werden ſollen, oder nicht, füglich auf ſich 
beruhen kann. 

ad 3. Wie unverläßlich die nach der in der Gerichtsordnung 
vorgeſchriebenen Art erhobenen Schätzungen ſind, iſt bekannt, und 
wir erblicken nur zu oft ein und denſelben Gegenſtand bei ver— 
ſchiedenen Anläſſen zu verſchiedenen Zwecken in beinahe fabel- 
haften Preisabſtänden angeſetzt, wenn gleich beide von Männern 
angegeben werden, die einen Eid darauf leiſten, nach Wiſſen 
und Gewiſſen zu ſchätzen. 

Ueberdieß find alle bisher verſuchten Schätzungsnormen u nz 
genügend und äußerſt komplicirt; jeder künftige Verſuch 
ihrer Verbeſſerung wird und muß an derſelben Klippe ſcheitern, 
weil die unendliche Verſchiedenheit der Zuſtände und Verhältniſſe 
ſich auf einerlei Weiſe nimmer behandeln läßt. Den beſten Be— 
weis liefern die Protokolle der engern Landſchaftsausſchüſſe in 
Schleſien, welche von Reklamazionen und hierwegen vorgeſchla— 
genen Modifikazionen über ihre ohnehin äußerſt weitwendigen 
und verwickelten Taxazionsnormen wimmeln. 


Für die Zwecke des Hypotheken-Inſtituts an und für ſich 
genügt, wie wir glauben, die vorgeſchlagene Benützung der Ka— 
taſtralwerthsermittlungen; doch gibt es viele Fälle, wo ſowohl 
zur weitern Benützung des Realkredits, als aus andern Ur— 
ſachen, und vorzugsweiſe als Anhaltspunkt bei Feilbietungen 
anderweitige Schätzungen unentbehrlich ſind; es handelt ſich 
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daher um die Frage, was an die Stelle des bisherigen Verfah— 
rens zu ſetzen wäre. 

Uns dünkt, da doch im Allgemeinen die Ertragsfähigkeit 
den Werth eines Objektes beſtimmt, eine auf den Ertrag und 
ſomit auf ein wirkliches Ergebniß gebaute Schätzung böte 
einen Ausweg, der um ſo berückſichtigungswerther erſcheint, als 
ſolche in vielen Fällen leichter zu beſchaffen iſt, und jedenfalls 
eine weniger willkürliche Annahme zuläßt, wie dieß bei 
Evalvirung der einzelnen Beſtandtheile der Fall ſeyn kann. Daß 
ſie nicht überall ausreicht, geben wir zu, doch genug, daß ſie 
in den meiſten Fällen genügen kann. 

Die Erhebung des Zuſtandes, in welchem ſich das zu ſchäz— 
zende Objekt befindet, kann übrigens auch hier nicht vermieden 
werden, da er einen weſentlichen Einfluß auf die Nachhaltigkeit 
des Ertrages äußert. Eine ſolche Erhebung, wo es auf Klei— 
nigkeiten nicht ankommen kann, iſt jedoch gewiß weniger 
ſchwierig und kann beſtimmter normirt werden, als die ge— 
ſammte Abſchätzung der Subſtanz, weil außer der Beſchaffenheit 
derſelben auch noch die muthmaßliche Ertragsfähigkeit in Anſchlag 
zu nehmen kömmt. 

Endlich iſt nicht zu läugnen, daß Fälle vorkommen können, 
wo die Schätzung der ganzen oder eines Theils der Subſtanz 
und ſomit das alte Verfahren nicht umgangen werden kann, 
was übrigens durch Abſchaffung des Eides und Subſtituirung 
anderer Garantien gewiß noch einiger Verbeſſerung fähig 
iſt. Solche Fälle heben die Regel nicht auf, und ſohin ſtünde 
im Allgemeinen die Schätzung auf den Ertrag zu baſiren kein 
unüberſteigliches Hinderniß entgegen, wofür ſich noch eine bedeu— 
tende Erleichterung darin fände, wenn die Fuͤhrung von Bü— 
chern, ähnlich jener der Kaufleute, durch gewiſſe Vortheile, 
die damit verbunden wären, auch bei den Realitätenbeſitzern eine 
Aufmunterung erhielte. Die Geheimnißkrämerei muß ohne— 
dieß verſchwinden, wenn der Verkehr belebter werden ſoll. Solche 
Bücher werden aber auch zugleich mitwirken, den Geiſt der Ord— 
nung, der Pünktlichkeit und der kaufmänniſchen Ehre auf jene 
Klaſſen zu übertragen, bei welchen er noch am wenigſten Wur— 
zel gefaßt hat. 5 
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Aber auch ohne eine ſolche Buchführung werden ſich faft 
überall geeignete Hilfsmittel zur Ertragsberechnung vorfinden, 
wenn ſie nur gehörig aufgeſucht, benützt und geſichtet werden. 


Wenn Schätzungen auf der angegebenen Grundlage, wie 
wir glauben, genügen: ſo läßt ſich nicht bezweifeln, daß dadurch 
noch der Vortheil erwächſt, ſelbe auf einfachem Wege mit weni— 
ger Geld- und Zeitaufwand herbeiſchaffen zu können. 


ad 4. Es iſt einleuchtend, daß von dem Augenblicke an, 
als der Betrag, wofür das Unterpfand zu haften hat, im Hypo— 
thekenbuche nicht ermittelt werden kann, dem Beſitzer desſelben 
aller weitere Kredit entzogen iſt, indem die Unbeſtimmtheit einer 
Haftung die Sicherheit einer weitern Vorleihung, ſtreng genom— 
men, gänzlich ausſchließt; aber ſelbſt vorausgeſetzt, es geſchehe die 
Evalvirung ſolcher unbeſtimmten Forderungen annäherungs— 
weiſe, fo wird fie bei dem natürlichen Mißtrauen des nach— 
gehenden Darleihers jederzeit weit höher berechnet werden, als ihr 
wirklicher Werth austrägt, was daher für den Schuldner immer 
unvortheilhafter ſeyn muß, als wenn er eine billige Evalvirungs— 
ſumme hiefür ſelbſt in den Büchern anſetzen läßt; für den 
Gläubiger, werden ſich unter dieſem auch Minderjährige, Ehe— 
frauen, Gemeinden oder Stiftungen gedacht, kann die Feſt— 
ſetzung beſtimmter Summen durch freiwilliges Uibereinkommen 
oder richterliches Urtheil für die wahrſcheinliche oder mögliche 
Größe der Forderung mit eben ſo gutem Rechte genügen, als 
Kauzionen bei Pacht- und Lieferungsverträgen für eine angemeſ— 
ſene Sicherheit angeſehen werden. 


Es iſt daher nur der einſeitigen Richtung zuzuſchreiben, die 
das Hypotheken-Inſtitut größtentheils nahm, wenn man ohne 
Rückſicht auf andere Zwecke, nur den Einen vor Augen hatte, 
jedes wie immer geartete und ausgedrückte Recht durch die Ein— 

tragung in die Bücher zu ſichern. 


Die Franzoſen, welche in ihren Hypothekengeſetzen, nur all— 
zuoft an den römiſchen Rechtstheorien feſthaltend, die Zulaſſung 
ſtillſchweigender und privilegirter Hypotheken ausſprechen, und 
dadurch das Princip unbeſtimmter Haftungen in ihr Syſtem ge— 
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wiſſermaßen unwillkürlich aufnahmen, haben dennoch dieſelben 
bei den Inſkripzionen im Code civil nicht zugelaſſen 9). 

Das baieriſche Hypotheken-Geſetz huldigt in den SS. 19 
und 145 dem Grundſatze, daß in dem Hypothekenbuche nur be- 
ſtimmte Beträge aufzunehmen ſeyen, unbedingt; jedoch iſt bei 
Berathung des Geſetzentwurfes feſtgeſetzt worden, daß weder 
die Beſtimmung eines Kapitals bei bloß wiederkehrenden Neich- 
niſſen, noch die Evalvirung in Geld von Natural-Bezügen er⸗ 
forderlich ſey, und es genüge, wenn dieſelben genau in quanto 
et quali feſtgeſetzt werden. 

Dieſe Modifikazion, obwohl Gönner hierin eine wichtige 
Verbeſſerung ſeines Entwurfes erblickt, ſcheint dennoch die kon— 
ſequente Durchführung des aufgeſtellten Grundſatzes nicht voll— 
kommen zuzulaſſen; denn nicht alles läßt ſich nach den Süß— 
milch'ſchen Tabellen oder nach Ulpian Fr. 66 D. ad legem 
Falcidiam, wie von Seiffert meint, berechnen ). 


Uibrigens erſcheint die Faſſung des §. 19 um ſo bedenk— 
licher, als Gönners Kommetar Bd. I. S. 498 ausdrücklich den 
Grundſatz ausſpricht, daß das für eine Rente ausgeworfene 
Schätzungskapital, den Fall ihrer bedungenen Ablösbarkeit mit 


) Es iſt merkwürdig, daß bei der Berathung des Code civil die De— 
batte über dieſe Frage äußerſt kurz war, nur Tronchet machte ge— 
legenheitlich zum Art. 2134 den Antrag auf Hypotheken mit unbe— 
ſtimmten Summen. Treilhard bemerkte dagegen richtig: que usage 
de la propriete serait beaucoup plus compromis, si par l'effet d'une 
inscription indeterminée, dont l’objet ne pourrait peut-étre jamais 
exceder trente mille francs le proprietaire d'une terre d'un million 
n'offrait plus assez de sureté pour obtenir un pret de dix mille 
franes. Die Furcht, es möchten daraus Proceſſe entſtehen, hob Ber— 
lier durch die Bemerkung: & Pégard des difficultés, qui pourront 
naitre de la fixation des hypotheques relativement aux eréances in- 
determinees, il ne faut pas croire qu'il y aura autant des procès que 
d'inscriptions: linteret des parties les portera presque toujours à 
determiner dans Pobligation principale la somme pour laquelle P’in- 
seription pourra étre prise. Damit war die ganze Diskuſſion ge: 
ſchloſſen, und der Artikel 2148, der eigentlich die Hauptbeſtimmung 
enthält, wurde ohne alle Diskuſſion angenommen. Vide Gönners 
Kommentar Band J. pag. 241. 

**) Gönners Kommentar Band I. pag. 244. 
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demſelben ausgenommen, nur als eine beiläufige unverbind— 
liche Angabe anzuſehen ſey. 

Vielleicht ließe ſich allen Anforderungen genügen und da— 
durch noch größere Klarheit in das Hypothekenbuch bringen, wenn 
kurzweg der Grundſatz ausgeſprochen würde: jede unbe— 
ſtimmte Forderung“) kann nur auf einen beſtimmten 
Kapitalsbetrag super vorgemerkt werden, wel— 
cher durch Ulbereinkommen oder durch den Richter 
feſtzuſetzen iſt. 

Hiemit ſind alle Schwierigkeiten aus dem Wege geräumt, 
der Berechtigte iſt im Stande, ſich eine Sicherheit nach Gefallen 
zu bedingen, oder doch durch den richterlichen Ausſpruch eine 
ſolche zu erlangen, wobei alle Möglichkeiten in Erwägung gezo— 
gen werden, da es nur von ihm abhängt, ſie dem Richter an— 
ſchaulich zu machen; der Hypotheks-Eigenthümer dagegen kann 
den Reſt ſeines Kredits anſtandslos verwerthen, ohne die Ein— 
wendung beſorgen zu müſſen, daß ein vorhergehender Gläubiger 
möglicher Weiſe mehr, als aus den Büchern erſichtlich iſt, for— 
dern könne. 

Eine eigene Gattung unbeſtimmter Haftungen ſind die Ak— 
ceſſorien einer Forderung an rückſtändigen Zinſen, Schaden und 
Streitkoſten. 

So vollſtändig ſich dieſe als gleich berechtigt mit der Haupt— 
forderung rechtfertigen laſſen, wenn von dem HypothekenInſti⸗ 
tute ganz abgeſehen wird, ſo ſehr ſcheint es uns gegen das 
Princip der Publicität, welches das Hypothekenrecht aufſtellt, zu 
verſtoßen, wenn Haftungen, welcher Natur ſie immer ſeyn mö— 
gen, zugelaſſen werden, die aus den öffentlichen Büchern nicht 
zu erſehen ſind. 

Das a. b. G. B. geht über dieſen Punkt mit Stillſchwei— 
gen hinweg, dagegen enthält die Konkursordnung F. 18 nicht 
nur die Beſtimmung, daß dreijährige Zinnsrückſtände, wenn ſie 


) Wohin auch ſtipulirte, fremde, dem Kours unterworfene Geldvaluten 
oder Münzſorten gerechnet werden müſſen, ſo zwar, daß in dem Haupt— 
buche nur Eine, nämlich die geſetzliche Währung, auszuwer— 
fen wäre. 
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unausgeſetzt eingeklagt worden, und jene, welche nach eröffnetem Kon⸗ 
kurs verfallen, gleiches Vorrecht mit dem Kapitale genießen ſollen. 

Baiern), Frankreich *), Preußen **) geben verſchiedene 
geſetzliche Beſtimmungen, welche ebenfalls mehr oder minder dar— 
auf hinausgehen, die Akceſſorien in die Priorität der Haupt⸗ 
ſchuld zu verſetzen. 1571 dachte man über dieſen Punkt klarer 
und konſequenter bei Verfaſſung der Gantordnung für die Stadt 
München 1), wo nur dem einjährigen Giltrückſtande ein Bor: 
zugsrecht eingeräumt wird. 

Das neue baierſche Hppothekengeſetz hat in den SS. 42 
und 43 einen Mittelweg eingeſchlagen, indem es im erſteren §. 


*) »Das gemeine und das baierſche Recht erſtrecken das Unter: 
pfand nicht nur auf die Hauptſchuld (was ſich von ſelbſt verſteht), 
ſondern auch auf die Zinſen, ohne Unterſchied, ob fie bedungen oder 
bloße Verzugszinſen ſind, und auf die durch Ausklagung der Schuld 
verurſachten Proceßkoſten; ſelbſt in der baieriſchen Prioritäts— 
Ordnung Cod. Jur. Cap. XX. $. 13 N. 2 haben alle rückſtändigen 
Zinſen den Vorrang gleich der Hauptſchuld, wenn ſie der Gläubiger 
alle Jahre bei der Obrigket eingeklagt hat: — eine Be— 
ſtimmung ganz dazu geeignet, die Zinſen anſchwellen zu laſſen, weil, 
wo das bloße Einklagen die Priorität ſalvirt, der Gläubiger ſeine 
Klage ohne Schaden unbetrieben laſſen kann.« Gönners Kom— 
mentar Band I. S. 383. 

*) Das franzöſiſche Geſetz Art. 2168 erſtreckt das dingliche Recht des 
Gläubigers für alle Akceſſorien der Hauptſchuld nicht bloß gegen 
den Schuldner, ſondern auch gegen jeden dritten Beſitzer. 

ken) Das preußiſche Landrecht Th I. Titel 20 $. 482 — 489 und 504 bis 
510 erſtreckt das dingliche Recht auf alle vorbedungene Zinſen, be— 
ſchränkt es jedoch bei Unzulänglichkeit einer mehreren zur Hypothek 
verſchriebenen Sache auf zweijährige Rückſtände mit dem Rang der 
Hauptforderung, dagegen ſchließt es von dem dinglichen Rechte, ohne 
zwiſchen Schuldner und Gläubiger zu unterſcheiden, nicht allein die 
bloßen Verzögerungszinſen, ſondern auch die Koſten zur Ausklagung 
und Beitreibung der Forderung aus, wenn nicht dieſe in dem Haupt— 
inſtrument ausdrücklich vorbehalten, und dieſer Vorbehalt im Hypo— 
thekenbuche mit vermerkt worden. 

1) »Zum Siebenden ſoll hinfüro von ainem Ewiggelt mer nit, dann 
ein Gült, Nemblich die ſich in dieſem Jar, darinn die Gant beſchicht 
verfallen hat, in der Gant eingelegt werden, und ſoll das Jar zuruckh 
gerechnet werden, von dem Tag anzeheben, daran die Gant be— 
ſchicht. Was ſich aber für Ewigen Gelt ainen oder mer von ver— 
ſchinen Jar und Tag verfallen hetten, die ſollen nit mit und neben 
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die einjährig verfallenen und die laufenden Zinſen Eines Jah— 
res mit der Hauptſchuld in gleiche Priorität ſetzt, im letzteren 
§. aber wegen weiterer Zinsrückſtände, Schaden und Streit— 
koſten in ſo lange ein dingliches Recht gegen den Schuld— 
ner einräumt, als er die Sache beſitzt. 

Uns dünkt, daß Klarheit und Konſequenz bei jedem 
Geſetze, ganz insbeſondere aber bei einem Hypothekengeſetze, 
deſſen größte Zierden ſind, und daß daher jede andere Rückſicht 
hier um ſo mehr in den Hintergrund treten müſſe, als die Na— 
tur des Inſtituts eine unermeßliche Wohlthat in ſich ſchließt, die 
durch das Aufgeben einiger unbedeutender Vortheile, die nur 
auf Unkoſten ſeiner zu erreichen ſind, gewiß nicht zu theuer er— 
kauft werden. 

Am einfachſten iſt es daher, wenn gar keine Akeeſſo— 
rien zu der Hauptforderung geltend gemacht werden können, 
was ſich auch, wie uns däucht, praktiſch unſchwer durchführen 
läßt; denn will man die Zinſen der Hauptſchuld anhängen, ſo 
kann hiefür entweder vom Geſetzgeber oder durch Uibereinkom— 
menen der Parteien ein Zeitraum, z. B. ein dreijähriger, feſt— 
geſetzt, und ſofort das entſprechende Deckungskapikal 
in dem Hppothekenbuche ausgeworfen werden. Auf ähnliche 
Weiſe laſſen ſich durch die pasciſcirenden Theile auch Unkoſten 
und Schaden ſtipuliren. 

diemand wird dadurch verlieren, Jedermann nur gewinnen, 
wie dieß bei den unbeſtimmten Haftungen überhaupt bereits deut— 
lich gemacht worden iſt. 

ad 5. Pränotazion drückt eigentlich Vormerkung aus, und 
ſollte daher nur im Sinne das §. 438 des a. b. G. B. da 
gebraucht werden, wenn es ſich nemlich um ſolche Eintragungen 
in die Bücher handelt, die ein bereits deftnitiv gewordenes, jedoch 
nicht mit allen Förmlichkeiten verſehenes Geſchäft vorläufig ſicher 
zu ſtellen beſtimmt ſind. 


den Ewiggeltern: ſondern erſt hernach und zuletzt nach allen Ewigen 
Gelten, als ain Schuldt auf der Gant mögen eingelegt werden.« 

Die Unwirkſamkeit einer zwar angeſtellten, aber nicht proſequirten 
Klage iſt im achten Artikel ausgeſprochen. Riedl Ewiggeld. Urkun— 
denſammlung. S. 51. 
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Gegen dieſe Gattung der Pränotazion läßt ſich, fo weit fie 
auf unſtrittigem Wege zu Stande kömmt, nichts einwenden, im 
Gegentheile, ſie erſcheint als eine der weſentlichſten Wolthaten, 
welche das Hypotheken-Inſtitut zu gewähren vermag. 

Ein anderes iſt es jedoch, wenn es ſich bloß um Verwah— 
rung wirklicher oder vermeintlicher Rechte und Anforderungen 
handelt, welche gegen den Willen des Eigenthümers der 
Hypothek zur Eintragung kommen ſollen. 

Daß dieſe Präſervazionen mit den erſt genannten Vormer— 
kungen oder Pränotazionen in einen Topf geworfen werden, 
führt offenbar zur Verletzung der Eigenthumsrechte, was ſich am 
beſten dadurch herausſtellt, wenn man z. B. die in den meiſten 
öſterr. Provinzen beſtehenden geſetzlichen Beſtimmuugen für den 
Verbot bei beweglichen Sachen jenen für die Pränotazion 
bei unbeweglichen gegenüber ſtellt ). 


*) Zur ſchnelleren Uiberſicht folgt hier eine ſolche Zuſammenſtellung der 
auffallendſten Unterſchiede. 


| Verbot, Pränotazion. 
1. Muß die mit Verbot zu bele-1. Die Pränotazion kann ohne Aus: 


gende Sache eine bewegliche ſeyn, 
dem Schuldner gehören und in 
der Hand eines Dritten ſich be— 
finden; gewiſſe Gehalte und Pen— 
ſionen ſind jedoch hievon ausge— 
nommen. f 

Muß der Abgang anderer hin— 
länglicher Zahlungsmittel und 
die Gefahr für den Gläubiger 
erwieſen werden. 

. Müffen ſolche Urkunden beige: 
bracht werden, welche, wenn fte 
der Schuldner anerkennt, die 
Forderung vollſtändig beweiſen. 


nahme auf unbewegliche Sachen, 
ſobald ſie für den Schuldner in 
den Büchern inneliegen, geführt 
werden. 


. Senfeitiger oft ſchwieriger Be— 


weis wird nicht gefordert. 


. Wird nur die Vorlage einer 


brieflichen (ſchriftlichen) Urkunde, 
wie fie das 13. Hptſt. der G. O. 
bezeichnet, und daher auch eine 
bloß halben Beweis wirkende Ur— 
kunde erfordert; da ferner nach 
§. 14 jeder mit den gehörigen 
Förmlichkeiten verſehenen Pri— 
vat⸗Urkunde wider den Ausſtel— 
ler voller Glauben beigemeſſen 
wird, ſo kann ein einfacher Brief, 
welcher im Allgemeinen Dank— 
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Oder ſollten etwa die Eigenthumsrechte bei inffribirten Rea⸗ 
litäten andere ſeyn, als jene bei unverbücherter fahrender Habe? 
Eben ſo wenig läßt ſich aus der Gefahr am Verzuge die weit 
größere Leichtigkeit rechtfertigen, mit welcher Pränotazionen ge— 
währt werden, oder iſt eine Verſchleppung und Hinwegbringung 
von Fahrniſſen nicht eben ſo bald, ja weit eher ausführbar, als 
die Bewirkung bücherlicher Einſchreibungen zum Nachtheile des 
Gegners? 

Dasjenige, was ſich der Geſetzgeber geſcheut, in Bezug auf 
die fahrende Habe zu geſtatten, durfte er nimmermehr folgerecht 
gegen die unbewegliche verbücherte zulaſſen. Daß es geſchah, iſt 


billige Genugthuung für Schimpf 
und Schaden auszumeſſen. A. 
G. O $. 291. 


barkeit verheißt, zur Sicherung 
der daraus reſultirenden Rechte 
zur Pränotazion gelangen. Auch 
wird fie ſogar auf bloße vidi- 
mirte Abſchriften gegen Nach— 
trag der Originalien bewilligt. 


Bei Abgang hinlänglicher Be- A. Kauzion wird in keinem Falle 
weismittel muß der Verbots⸗ gefordert. 
werber genugſame Sicherheit für 
Schimpf und Schaden leiſten. 

Vide G. O. Kap. 29, S. 383, 
384, 385 und Hfdk. v. 15. Jän⸗ 
ner 1789. 

. Der Verbot gibt kein Pfand-⸗ 5. Gibt, falls die Rechtfertigung er: 
recht, denn ein zweiter Gläubi— folgt, der Priorität nach ein 
ger kann trotz des Verbots ex— vollſtändiges Pfandrecht. 
equiren. Hfdk. v. 5. April 1791. 

.Er muß aufgehoben werden, ſo- 6. Wird dem Schuldner dieſe Ver— 
bald von Seite des Schuldners günſtigung hier nicht zu Theil. 
andere Sicherheit geleiſtet wird. 

A. G. O. F. 289. 

Wird mit dem Verbot zugleich 7. Eine gleiche ausdrückliche 
eine förmliche Rechtfertigungs— Beſtimmung iſt für Präno⸗ 
klage eingebracht, ſo iſt hierüber tazionsfälle nicht vorhanden. 
unverzüglich, wo möglich inner: 
halb 3 Tagen zu entſcheiden. A. 

G. O. 8. 290. 
„Bei Aufhebung ift dem Gegner 8. Hinſichtlich der Pränotazion iſt 


nichts Aehnliches angeordnet. 
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nur ein Beweis mehr, wie ſehr die äußerſt beſchränkte Anficht 
vorherrſcht: es liege die Hauptaufgabe des Hypothekenbuches in 
der willigen Eröffnung ſeiner Folien zur Eintragung jeder Be— 
laſtungsform. | 

Wenn Einige die Anſicht aufftellen, daß die Pränotazion im 
Sinne der Verwahrung darum keinen erheblichen Nachtheil bringe, 
weil ſie weder das Aufſehen, noch die Ungelegenheit, die dem 
Verbote anhängen, im Gefolge habe, und überdieß, wenn ſie 
gerechtfertigt, mit gutem Grund haften bleibe: ſo liefern ſie da— 
durch für den Geſetzgeber noch immer keinen haltbaren 
Grund, einen Unterſchied zwiſchen Recht und Recht zu machen. 

Uibrigens läugnen wir, daß die Inkonvenienzen in der praf- 
tiſchen Ausführung ſo klein, ſo unerheblich ſeien, wie ſie vor— 
ausgeſetzt werden. Eine Zuſammenſtellung der durch den Miß⸗ 
brauch des Pränotazions-Rechtes hervorgerufenen Proceſſe und 
Verluſte aller Art würde am beſten dieſe Behauptung rechtfertigen. 

Wie gering endlich die Uibereinſtimmung der Geſetzgebungen 
über das Pränotazionsweſen iſt, zeigt ſich ſchon aus Folgendem: 

In Preußen iſt das Pränotazions- und Proteſtazions-Recht 
äußerſt ausgedehnt und verwickelt; man unterſcheidet dort Pro— 
teſtazionen 1) de non disponendo, 2) de non intabulando, 3) 
de non amplius intabulando, 4) pro conservan do jure, 5) 
pro conservando loco. — Das baierſche Hypothekengeſetz erklärt 
im F. 27 ebenfalls Verwahrung der Rechte im Hypothekenbuch 
in einem ſehr ausgedehnten Sinne für zuläſſig; — in Frankreich 
wird zu jeder Inſkripzion die Vorlage einer authentiſchen Urkunde 
oder eines gerichtlichen Urtheils erfordert; — in Oeſterreich beſtehen 
ſogar abweichende Beſtimmungen für einzelne Provinzen, ſo z. B. 
werden im Salzburgiſchen zu Folge Appell. Verord. vom 3. Juli 
1818, und in Tyrol zufolge Hofd. vom 15. December 1828 
nur Intabulazionen und durchaus keine bedingten Einver— 
leibungen (Vormerkungen, Pränotazionen) geſtattet, im lom— 
bardiſch⸗venezianiſchen Königreiche und in Dalmazien dürfen Prä— 
notazionen zur Erlangung der Hypothek blos wegen Geldfor— 
derungen zugelaſſen werden. 

Liegt hierin nicht ein ſicheres Merkmal, daß das Princip des 
Rechtes in dieſer Beziehung noch nicht ſeſtſtehe, und zugleich eine 
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dringende Aufforderung für den Geſetzgeber, hier Abhilfe zu 
ſchaffen? wobei gewiß von keinem andern Grundſatze ausgegangen 
werden kann, als dem, daß das Eigenthum durch das 
Vorhandenſeyn von Büchern, worin es verzeichnet 
wird, in ſeinem geheiligten Rechte niemals eine 
Beeinträchtigung erleiden dürfe. 

ad 6. Von minderer Wichtigkeit, jedoch zur leichteren voll⸗ 
ſtändigeren Benützung des Hypotheken-Inſtituts weſentlich er- 
forderlich, iſt nicht allein die chronologiſch, ſondern auch die lo— 
giſch geordnete überſichtliche Eintragung der in das Hy— 
pothekenbuch gelangenden Inſkripzionen, wodurch zugleich der 
Grundbuchsbehörde ihr Geſchäft erleichtert, und die hinauszu— 
gebenden Extrakte ganz klar und verftändlich abgefaßt wer— 
den können. 

Die Ungleichförmigkeit der in den öſterreichiſchen Staaten be— 
ſtehenden Landtafel- und Grundbuchs-Vorſchriften trägt mit dazu 
bei, dieſe Nachtheile noch fühlbarer zu machen; es wäre daher hohe 
Zeit, über die Einrichtung der Grundbücher ganz feſte Normen aufs 
zuſtellen, und vor Allem anzuordnen, daß die Einträge in das 
Grundbuch etwa nach dem Muſter des baierſchen Hypotheken— 
geſetzes in drei Rubriken, nämlich für die Sache, den Beſitzer 
und die Hypotheken zu geſchehen haben. 

Preußen hat auch eine ähnliche Eintheilung angenommen, 
nur daß es die Rubriken weniger ſcharf bezeichnet und die dahin 
gegörigen Poſten aus dieſem Grunde nicht völlig angemeſſen 
zuzuweiſen vermag. 

Würde dereinſt der vorgeſchlagene Kataſtral-Auszug 
nebſt Schätzung und Preisadnotazionen, dann die auf 
ähnlichem Wege ermittelten Reallaſten in die erſte Rubrik, 
alle die Beſitzrechte betreffenden Gegenſtände in die zweite 
Rubrik und endlich alle Forderungen an die Hypothek 
nebſt Ceſſionen und Löſchungen und zwar in beſtimmten Beträgen 
in die dritte Rubrik zugetragen ſeyn, ſo ließe ſich mit eben der 
Leichtigkeit, als man eine Rechnung abſchließt, durch Kombina— 
zion der erſten und letzten Rubrik der numeräre Aktiv-Reſt 
nicht nur mit Genauigkeit beſtimmen, ſondern auch aus der 
zweiten Rubrik ſehr überſichtlich alles das erſehen, was auf die 
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Berhältniffe des Beſitzers Bezug nimmt, was gewiß Je— 
dermann als wünſchenswerth erſcheinen muß. 

Weſentlich erleichtert und vereinfacht würden derlei ſyſtema⸗ 
tiſch klaſſificirte Einträge annoch dadurch, wenn kurze und bün⸗ 
dige Formularien die Form der Abfaſſung der zu ver⸗ 
büchernden Urkunden vorſchrieben, oder doch wenigſtens 
eine gewiſſe tabellariſche Form für die Schlußbitte der 
Einverleibungs⸗Geſuche angeordnet wäre. 25 

Haben wir doch etwas Aehnliches bei den Wechſeln, warum 
ſollte es hier nicht anwendbar und ausführbar ſeyn? Die größere 
Verſchiedenartigkeit der Verhältniſſe kann allein kein abſolutes 
Hinderniß abgeben, dieß wird blos mehrere, vielleicht etwas zu— 
ſammgeſetztere Formularien nöthig machen. 

Alles Erdenkliche aufzunehmen kann und ſoll, wie bereits 
geſagt, der Zweck des Hypotheken-Inſtituts ohnedem nicht ſeyn, 
worüber ſich überdieß in gleichem Sinne Gönner in ſeinem 
Kommentar des bair. Hypoth. Geſetzes Band I., Seite 278 
ausſpricht ). 

Den Parteien kann übrigens eine ſolche Anordnung nur 
Gewinn bringen, ihre Rechtsverhältniſſe klarer machen und be> 
ſtimmter ausprägen, wodurch gewiß mehr als Ein Proceß zugleich 
abgeſchnitten wird. 

ad 7. So ſehr auch das allg. b. G. B. die Rechtsgeſchäfte ver⸗ 
einfacht und der Chikane und Rabuliſtik einen großen Theil des 
Feldes entzogen hat, auf welchem ſie ſich in früheren Zeiten 
herumtummelten, ſo iſt doch nicht zu verkennen, daß der Abgang 
eines wiſſenſchaftlich bearbeiteten und konſequent durchgeführten 
Hypotheken⸗Syſtems dem Geſetzgeber nicht geſtattete, in Bezug 
auf die dahin gehörigen Streitigkeiten alle Mängel zu heben. 
Uiberdieß hat darauf mehr noch als das Civil-Geſetz die Ge⸗ 
richts⸗ und Konkurs ⸗Ordnung Bezug; beide find bekanntlich in 
unſern Staaten im J. 1781 und von Erſterer ein neuerer Ver⸗ 
ſuch für Weſtgalizien im J. 1796 erſchienen. 


*) „Das Hypoth. Buch iſt nicht beſtimmt, alles aufzunehmen, was Je— 
mand nach feinem Belieben anmeldet; es iſt durch feinen Zweck bes 
dingt, und ſelbſt die Geſetzgebung muß ſich vor Abſchweifungen und 
Nebenzwecken bewahren. « 
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Wie läßt ſich zu dieſer Zeit ein dem Geiſte und der Be— 
ſtimmung des Hypotheken⸗Weſens völlig angepaßtes Geſetz vor— 
ausſetzen, wo jene weder zum klaren Bewußtſeyn gelangt waren, 
noch die Inſtituzion ſelbſt eine allgemein regelmäßige Form an⸗ 
genommen hatte? 

Daher denn auch die Klagen, die der Hypothefen-Öläubiger 
über die vielen Umzüge und Koſten erhebt, die ihm die Ein— 
treibung ſelbſt der auf die bündigſte Weiſe ſichergeſtellten und 
evident gemachten Forderung verurſacht, nicht ohne Grund ſind, 
und Abhilfe verlangen, wenn die Uibel geheilt werden ſollen, 
die den Realkredit ſo ſehr verkümmern. 

Es ſteht uns nicht zu, über dieſe Materie, die mit dem 
ganzen Gebiete der Jurisprudenz verwoben iſt, auch nur an⸗ 
deutungsweiſe uns auszuſprechen, doch glauben wir ohne Anſtand 
für die in die Hypotheken-Bücher einzutragenden Forderungen 
die Anordnung ſolcher Formalitäten als unerläßlich bezeichnen 
zu ſollen, wodurch es dem Gläubiger rechtlich möglich gemacht 
werde, ſogleich auf Grund der für ihn in dem Hypothekenbuche 
eingetragenen Poſt die Exekuzion zu begehren, wobei höchſtens 
die einzige Einwendung ihrer bereits geſchehenen Tilgung oder 
ihrer Erlöſchung von Seite des Schuldners zuzulaſſen wäre, 
worüber ein ſummariſches Verfahren in kurzen Friſten entſcheiden 
könnte. 

Uiberblicken wir alles hier Geſagte, fo ergibt ſich das Re— 
ſultat: daß zwar Uibelſtände vorhanden ſind, die der vollen 
Benützung und Ausbildung des Realkredits, die ſeiner Rechtsſicherheit 
und leichten Verwerthung Hinderniſſe in den Weg legen, 
jedoch nirgends in der Art, daß ihre Beſeitigung unmöglich 
erſchiene. 

Freilich können menſchliche Einrichtungen nicht Alles leiſten; 
je ausgedehnter das Bereich iſt, auf welches ſie ihre Wirkſamkeit 
erſtrecken, deſto un vollkommener werden fie ihrer Natur nach ſeyn. 

In dem gegebenen Falle ſind es die öffentlichen Bücher, welche 
die Grundlage des Hypotheken-Inſtituts bilden, ſie werden nur 
dann ihre Beſtimmung erfüllen, wenn ſie nur dasjenige, und 
nur in jenem Umfange aufnehmen, was ſich in beſtimmten 
Größen mit völlig ausgeprägtem Rechte darſtellen 
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läßt. Alles Zufällige und Wandelbare, fo eng es auch 
immerhin mit dem Einen oder dem Andern verbunden ſeyn mag, 
läßt ſich nun einmal in Büchern nicht abſpiegeln; jemehr wir 
davon aufnehmen, deſto unvollkommener und unvollſtändiger geben 
wir das Bild zurück. 


Alles Uibrige ſind mehr oder weniger nothwendige Konſe— 
quenzen des hier aufgeſtellten Grundſatzes mit Ausnahme der 
erörterten im innigen Zuſammenhange mit dem Inſtitute ſtehen⸗ 
den Rechtsmaximen. 

Hier ſind wir von der Anſicht geleitet worden, daß das 
Hypotheken-Inſtitut für Keinen, der ſich desſelben bedient oder 
bedienen muß, zur Feſſel und Sackgaſſe werden dürfe, oder 
mit andern Worten, daß Niemanden der Mißbrauch des gehei— 
ligten Depoſitums, welches durch das Inſtitut der Bücher in die 
Hände eines Dritten gelegt wird, geſtattet, oder gar durch das 
Geſetz erleichtert werden dürfe. 


Das Eigenthum muß ſo frank und frei wie ehedem ne— 
ben den Büchern zu bleiben vermögen; ſonſt ſind dieſe ein 
Rückſchritt ſtatt ein Fortſchritt, ſonſt kompromittiren ſie die Ci— 
viliſazion. 

Was endlich die ſchleunigere und koſtenloſere Rechtshilfe 
betrifft, ſo gehört dieß nur mittelbar hieher, ſie thut im Allgemeinen 
Noth, ſie iſt eine Wohlthat für jeden Staatsbürger und verdient 
nur hier um ſo dringender herangewünſcht zu werden, weil das 
Hypotheken⸗Inſtitut große Intereſſen vertritt. 

Möchte doch ohne Zeitverluſt durch völlige Ausbildung dieſer, 
dem deutſchen Boden entſproſſenen, den Keim vielfältiger Wohl— 
thaten in ſich ſchließenden Inſtituzion auch der Realkredit, wel— 
cher einen Werth von Tauſenden von Millionen repräſentirt, 
endlich dahin erhoben werden, wohin weit geringere Bürgſchaften 
darbietende Kreditsſyſteme längſt gelangt ſind! Denn traurig iſt 
es, wenn auf die Frage, warum der Grundbeſitzer ein Anlehen 
faſt von Thür zu Thür ſich erbetteln müſſe, während der Ban— 
quier noch am Tage vor ſeinem Sturze mit Einem Federſtriche 
ſich Hunderttauſende verſchaffen kann, die Antwort dahin lautet: 
nur darum, weil das Hypotheken-Inſtitut noch in feiner Wiege 
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liegt, während andere Kreditſyſteme das Mannesalter völliger 
Reife bereits erreicht haben. 

Vielleicht liegt übrigens in dem Wiegenkinde der Keim zu 
einer gänzlichen Umſtaltung unſeres Geldweſens; denn nicht zu 
leugnen iſt, daß Gold und Silber nicht wirklich den innern 
Werth ihrer Natur nach beſitzen, den wir gewohnt ſind, durch 
deren Jahrtauſende langen Gebrauch als Geld- und Werthmeſſer 
ihnen beizulegen (man denke nur an den Perlenſack in der Wüſte), 
und es wird jedem klar ſeyn, daß der Beſitz der edlen Metalle 
an und für ſich eine Fikzion des Reichthums iſt, die nur 
darum, weil ſie die ganze Welt theilt, und nur in ſo lange, als 
ſie ſie theilt, eine Wirklichkeit ſcheint. 

Grund und Boden dagegen, auf welchen ſich das Hypothe— 
kenweſen baſirt, bleibt immer dasjenige Gut, welches unabhängig 
von der Meinung den Bedarf erzeugt und erzeugen hilft, 
durch welchen die Exiſtenz alles Lebenden allein möglich 
wird. 

Freilich gehörten Jahrtauſende dazu, bis der Weg angebahnt 
wurde, der vielleicht in ſeinen Endreſultaten dahin führen kann, 
eben dieſen Grund und Boden in die Taſche zu ſtecken, gleich 
Münzſtücken auszuprägen, mit einem Wort in wirkliches Geld 
wenigſtens in ſo lange zu verwandeln, als Staaten und Rechts— 
grundſätze auf jenen Grundlagen ruhen, die gegenwärtig die 
Civiliſazion als unerläßlich anſpricht. 

Ganz abgeſehen von jenen entfernten Möglichkeiten wird 
das hier gelieferte Materiale genügen, um nachzuweiſen, daß, 
wenn insbeſondere die nazional-ökonomiſchen Beziehungen im 
Auge gehalten werden, einerſeits gerade diejenigen Kredits-In— 
ſtitute, welche mehr oder minder auf Treue und Glauben be— 
ruhen, ſo ziemlich den Gipfel ihrer Leiſtungsfähigkeit erreicht, 
und in manchen Fällen vielleicht ſogar durch allzugroßes Raffi— 
nement überſchritten haben, wogegen andererſeits noch gewaltige 
„Kräfte des Kredits unausgebeutet find, aus Mangel ganz 
entſprechender Hilfsmittel für deren allſeitige Förderung und 
Benützung. 

Der Handelskredit durch ſeine Wechſel und Bücher, durch 
die Nachhilfe, die ihm die Bankinſtitute gewähren, leiſtet nicht 
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nur alles, ſondern faſt zu viel, wie es die Kataſtrophen bewei- 
ſen, denen er ausgeſetzt iſt. g 

Die Banken, obwohl nicht ſo ganz, wie das erſtgenannte 
Syſtem, auf dem loſen Grunde der Meinung und des Glaubens 
gebaut, ſchöpfen dennoch die Mittel ihres wohlthätigen Einfluſſes 
auf den Verkehr großentheils aus dem Handels- oder dem Staats- 
kredit; denn nur die Ausgabe unverzinslicher Noten macht 
es ihnen möglich, wohlfeiles Geld dem Publikum zu liefern; 
hätten ſie den vollen Betrag an Gold und Silber für dieſe 
Zettel in ihren Kellern vorräthig, ſtatt ſie zum größern Theil 
durch das Portefeuille zu decken, ſo könnten ſie auch nur, wie es 
bei den alten Banken der Fall war, den geringen Vortheil des 
erleichterten Geldtransportes und der Bewahrung edler Metalle 
vor Abnützung gewähren, was für den Verkehr bei dem jetzigen 
Stand der Dinge äußerſt unerheblich wäre. 

Gegenwärtig ſind dieſe künſtlichen Inſtitute, dort „wo ihr 
Gang ſtreng beaufſichtigt und kontrollirt wird, die großen Puls- 
adern, die nicht nur den Verkehr beleben, ſondern ihn auch 
regeln und gleichzeitig auf Herabſetzung des Zinsfußes ein— 
wirken. Gingen ſie weiter, ſo förderten ſie Schwindeleien, oder 
würden noch in anderer Art dem Nazionalwohle gefährlich; 
daher ſcheint das gegenwärtige Bankweſen nicht nur keiner we— 
ſentlichen weitern Vervollkommnung zur Erfüllung des ihm ge— 
ſteckten Wirkungskreiſes zu bedürfen, es wäre denn, daß ſich ein 
Mittel fände, demſelben eine reellere Grundlage zu geben. 

Der Staatskredit kann ſeiner Natur nach zur Hebung des 
Nazionalwohlſtandes nur dadurch beitragen, daß er leicht ver— 
werthbare Tauſchmittel liefert; ſeine Papiere wirken nur ſo, wie 
das von ihm ausgegebene Geld überhaupt. 

Dieſe Inſtituzion iſt eine in ſich abgeſchloſſene, ihr Zweck 
geht nur dahin, die auszugebenden Effekten durch Gewährung 
verſchiedener Beneftcien und Garantien jo vortheilhaft als mög⸗ 
lich unterzubringen. | 

Wenn jedoch hierin zu weit gegangen wird, wenn z. B. ger 
wiſſe Anleihen auf künſtliche Weiſe fruchtbringendern Unterneh- 
mungen die Kapitalien entziehen, und ſie dem Börſenſpiele zu— 
führen, ſo ſchlägt der Staatskredit ſich ſelbſt die empfindlichſten 
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Wunden, da ohne Produkzion kein Nazionalwohlſtand gedenkbar 
iſt, — auf dem jener doch allein beruht. 

Die pünktlichſte und loyalſte Einhaltung der eingegangenen 
Verpflichtungen iſt das einfache Princip, auf dem das Inſtitut 
als ſolches fußt; dieß iſt gegenwärtig allgemein erkannt, ſo gut 
wie alles übrige hier Geſagte, und ſomit iſt auch in dieſem 
Zweige ein weiterer Fortſchritt vor der Hand nicht abzuſehen. 

Das Akzienweſen iſt, wie an feinem Orte gezeigt, kein ei— 
gentliches Kreditsinſtitut, und hat nur in ſo ferne einen günſtigen 
Einfluß auf die Volkswirthſchaft, als die Unternehmungen, welche 
dadurch zu Stande kommen, ſolid und lukrativ find. Sein eins 
ziges Princip iſt das der Aſſociazionz alles Uibrige hängt von 
ſpeciellen Verhältniſſen ab. Es läßt ſich alſo eine höhere Ent— 
wicklung dieſer Form in ihrer Geſammtheit nicht annehmen. 

Es erübrigt daher nur noch der Realkredit. Dieſer hat 
bereits große Kapitalien flüſſig gemacht; doch ihre ſchnelle und 
angemeſſene Verwerthung ſtößt noch auf mehrfältige Hinz 

derniſſe; ihr Zinsfuß iſt höher, als er nach den Bürgſchaf— 
ten’, die geboten werden, ſeyn ſollte; wir erblicken mehr oder 
weniger ungleichartige Erſcheinungen in den Reſultaten, die aus 
dieſem Kreditsſyſteme hervorgehen; dort z. B. iſt nur der ge— 
ringſte Theil des realen Werthes, da ſogar mehr als jener 
umſetzbar; mit einem Worte überall macht ſich die Unbehilf— 
lichkeit der angewendeten Formen, die Unzulänglichkeit 
der Mittel bemerkbar. 

Durch die Pfandbrief-Inſtitute und Anleihen bei Handlungs— 
häuſern mit dem Recht zur Ausgabe von Parzial-Obligazionen 
iſt zwar ein neuer Weg gebahnt, doch lange nicht der Bau voll— 
endet; die Elemente ſind vorhanden, die beſten aller Bürgſchaften, 
das unzerſtörbare Bodenkapital dem Kredit in ähnlicher Weiſe 
dienſtbar zu machen, wie es durch die in dem Portefeuille und 
den Gewölben der Bank ruhenden Sekuritäten und Werthe 
geſchieht. 

Insbeſondere läßt ſich die Idee des Pfandbrief-Inſtituts 
dahin erweitern, das ganze Land ſelbſt zum großen Bank-De— 
poſitum zu machen, und ſeine grünenden Fluren, ſeine reichen 
Ertrag liefernden Felder unter dem hohen Gewölbe des 
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blauen Himmels ohne Schloß und Riegel, ohne Furcht vor Eins 
bruch und Kriegsgefahr als unermeßliche Bürgſchaften hinzuſtellen; 
und hierin liegen vor allem die großen Mittel, die gewaltigen 
Kräfte, die nur auf den verſtändigen Werkmeiſter harren, der ſie 
zu wecken und in ein großes Ganzes zu vereinigen verſteht, 
wodurch hinwieder der jetzt für den Verkehr kaum zu zählende Real⸗ 
kredit nicht nur das Höchſte, was er vermag, leiſten, ſondern 
zugleich auch vielleicht allen übrigen Kreditſyſtemen den Rang 
abgewinnen wird. 

Haben die bisherigen Geldbanken auf den Nazionalwohlſtand 
einen entſchieden günſtigen Einfluß gehabt, um wie viel mehr 
müßte dieß bei einer Realbank im obigen Sinne der Fall ſeyn, 
wenn ſie mit denſelben Privilegien ausgeſtattet würde? Denn 
unbeſtritten iſt es, 1) daß eine ſolche Bank durch ſolidere Garantie 
noch willigere Abnehmer ihrer auszugebenden Papiere fände, und 
2) daß die ganz koſtenloſe Art, auf welche fie ſich die ihr nö— 
thigen Sicherheiten zu verſchaffen weiß, ihr die Mittel bietet, 
noch bei weitem größere Vortheile dem Publikum zu gewähren. 
Namentlich ließe ſich ihr Zinsfuß auf ein äußerſt geringes Mi— 
nimum herabſetzen, wenn eine ſolche Bank das Recht zur Zettel⸗ 
ausgabe erhielte; denn da ſie die Zinſen für das bei andern 
Banken nothwendige Depoſitum erſpart, ſo koſten 
ihre Zettel weiter nichts, als was für die Erzeugung und Ma— 
nipulazion erforderlich iſt. | 

Daß der Realiſirung einer ſolchen Idee noch manche Hin— 
derniſſe im Wege ſtehen, und daß eine ſolche weit verzweigte, 
mit den höchſten volkswirthſchaftlichen Intereſſen verbundene 
Frage einer viel umfaſſenderen Erörterung bedarf, verkennen wir 
eben ſo wenig, als das Gewicht der faktiſchen Zuſtände, welche 
nicht überall ohne Gefahr das Einſchieben eines neuen Gliedes 
in die große Kette der dadurch berührten Anſtalten und Ge— 
ſchäftsverhältniſſe erlauben. 

Indeſſen dürfte die hier geſchehene Beſprechung der haupt— 
ſächlichſten Kreditsformen im Allgemeinen, dann das nähere Ein— 
gehen in das Weſen des Realkredits mit beſonderer Berückſichti— 
gung des Hypotheken-Inſtituts, mehrerer ſeiner Mängel und ihrer 
möglichen Beſeitigung, abgeſehen von dem ſpeciellen Zwecke 
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immerhin dazu dienen, einiges Materiale zu den Fundamenten 
zu liefern, auf welchen ſich das dereinſtige Gebäude eines Real— 
Kreditsſyſtems im weitern Sinne erheben ſoll. 

Um jedoch noch außerdem in dieſer Richtung thätig zu ſeyn, 
und zunächſt nach Kräften die baldige Verpflanzung eines an— 
erkannt zweckmäßigen Inſtituts nach Böhmen zu fördern, haben 
wir den Verſuch gemacht, die uns geeignet ſcheinenden Vorſchläge 
zur Errichtung einer Realhypothekenbank nach dem Vor— 
bilde der beſtehenden Pfandbriefs-Kredits-Vereine hier nachfol⸗ 
gen zu laſſen. 
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II. 
Dorſchläge 


zur 
Errichtung einer Real-Hypotheken-Bank 
i m 
Königreiche Böhmen. 


Die bisher beſtehenden Pfandbriefs-Inſtitute beſchränken 
ihre Wirkſamkeit im Darlehensgeſchäfte meiſt nur auf die Hypothe— 
ken der Dominien (landtäflichen Güter) und ordnen ein mehr oder 
minder komplicirtes Schätzungs-Verfahren an, wie denn endlich 
die Heimzahlung des aufgenommenen Darlehens durch irgend 
einen Tilgungsmodus feſtgeſetzt wird. 

So groß auch immer der Nutzen ſolcher Inſtitute iſt, ſo 
dürfte doch bei Gründung einer neuen ähnlichen Anſtalt es 
möglich werden, Modalitäten aufzufinden, die namentlich die an— 
gegebenen, bisher als unerläßlich gegoltenen Beſchränkungen und 
Formalitäten theils beſeitigten, theils vereinfachten, wenn 
ſich z. B. 

a) jede Realhypothek, ohne Rückſicht auf das Grundbuch, wo 
ſelbe inne liegt, durch das Inſtitut in Geld verwandeln; 

b) die Schätzung des Objekts und die Ermittlung des auf dem— 
ſelben haftenden Paſſivſtandes dergeſtalt vereinfachen ließe, 
daß jeder ſelbſt genau berechnen könnte, wie groß ſein 

Kredit bei der Anſtalt ſei; endlich 
c) wenn die Tilgung und Heimzahlung blos dann gefche- 

hen könnte, wenn fie im Intereſſe der Betheilig— 

ten liegt. 
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Daß die Betheiligung aller Realhypotheken ohne Ausnahme 
wünſchenswerth und ausführbar ſey, dürfte kaum mit Erfolg 
beſtritten werden, indem einerſeits gerade der kleinere und ganz 
kleine Realbeſitzer am ſchwierigſten ſich Geld verſchaffen kann, 
am meiſten ſeiner geringen Geſchäftskenntniſſe wegen in die Hände 
von habgierigen und oft auch unredlichen Vermittlern fällt, und 
jedenfalls aus Urſache der Geringfügigkeit ſeines Darlehens ver— 
hältnißmäßig weit größere, oft 50 und mehr Procent betra— 
gende Unkoſten hat, als die höhere Klaſſe von Realbeſitzern, 
andererſeits die mit der Landtafel faſt gleichförmige Einrichtung 
der Grundbücher, deren allfällige Mängel zu dieſem Zwecke ge— 
wiß ohne beſondere Schwierigkeiten zu beheben ſind, dann die 
unermeßlichen Wohlthaten des ſich ſeiner Vollendung nahenden 
neuen Landes⸗Kataſters die Haupterforderniſſe liefern, auch die 
Hypotheken des mindern Grundbeſitzers bei einem Pfandbrief— 
Inſtitute zuzulaſſen. 

Und wären endlich auch bei der praktiſchen Durchführung 
dieſes Syſtems ganz unbedeutende Beſitzſtaͤnde weniger leicht zu 
behandeln, ſo muß der Gedanke, daß die Ausſchließung des 
kleinern Beſitzers zu einer Prämie für den größern 
weniger bedürftigen wird, die verhältnißmäßig geringen 
Uibelſtände um fo mehr überſehen laſſen, als die Aſſekuranz⸗ 
Anſtalten ähnliche Schwierigkeiten nicht nur mit Erfolg bewäl— 
tigt haben, ſondern, ſo viel bekannt, die Hypotheken-Bank in 
Baiern dieß Princip ſogar ſchon in Ausführung brachte. 

Die Vereinfachung der Schätzungsgrundſätze iſt ein Pro— 
blem, das ſich nur dann genügend löſen läßt: 

a) wenn alle diejenigen Gegenſtände bei dem Werthsanſchlage 
unberückſichtigt bleiben, deren Stabilität nicht verbürgt, und 
deren Werth größern Schwankungen ausgeſetzt iſt, kurz: 
wenn die Realhypotheken auf das beſchränktwer— 
den, was ihr Wortlaut bezeichnet; nämlich auf 
die Ausmaß und Bonität des unzerſtörbaren Grundes 
und Bodens und etwa jener Gebäude, welche bei ſoliden 
Aſſekuranz-Anſtalten verſichert find; 

cb wenn die Taxazion dieſer Objekte thunlichſt aus dem 
Bereiche individueller Anſichten gebracht und dagegen auf 
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die, ungleich beſſere Bürgſchaften darbietende Baſis des 

kontradiktoriſchen Verfahrens geſtellt wird. 

Doch wenn dieſe bereits näher entwickelten Anſichten in Be- 
zug auf die dort beſprochenen Hypothekenbücher auch nicht be— 
ſtritten werden ſollten, ſo wird man vielleicht im gegenwärtigen 
Falle einwenden, daß bei Landwirthſchaften und Gütern eine 
derartige, blos den nackten Boden berückſichtigende 
Taxazions-Methode die Realhypothek auf ein ſolches Mi— 
nimum reduciren würde, daß damit dem Darlehenswerber gar 
nicht oder wenig gedient ſeyn dürfte, abgeſehen davon, daß es 
unbillig ſcheint, ſo Vieles, was doch auch mehr oder weniger auf 
den Namen »Realität« Anſpruch machen kann, und gleichſam 
mit dem Grund und Boden verwachſen iſt, wie z. B. Wirth: 
ſchafts-Gebäude, Waldungen u. dgl. gar nicht in Anſchlag 
zu bringen. 

Darauf iſt zu erwidern, daß hier die Hypothek durch eine 
moraliſche Perſon, ein Inſtitut geprüft werden ſoll, das in d o p— 
pelter Richtung wirkſam zu ſeyn beſtimmt iſt, und ſomit nur 
dann völlig ſeinem Zwecke entſprechen kann, wenn der Grund, 
auf welchen hin dasſelbe berechtigt wird, von Hand zu Hand 
gehende Werthsurkunden auszuſtellen, eine, jeden Zufall, jeden 
Zweifel ausſchließende Bürgſchaft in ſich trägt, welche von Je— 
dermann, ohne in näheres Detail eingehen zu müſſen, klar 
und deutlich erkannt und beurtheilt werden kann. 

Dieſem Zwecke muß ſich um ſo mehr jede andere Rückſicht 
unterordnen, als darum auch nicht um einen Pfennig der bis— 
herige Kredit verringert wird; denn welcher vernünftige 
Grund könnte den dem Inſtitute nachgehenden Gläubiger ver— 
anlaſſen, das Objekt jetzt anders, als er es gewohnt war, zu 
evaluiren? 

Uibrigens darf nicht überſehen werden, daß der von der 
Gewährung der unbeſtrittenſten Sicherheit abhängige, 
möglichſt geringe Zinsfuß jedenfalls den geſammten 
Realbeſitzern, wenigſtens für ihre erſten Sätze, unmittelbar zu 
Statten kömmt, geſchweige, daß auch die nachfolgenden Paſſiven 
mit den Zinſen in dem Verhältniſſe fallen müſſen, als die 
Anſtalt Hypotheken an ſich gebracht hat. 
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Wird die direkte Unterſtützung und Emporhelfung als allei— 
niger oder Hauptzweck eines hier in Frage ſtehenden Inſtituts 
vorangeſtellt, ſo läßt ſich freilich der beſprochene Taxazionsgrund— 
ſatz nicht durchführen; denn offenbar werden ſich immer willige 
Darleiher auf den Werth des gewiſſermaßen unverwüſtlichen 
Kerns der Güter finden, zumal wenn dieſer nach generellen Vor⸗ 
ſchriften im Ganzen niedrig abgeſchätzt wird. 

Iſt dagegen die gleichzeitige Repräſentazion und Benützung 
des unbeweglichen Eigenthums durch Schaffung einer hierauf ges 
gründeten Valuta, und ihr möglichſt geringer Zinsfuß, Hauptzweck 
des Inſtituts: ſo wird er um ſo ſicherer erreicht werden, je 
breiter und unzerſtörbarer die Grundlage iſt, auf 
der das aus zugebende Papier fußt. 

Auf Privatwegen läßt ſich dieſer Zweck gar nicht oder nur 
unvollkommen erreichen, und darum wirkt eine öffentliche Anſtalt, 
welche die hier nothwendige Vermittlung übernimmt, gewiß nicht 
minder wohlthätig, zugleich aber den Verkehr belebender, als jene, 
die vor Allem helfen will. 

Wie namhaft übrigens der von allen veränderlichen Zus 
thaten entkleidete Bodenwerth und die darauf gegründete Hypo— 
thek ſich darſtellt, kann aus der nachſtehenden beiläufigen Schätzung“) 
der konſkribirten Provinzen des öſterreichiſchen Kaiſerſtaates ent— 
nommen werden: 


*) Da es ſich hier gar nicht um Genauigkeit, ſondern mehr um ein Bild 
in runden Zahlen handelt, fo verſteht es ſich von ſelbſt, daß dieſe 
Tabelle dem Statiſtiker nicht genügen kann. 
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Schlägt man zu dem hier ausgewieſenen 
Bodenwerth pr. 2220 Millionen 
annoch als Werth der in den Grundbüchern für 
ſich inneliegenden Gebäude dieſer Provinzen nur 780 2 
hinzu, fo ergibt ſich ein Total-Hypothekenwerth 
nach den aufgeſtellten * von 
Wüllen e, ee 

Dieſer, oder 1 ein weit größerer Werth als dieſer, 
da die von der reellen Subſtanz nicht leicht trennbaren Gegen— 
ſtände mit haftbar ſind, wird auch jetzt als Hypothek für den 
Kredit benützt, und dennoch ſind die darauf ausgeſtellten Schuld— 
ſcheine ſo verſchieden in ihrer Geltung, ſo wenig beweglich und 
ſo ungeſchickt zum Geldumſatze, daß ſie als Verkehrsmittel gar 
keine, oder nur eine untergeordnete Stelle einnehmen, und oft weni⸗ 
ger verkäuflich ſind, als die Realitäten ſelbſt, auf denen ſie haften. 

Somit iſt die beſſere Mobilmachung und Werthsfeſtſtellung 
auch nur eines Theils derſelben von einer ſolchen unermeßlichen 
Bedeutung ſowohl für Privat- als volkswirthſchaftliche Verhält— 
niſſe, daß eine dieſen Zweck fördernde Anſtalt jeder andere Bor: 
wurf trifft, als der der Beſchränktheit in ihren Wirkungen. 

Was die Ermittlung des auf dem zur Hypothek angebotenen 
Objekte haftenden Paſſivſtandes betrifft, fo läßt ſich dieſer frei— 
lich, in ſo lange die beſtehenden Hypothekengeſetze und Grundbücher 
in weſentlichen Punkten nicht modificirt werden, nur auf dem 
gewöhnlichen, individueller Anſicht und Beurtheilung Raum ge— 
benden, überdieß oft ſchwierigen und weitläufigen Wege erheben; 
doch dürfte die Zeit nicht ferne ſeyn, wo unſere aufgeklärte Re- 
gierung die nothwendigen Verbeſſerungen durch Erlaſſung der 
ſchon ſeit langen Jahren vorbereiteten und nach den Erfahrungen 
der neueſten Zeit zu vervollſtändigenden Geſetze über das Hypo— 
thekenweſen eingeführt haben wird. 

Uibrigens erſchwert und verwickelt ihr Mangel noch in man— 
chen andern Fällen die Geſchäfte einer Anſtalt, die, wie die hier 
in Frage ſtehende, ſich fo weſentlich auf das Hypotheken Inſtitut 
ſtützt; dennoch bilden ſolche Gebrechen kein abſolutes Hin— 
derniß, ſondern nur Uibelſtaͤnde, denen vorläufig auf an— 
derm Wege abzuhelfen iſt. 
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Die Stipulirung eines Tilgungsmodus hat für den erſten 
Blick viel Einladendes für Gläubiger und Schuldner, weil die 
Hypothek mit jedem Jahre beſſer, und der Entlehner zu guter 
Wirthſchaft gezwungen wird. 

Beides iſt richtig, doch nicht minder die Bemerkung, daß auf 
dieſem Wege, abgeſehen von der fortwährenden Bewegung der 
Fonds, und ſofortiger komplicirter Verwaltung des Inſtituts, 
deren Koſten der Schuldner tragen muß, annoch die 
Koſten für ein neues Anlehen, an die Stelle des getilgten, 
hinzukommen, ſo wie es denn auch Niemand in Abrede ſtellen 
wird, daß Bevormundungen im Großen ſelten oder nie ihren 
Zweck erreichen. 

Uibrigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß ſowohl die Si— 
cherheit des Gläubigers bei etwaiger Entwerthung der 
Hypothek, wenn von der regelmäßigen Quotentilgung abgegangen 
wird, ſo wie für die Möglichkeit der Rückzahlung, wenn 
ſie im Intereſſe oder der Konvenienz des Schuldners läge, ge— 
ſorgt werden müſſe. 


Beides dürfte ſich dadurch erreichen laſſen, wenn die 
Kündigung des Darlehens zwar beiden Theilen, der 
Pfandbriefanſtalt jedoch nur mit einer gewiſſen 
Quote jährlich freiſtünde; — ſinkt die Hypothek im Werthe, 
ſo werden ſo viele Quoten nach und nach gekündigt, bis die er— 
forderliche Sicherheit für die Anſtalt wieder verbürgt iſt. 


Das iſt alles, was ſie bedarf, und wird höchſt ſelten ein— 
treten, da nur der nackte Grund und Boden die Hypothek bil— 
den ſoll. 


Dem Schuldner dagegen kann ohne Bedenken die Kündigung 
des ganzen Kapitals oder eines Theils desſelben freigeſtellt wer— 
den, wovon er übrigens nur in beſondern Fällen, z. B. Behufs der 
Zinſenherabſetzung Gebrauch machen wird, weil er koſtenloſer 
‚und bequemer durch Rückkauf von Bank- Briefen 
tilgt, die er übrigens zum künftigen Gebrauche in ſeine Kaſſe 
ſtets bereit hinterlegt. 

Der Anſtalt kann eine ſolche Kündigung ganz gleichgiltig 
ſeyn, ſobald ihr das Recht eingeräumt wird, jedesmal das Er— 

4 * 
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forderniß an Bankbriefen, welches den gekündeten Kapitalien 
gleichkommt, durch Verloſung al pari ſich zu verſchaffen. 

Obgleich das in hier erörteter Richtung ausgebildete Pfand— 
briefs⸗Inſtitut gewiß ſchon weſentliche Vorzüge vor den bereits 
beſtehenden beſäße, ſo iſt es nicht minder wichtig, das zweite große 
Gebiet, auf welchem ſich der Einfluß und die Thätigkeit 
ſolcher Anſtalten zu äußern hat, einer nähern Betrachtung zu 
unterwerfen; wir meinen nämlich die Verwerthung und Anwen— 
dung ihres eigenen Kredits durch Emittirung von Sekuritäten 
oder ſogenannten Pfandbriefen. 

Die Tendenz hier in Frage ſtehender Inſtitute war und 
muß ſtets ſeyn, die größtmöglichſten Garantien zu bieten, um 
willige Abnehmer für das hinauszugebende Papier zu finden, und 
dasſelbe nach Thunlichkeit vor jeder Schwankung zu bewahren. 

Es ſchien den Gründern ſolcher Anſtalten nicht genug, die 
auf Realitäten verſicherten Aktiven hiefür als Bürgſchaft zu 
geben; überall wurde außerdem die Solidarität der Haf— 
tung aller Schuldner des Inſtituts in Anſpruch genommen, 
und noch überdieß theils die Regierungen, theils die Landſtände 
zur Mitgewähr beigezogen, wie dieß in neueſter Zeit zufolge 
der unterm 3. November 1841 allerhöchſt ſankzionirten Statuten der 
galiz. ſtänd. Kredits-Anſtalt noch der Fall war. Warum dieß, 
wenn, wie vorauszuſetzen, für eine wirkſame Kontrolle Sorge ge— 
tragen war? Wohl einzig und allein aus dem Grunde, weil 
die Sicherheiten der Hypotheken nach der bisherigen Art und 
Weiſe ihrer Schätzung nicht über allen Zweifel erhaben waren, 
und man daher zu jedem Mittel griff, das Fehlerhafte und Man— 
gelbare dieſes Syſtems durch anderweitige Garantien auszu— 
gleichen. 

Durch die bei dem Darlehensgeſchäfte bereits vorgeſchlagene 
und begründete Schätzungsbaſis auf das Reale im engern 
Sinne iſt zugleich das Mittel geboten, denen Käufern von Pfand— 
briefen eine für ſie leicht berechenbare völlig genügende Garantie 
zu beſchaffen, indem die Willkür der Schätzleute, die unſicheren 
Anhaltspunkte für Evalvirung theils beweglicher, in den verſchie— 
denſten Qualitäten vorkommenden Dinge, theils zwar radicirter, 
jedoch in der Art und Weiſe ihrer Benützung unendlich verſchie— 
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dener Rechte, Giebigkeiten und Naturalleiſtungen hinwegfallen, 
und zugleich der Einfluß künftig möglicher ſchlechter Wirthſchaft 
und Deteriorirung der Hypothek faft in gar keine Rechnung 
gebracht zu werden braucht, weil er das Areal-Ausmaß in 
keinem Falle, die Bonität desſelben aber nur in 
geringem Grade zu modificiren vermag, und ſomit bietet die 
Aufnahme dieſes folgereichen Grundſatzes zugleich das Mittel, 
einen zweiten nicht weniger wichtigen aufſtellen zu können, nämlich 
den: daß die einfache Bürgſchaft für verläßliche Be— 
folgung der durch die Statuten feſtgeſetzten Nor— 
men völlig ausreichend iſt, jeden Zweifel in die 
Solvenz des Inſtituts für immer entfernt zu hal⸗— 
ten, was durch die Betheiligung einer angeſehenen Korporazion 
bei Leitung der Anſtalt, durch einen zu bildenden Reſervefond, 
und zum Uiberfluß noch durch die Haftung dieſer Körperſchaft 
mit ihrem eigenen Vermögen auf das vollſtändigſte erreicht wird, 
ohne die höchſt läſtige Solidarhaftung und Gebundenheit ſämmt— 
licher Schuldner in Anſpruch zu nehmen, die bisher als uner— 
läßlich erſchien. 

Der Keim zu einem weitern Fortſchritte auf der Bahn des 
Beſſern liegt in der ebenfalls ſchon bei dem Darlehen beſproche— 
nen Ausführbarkeit der Erlaſſung jener Stipulazionen, welche 
ſich auf Tilgung der Schuld in einem vorher beſtimmten 
Zeitraume beziehen, wodurch es möglich wird, die Inhaber der 
Pfandbriefe von der Unannehmlichkeit der Heimzahlung größten— 
theils zu befreien, indem die Operazionen einer regelmäßigen 
Tilgung gänzlich hinwegfallen und eine ſolche nur in den ſel— 
tenen Fällen eintritt, wenn ſie das Intereſſe des Schuldners er— 
fordert. 

Noch ſind endlich die Mittel zu beſprechen, wodurch die 
Anſtalt die Koften ihrer Verwaltung deckt. Gewöhnlich geſchieht 
dieß durch irgend eine Abgabe der Betheiligten oder durch die 
Differenz des Zinsfußes, den die Anſtalt gibt und nimmt; beides 
ſcheint uns läſtiger als die Beſtimmung der halbjährigen Zin— 
ſenvorauszahlung für den Schuldner, und der Zah— 
lung eben dieſer Zinſen de praeterito von Seite der Bank 
an die Pfandbriefsinhaber. Durch die auf dieſem Wege dem 
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Inſtitute zugewendete zinsloſe Benützung der halbjährigen In⸗ 
tereſſen von dem vorgeliehenen Kapitale müſſen, wenn die Ge— 
ſchäfte der Bank nur einigermaßen von Belang ſind, die Ver— 
waltungskoſten nicht nur reichlich gedeckt, ſondern zugleich auch 
neue werthvolle Garantien eröffnet werden, indem das Klag— 
oder vielmehr Exekuzionsrecht gegen den ſäumigen Schuldner 
volle 6 Monate früher eintritt, als die Anſtalt die entſprechenden 
Verbindlichkeiten gegen den Pfandbriefs-Inhaber zu erfüllen hat, 
und ſomit bei einem nur etwas begünſtigten raſchen Verfahren 
in dieſer Zeit durch Feilbietung oder Sequeſtrazion des Pfandes 
die baaren Mittel hereingebracht werden können, welche die An— 
ſtalt zur Erfüllung der ihrerſeits eingegangenen Verbindlichkeiten 
bedarf. 

Dieſe Maßregel kann aber für den Fall, als die geſammte, 
in der vorhergehenden Tabelle mit 240 Millionen ausgewieſene 
Pragmatikal-Hypothek durch die Pfandbriefe der Anſtalt reprä— 
ſentirt würde, noch mehr leiſten, als wozu ſie eigentlich beſtimmt 
iſt; fie würde nämlich in dem gegebenen Falle, den Zinsfuß zu 
49 gerechnet, eine ſtets ſchwebende zinsloſe Baarſchaft von 
4,160.000 fl. in den Kaſſen der Anſtalt anhäufen, wovon nur 
4 Millionen nutzbringend verwendet, eine jährliche Rente von 
160000 fl. abwerfen müßten, von welcher höchſtens 20—30000 fl. 
auf die Verwaltungskoſten erforderlich ſind, daher denn 130 bis 
140000 fl. als ein jährlich ſtets wiederkehrender Ge— 
winn ſich herausſtellen, die zu den wohlthätigſten folgenreichſten 
Zwecken ohne Nachtheil des Kredits der Anſtalt verfügbar werden, 
nachdem hievon etwa noch ein Reſervefond vorerſt gebildet wer— 
den mag. 

Selbſt die Art und Weiſe der Benützung dieſer Anticipat— 
Zinsraten kann eine neue Quelle mannigfacher Vortheile dem 
Lande öffnen, in welchem die Anſtalt errichtet wird, wenn näm— 
lich theils durch Vorſchüſſe auf Sekuritäten, theils durch Es— 
komptirung ſolider Wechſel der Induſtrie und dem Handels— 
ſtande ein Theil der Mittel geboten wird, von denen ihr Ge— 
deihen abhängt. Dieſe wohlthätige Maßregel iſt übrigens ſelbſt 
im Intereſſe des Inſtituts, da eben durch Errichtung der Bank 
die guten Real-Sekuritäten gänzlich untergebracht ſeyn werden, 
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und ſomit die Geldanlagen nothwendig einen andern Weg neh- 
men müſſen. 

Dem Kredit der Anſtalt droht hier keine Gefahr: 1) weil 
der Kapitalſtock dadurch auch nicht entfernt berührt wird, und 
2) weil die möglichen Verluſte ihre Deckung mehrfältig in den oben 
beſprochenen zu jedem Zwecke verfügbaren jährlichen Uiber— 
ſchüſſen finden. N 

Beruht eine Anſtalt auf den hier aufgeſtellten Grundlagen, 
ſo erſtreckt ſich ihre Wirkſamkeit zwar nicht unmittelbar auf die 
Hilfeleiſtung des hochverſchuldeten, oft hartbedrängten Realitäten— 
Beſitzers; dagegen wird ſie allgemein ſelbſt für den Eigen— 
thümer der unbedeutendſten Hypothek zugänglich, und ge— 
währt Bürgſchaften, wie ſie kein anderes Inſtitut dieſer Art zu 
bieten vermag, was hinwieder begreiflich die Gewährung des 
niederſten Zinfußes ermöglicht. Sie entfernt jede Willkür, 
jede Protekzion, ſie kann ihre Wohlthaten gewiſſermaßen zu 
einem Recht erwachſen laſſen, ihr Geſchäftsgang kann einfach 
und raſch ſeyn, ihre Bedingungen können auf völliger Frei— 
heit und der gleichen Berechtigung aller Betheilig— 
ten fußen, ohne daß dadurch ihr Intereſſe beeinträchtigt oder 
gar gefährdet würde. 

Dieſe Freiheit des Dispoſizionsrechtes leiſtet noch mehr, es 
liefert die Mittel, den Zins fuß nach den Konjunkturen der Zeit 
mit Berückſichtigung der Konvenienz jedes einzelnen Schuldners zu 
regeln; denn da ihm die Kundbarkeit feines Paſſivums eingeräumt 
iſt, ſo wird er davon Gebrauch machen, wenn er ſich billigere 
Gelder zu verſchaffen weiß, und die Anſtalt wird die Hand dazu 
bieten, indem ſie in ſolchen Fällen ihren eigenen Zinsfuß herab— 
ſetzt, wozu ſie noch überdieß den ſicherſten Maßſtab durch den 
Kours ihrer Papiere erhält. 

Endlich gewährt der in der Zeitdifferenz zwiſchen den 
anticipirten und nachhinein gezahlten Zinſen liegende Gewinn, 
wie bereits gezeigt, nicht nur die Befreiung von einer Abgabe 
für die Verwaltungskoſten, ſondern ſogar bedeutende Mittel 
für anderweitige Zwecke, es wäre denn, daß die Ausdehnung 
der Geſchäfte der Anſtalt bis zu den angegebenen Grenzen 
uicht einträte, in welchem Falle aber das Inſtitut ſelbſt als 
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mangelbar und unpraktiſch ſich darſtellen würde, und fofort den 
Keim ſeiner Auflöſung in ſich trüge, was wenigſtens vom theore— 
tiſchen Standpunkte aus kaum anzunehmen iſt. 

Es erübrigt nunmehr noch die Erörterung der Frage, in 
wie ferne überhaupt ein Inſtitut nach den hier gegebenen Grund- 
lagen zunächſt für die öſterr. Provinzen Bedürfniß und von 
Seite des Staates die Bewilligung zu deſſen Errichtung an⸗ 
zuhoffen ſei? 

Wie bekannt beſitzt die öſterreichiſche Monarchie außer einer 
erſt kürzlich in Galizien gegründeten, keine öffentliche Anſtalt, 
welche ſich ausſchließlich oder auch nur vorzugsweiſe mit Ge— 
währung und Vermittlung von Darleihen auf Hypotheken be— 
ſchäftigt. 

Das bedeutendſte Geldinſtitut, die Nazionalbank, hat es ſich 
hauptſächlich zur Aufgabe gemacht, für die Reglung des Geld— 
umlaufes, für das Staatskreditsweſen, für den Kaufmann und 
Kapitaliſten thätig zu ſeyn. Die eigentliche Beſtimmung der 
Sparkaſſen deutet ihr Name an. Das Darlehengeſchäft iſt daher 
auch dort gewiſſermaßen nur Nebenſache, nur Mittel zum 
Zwecke, das Morgen aufgegeben werden kann, wenn ſich eine 
anderweitige beſſere Benützung ihrer Gelder findet. 

Uibrigens muß anerkannt werden, daß die durch die Spar— 
kaſſen auf Hypotheken verwendeten Fonds für den Beſitzer von 
großem Nutzen ſind, obſchon ſie die ſchwerfälligen Formen, durch 
welche im Privatwege der Realkredit verwerthet wird, nicht ver— 
laſſen, und ſogar in mancher Beziehung noch drückender gemacht 
haben. Es beweiſet dieſen Umſtand am beſten das vorhandene 
allgemeine Bedürfniß nach Mitteln, wie ſie das hier in Vor— 
ſchlag gebrachte Inſtitut allein zu gewähren vermag. 

Preußen ward durch die Nothwendigkeit, den im Kriege ver— 
armten Gutsbeſitzern aufzuhelfen, zur Errichtung von Pfand— 
briefsinſtituten zuerſt veranlaßt, — jetzt und namentlich für Oeſter— 
reich kommt der Wunſch nach ähnlichen Anſtalten von einer ganz 
entgegengeſetzten Seite. 

Nicht Verarmung, ſondern Wohlhabenbeit, erhöhte Intelli— 
genz des Landes, der geweckte Unternehmungsgeiſt, mit einem 
Worte: die Uiberwucht an Kraft, die eine väterliche Regierung 
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gepflegt und großgezogen in 30 Friedensjahren, begehrt nicht 
Unterſtützung, ſondern freiere Bewegung mit dem 
Erworbenen, und wird freudig jede Maßregel begrüßen, die 
die Mittel hiezu bietet. 

Was aber kann mehr geeignet ſeyn, ſolche zu liefern für 
die in dieſer Beziehung wenig begünſtigten Grundbeſitzer, was 
kann beſſer die vorhandenen Lücken ausfüllen, als die praktiſche 
Anwendung des Princips, auf dem die beſprochenen Pfandbrief— 
Inſtitute ruhen, deren wohlthätige Folgen bereits bewährt 
und unbeſtritten ſind, wie dieß auch gegenwärtig die Staats— 
regierung anerkannt hat durch Sankzionirung der mit werthvollen 
Privilegien ausgeſtatteten Statuten der ſtändiſchen Kreditsan— 
ſtalt in Galizien. 

Diejenigen, welche trotz dem entweder aus veralteten Vor— 
urtheilen oder einſeitiger Auffaſſung die durch ſolche Inſtitute 
bewirkt werdende Erniedrigung des Zinsfußes und die weitere 
Erleichterung in der Beweglichkeit der Werthe für ein Uibel 
halten, verweiſen wir auf die großen Reſultate, die eben dieſe 
ſogenannten Uibel dort, wo ihre Wirkſamkeit in ausgedehnterem 
Maaße ſtatt fand, geſchaffen haben. 

Die Urſache iſt einfach: je wohlfeiler das Geld, je größer 
und erleichterter die Bewegung in den Fonds, deſto mehr ver— 
vielfachen ſich die Mittel für Unternehmungen jeder Art, die hin— 
wieder ihre reichen Zinſen tragen, und ſofort bleibende Kapita— 
lien für den Nationalreichthum liefern. 

Doch wir haben hierüber bereits zu viel geſagt, die erſten 
Elemente der Volkswirthſchaftslehre enthalten ja dieſe Sätze ſchon. 

Die hier aufgeſtellten Grundſätze dürften kaum etwas ent— 
halten, was dem Intereſſe der Regierung und ihrem Finanz— 
weſen entgegenſtände, wenn von jenem abgeſehen wird, was 
dieſe bereits großmüthig zu Gunſten des allgemeinen Wohls 
für Galizien gethan hat. 

Die Konkurrenz des neu zu ſchaffenden Papiers kann ihr 
nicht läſtiger ſeyn, als jene des galiziſchen, denn wenn auch hier 
die Garantien einfacher beſtellt werden, ſo ſind ſie im Ganzen 
genommen in Bezug auf den Kourswerth der zu emittirenden 
Sekuritäten von gleicher Wirkung. 
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Die Beſorgniß, daß durch das neu zu gründende Inſtitut 
dem Privaten ſowohl, als den unter öffentlicher Verwaltung 
ſtehenden Fonds, wie nicht minder den Sparkaſſen die Mittel 
entzogen würden, ihre Gelder auf ſichere Hypotheken unterzu⸗ 
bringen, iſt völlig illuſoriſch, denn im Gegentheile gerade 
in dieſer Beziehung wird das Inſtitut von weſentlichem Nutzen 
ſeyn, weil es das mühevolle und verantwortliche Geſchäft der 
Prüfung und Erwerbung der Hppotheken ganz allein auf ſich 
nimmt, und ſomit die ſichere Anlage von Kapitalien dergeſtalt 
vereinfacht und erleichtert, daß dem Anleger nur das geringe 
Geſchäft erübrigt, die erforderlichen Bankbriefe ohne weitläufige 
Prüfung koursmäßig an ſich zu bringen. 

Neue oder ausgedehntere Privilegien endlich, als die bereits 
einer Provinz gewährten, werden nirgends gefordert, und ſomit 
ſcheint auch in dieſer Beziehung der Beweis hergeſtellt zu ſeyn, 
daß die a. h. Genehmigung zur Errichtung eines Inſtituts 
in der hier angegebenen Art, namentlich fuͤr Böhmen, mit aller 
Wahrſcheinlichkeit anzuhoffen ſei. 

Um die hier entwickelten Ideen beſſer zu beleuchten, die 
Gliederung des Ganzen, die näheren Beſtimmungen ſeiner Grund— 
lagen zu veranſchanlichen und dadurch manche Zweifel zu löſen, 
manche Fragen zu beantworten, die noch unerörtert blieben, folgt 
hier ein Statuten⸗Entwurf, wie er dem Verfaſſer bei Beſpre— 
chung dieſes hochwichtigen Gegenſtandes vorgeſchwebt hat, und 
wie er für Böhmen unter der Leitung und den Auſpicien ſei⸗ 
ner Stände ausführbar ſcheint. 

Seine Abſicht iſt völlig erreicht, wenn hiedurch ein Mate— 
rial zu Tage gefördert worden, was in den Händen ſachkundiger, 
erfahrener Vaterlandsfreunde zur Verwirklichung des ſchönen, 
bereits vielſeitig anerkannten Zweckes führt, die Wohlthat der 
noch nicht Ein Jahrhundert alten Pfandbriefs-Inſtituzion auch 
auf ſein Vaterland auszudehnen. 


— — 
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Statuten- Entwurf. 


I. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 1. 
Errichtung der Bank. 


Die Stände errichten unter ihrer Garantie und Leitung eine 
Real⸗Hypothen-Bank für das Königreich Böhmen. 
Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anftalt 9. 1. 


§. 2. 
Zweck derſelben. 


Der Endzweck dieſer Bank iſt die Vermittlung von wohl— 
feilen Anlehen auf ganz ſichere Realhypotheken, wobei das In— 
ſtitut als alleiniger Gläubiger des Schuldners auftritt, ihn zur 
Einhaltung ſeiner Verbindlichkeiten verhält, und dagegen dem 
eigentlichen Geldgeber fälliges Kapital und Zinſen ausbezahlt 
und garantirt. 


g. 3 
Mittel zur Erreichung desſelben. 


Zu dem Ende erwirbt die Bank auf Realitäten verbücherte 
Kapitalien, deren Sicherheit nach den in den Statuten näher be- 
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zeichneten Grundſätzen zu prüfen ſeyn wird, und iſt dagegen be— 
rechtigt, unter der feſtgeſetzten Kontrolle eine gleiche Summe von 
Bankbriefen in Umlauf zu ſetzen, deren Verzinſung und allen- 
fällige Einlöſung unmittelbar aus den Kaſſen der Bank zu ge— 


ſchehen hat. 


§. 4. 
Zinsfuß⸗Regulirung. 


Da die Vermittlung wohlfeiler Anleihen, d. i. zu niedrigen Zinſen, 
der Bank zu den Endzwecken gehört, ſo ſoll der jeweilige Zinsfuß 
von der ſtändiſchen Verſammlung von Zeit zu Zeit nach Maß⸗ 
gabe, als ſich Geldgeber zu niedern Zinſen finden, oder mit 
andern Worten die Bankbriefe über pari ſteigen, regulirt werden. 


§. 5. 
Wirkung desſelben. 


Welche Regulirung die Wirkung haben wird, daß von dem 
beſtimmten Zeitpunkte an nur Bankbriefe zu dem neuen Zinsfuße 
ausgegeben, und Anleihen in demſelben kontrahirt werden dürfen, 
die Konvertirung der frühern Anleihen und Bankbriefe aber in 
dem Maße zu geſchehen haben wird, als die Schuldner durch 
Kündigung ihrer Kapitalien die Bank in den Stand ſetzen, alte 
Briefe einzulöfen. 


§. 6. 
Fruchtbringende Verwendung disponibler Gelder. 


Außerdem hat dieſelbe für die nutzbringende Anlegung zeit— 
weiliger, in ihren Kaſſen befindlicher disponibler Baarſchaft zu 
ſorgen, was durch Eskomptirung verloster Bankbriefe, dann durch 
verzinsliche Vorſchüſſe auf 90 Tage zu 4 des koursmäßigen 
Werthes der von ihr ausgegebenen Bankbriefe, durch Anlage bei 
akkreditirten Kredits-Anſtalten und endlich zur Begünſtigung des 
Handelsverkehrs durch Eskomptirung ſolider Wechſel zu geſchehen 
hat, in ſo lange nicht hierwegen die ſtändiſche Verſammlung 
etwas anders verfügt. 


Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt $. 78. 
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8.072 
Reſervefond. 


Endlich beſorgt dieſelbe die Bildung und Verwaltung eines 
Reſervefondes, indem der durch den unverzinslichen Genuß der 
halbjährigen Anlehens-Anticipat-Zins-Raten und andere ſtatuten— 
mäßige Zuflüſſe ſich ergebende Gewinn über Abzug ſämmtlicher 
Koſten in ſo lange alljährlich in den Reſervefond zu hinterlegen 
kömmt, bis ein Kapital von Einer Million Gulden Konv. Mze. 
gebildet ſeyn wird, welches jedenfalls auf die ſicherſte Art, und 
ſo viel thunlich in Bankbriefen anzulegen kömmt. 

Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt §. 70 u. 78. 


$. 8. 
Dispoſizionsrecht mit den Uiberſchüſſen nach Bildung des 
Reſervefonds. 

Iſt einmal obgedachter Reſervefond gebildet, ſo entfällt für 
die weitern Uiberſchüſſe mit Schluß eines jeden Rechnungsjahres 
das Dispoſizions-Recht für die Bank, und geht lediglich an die 
ſtändiſche Verſammlung über, welche auch allein über die Früchte 
des Reſervefondes zu verfügen hat, in fo lange die Nothwendig- 
keit nicht eintritt, den Reſervefond wieder zu ergänzen. 
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II. 


Von dem Organismus. 


F. 9. 
Karakter der Anſtalt. 


Die böhmiſche Neal = Hypothekenbank iſt eine böhmiſch⸗ſtän⸗ 
diſche Anſtalt, deren Beamte in der weiter näher bezeichneten Art 
vorgeſchlagen, ernannt und beſoldet werden. 


$. 10. 
Art der Geſchäftsführung und Gebahrung. 


Die Geſchäftsführung und Gebahrung geſchieht nach den 
in gegenwärtigen Statuten enthaltenen Vorſchriften, wofür die 
bei der Bank Angeſtellten den Ständen verantwortlich ſind. 


. 
Rechnungslegung. 


Zu dieſem Ende iſt die Direkzion der Bank gehalten, all— 
jährlich den Ständen durch den verſtärkten Ausſchuß die erfor- 
derlichen Rechnungsausweiſe und Abſchlüſſe, ſo wie die Ergebniſſe 
ihrer Geſchäftsführung in einem eigenen dokumentirten Berichte 
vorzulegen, und hierüber nach geſchehener Prüfung das Abſolu⸗ 
torium zu gewärtigen. 


Sen 2 
Oberſte Leitung der Bank. 


Die durch den jeweiligen Oberſtburggrafen oder den hiezu 
verfaſſungsmäßig berechtigten Oberſten Landesofficier einberufene 
ſtändiſche Verſammlung iſt der oberſte Leiter der böhmiſchen Hypo—⸗ 
theken⸗Bank und, außer den in den SS. 4, 6, 11, 14, 17, 18 und 19 
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zugewieſenen Geſchäften, namentlich allein kompetent, über die 

Hinausgabe und Abänderung des Geſchäftsreglements, ſo wie 

über die allenfällige Auflöſung des Inſtituts zu entſcheiden. 
Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt F. 89. 


F. 13. 
Specielle Uiberwachung der Bank. 


Die ſpecielle Uiberwachung der böhmiſchen Hypothekenbank, dann 
die Vorberathung aller der ſtändiſchen Verſammlung zur Schluß— 
faſſung vorzulegenden Gegenſtände iſt dem ſtändiſchen verſtärkten 
Ausſchuſſe, welcher für dieſe Angelegenheit einen permanenten 
unbeſoldeten Referenten aus ſeiner Mitte von 6 zu 6 Jahren 
durch abſolute Stimmenmehrheit zu wählen hat, zugewieſen. 

Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt $. 87. 


§. 14. 
Die pPrüfungs-Kommiſſion. 

Die Prüfung der gelegten Rechnungen, Unterſuchung der 
Bücher, Skontrirung der Kaſſen, Hypotheken-Urkunden und Blan⸗ 
quets⸗Depoſitorien geſchieht wenigſtens alljährlich einmal durch 
eine von der ſtändiſchen Verſammlung zu beſtimmende Kommiſſion, 
die aus einer willkürlichen Anzahl von Mitgliedern und Rech— 
nungsbeamten zu beſtehen hat, welche hierüber einen Bericht an 
die Stände verfaßt, der durch die Prager und Wiener Zeitung 
zu veröffentlichen ſeyn wird. 

Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits⸗Anſtalt §. 88. 


§. 15. 
Geſchäfts verwaltung. 
Die eigentliche ſtatutenmäßige Geſchäfts-Verwaltung wird 
durch die aus nachfolgenden Gliedern beſtehende Direkzion, welche 
ihren Sitz zu Prag hat, beſorgt. 


§. 16. 
Perſonal der Direkzion. 
Das Perſonal der Direkzion beſteht aus 
1 General-Direktor, 
1 General-Vicedirektor, 
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4 Direktoren nebſt 2 Stellvertretern, 

1 Rechtsanwalte, 

1 Kanzlei = Direktor, 

1 Buchhalter, 

1 Kaſſier 
und dem nach Erforderniß zu beſtimmenden Kanzlei = Perfonale. 
Vergleiche die a. h. ſankzionirten. Statuten der galiziſchen Kredits⸗Anſtalt §. 80 u. 83. 


Se 1m. 
Wahl und Ernennung der 4 erſten Beamten nebſt zweien 
Stellvertretern. 

Der General-Direftor, der Vicedirektor und zwei Direktoren 
nebſt zwei Stellvertretern werden von den Ständen aus deren 
Mitte durch abſolute Stimmenmehrheit in einer ſtändiſchen Verſamm⸗ 
lung von 6 zu 6 Jahren gewählt, die Beſtätigung der beiden Er— 
ſteren wird jedoch Sr. Majeſtät vorbehalten. 

Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt $. 81. 


§. 18. 

Verfahren bei Ernennung der übrigen Direkzionsbeamten. 

Die andern beiden Direktoren, der Kanzlei-Direktor, Rechts— 
anwalt, Buchhalter und Kaſſier werden über Ausſchreibung eines 
Konkurſes auf Vorſchlag des General-Direktors, General-Vice⸗ 
Direktors und der erſten zwei Direktoren, welcher von dem ver— 
ſtärkten ſtändiſchen Ausſchuſſe zu prüfen iſt, ebenfalls in einer 
ſtändiſchen Verſammlung durch abſolute Stimmenmeheit, das übrige 
Kanzlei⸗Perſonale aber von der Direkzion ernannt. 

Für dieſe Beamten iſt die Eigenſchaft eines Landſtandes nicht 


erforderlich. 
Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anftalt $. 81. 


8. 19. 
Beſoldungsnormale, Status, Beförderung, Entlaſſung, 
Penſionirung. 

Das Beſoldungs⸗Normale für die Direktoren mit Ausnahme 
des General-Direftors, welcher unentgeltlich dient, wird unmittel— 
bar, dann der Status und Beſoldungs⸗Etat des mindern Kanzlei⸗ 
Perſonals wird auf Vorſchlag der Direkzion und über Antrag des 
verſtärkten ſtändiſchen Ausſchuſſes durch die ſtändiſchen Verſamm⸗ 
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lung feſtgeſetzt und abgeändert. Die etwaige Beförderung, dann 
die Entlaſſung des Perſonals geſchieht von denjenigen Behörden, 
welchen die Wahl oder Ernennung desſelben zuſteht. Penſionirun— 
gen können aber nur in Folge eines ſtändiſchen Beſchluſſes Statt 
finden. 


Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt 9. 95. 


$. 20. 
Vorſchriften für die Direkzionsſitzungen. 


Der General-Direktor oder der Vicedirektor, in deren Er— 
manglung der älteſte Direktor, iſt Vorſitzender, die Direktoren 
und der Rechtsanwalt nebſt dem Kanzleidirektor und Buchhalter 
ſind Beiſitzer in den von dem Vorſitzenden anberaumten Di— 
rekzions-Seſſionen, wobei die Direktoren nebſt dem General— 
Direktor allein ſtimmberechtigt ſind; iſt der Vicedirektor an— 
weſend, oder ſind aus was immer für einem Grunde die Stimmen 
gleich getheilt, ſo hat der Vorſitzende eine doppelte Stimme; der 
Rechtsanwalt, der Kanzleidirektor und der Buchhalter geben jeder 
für ſich vor der Abſtimmung ihr votum informativum ab, welches 
zur Deckung ihrer Verantwortlichkeit in das Protokoll aufzuneh— 
men iſt, wobei es jedoch den ſtimmberechtigten Mitgliedern un— 
benommen bleibt, nach ihrer individuellen Anſicht zu ſtimmen und 
durch Mehrheit den Beſchluß zu faſſen. 


Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt $. 84 u. 85. 


De 
Siſtirung der Beſchlüſſe. 


Die Direkzions-Beſchlüſſe können nur in dem Falle, als ſie 
eine Verletzung der Statuten oder des Geſchäftsreglements ent— 
halten, oder die Sicherheit der Anſtalt gefährden, von dem land— 
ſtändiſchen verſtärkten Ausſchuſſe in ſo lange ſuſpendirt werden, 
bis die ſtändiſche Verſammlung darüber entſchieden hat. 

Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſt alt $. 88. 


§. 22. 
Behandlung der Gegenſtände in den Sitzungen. 
In den Direkzions-Sitzungen wird jeder Geſchäftsgegenſtand 
mittels eines ſchriftlichen Referats und Schlußvertrages zur 
| 5 
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Kenntniß der Verſammlung gebracht, wobei der Referent für die 
Richtigkeit der Aktenauszüge zu haften hat. Hierauf iſt entweder 
ſogleich zur Abſtimmung oder nach Ermeſſen des Vorſitzenden zur 
vorherigen Erörterung zu ſchreiten. 

Der Kanzleidirektor hat das Protokoll zu führen, das mit 
Schluß der Seſſion von ſämmtlichen Mitgliedern zu fertigen iſt. 


$. 23. 
Referats-Zuweiſung. 


Die Referate werden von dem General-Direktor oder in 
deſſen Ermanglung von dem Vicegeneral-Direktor unter die zur 
Sitzung berechtigten Mitglieder vertheilt, wobei der Rechtsanwalt, 
der Kanzlei-Direktor und der Buchhalter nur jene ſelbſtſtändig zu 
bearbeiten haben, welche ihrem Geſchäftskreis angehören. 

Uibrigens ſind, ſo viel thunlich, ähnliche Gegenſtände ein 
und demſelben Referenten zuzuweiſen. 

Für Anträge zu Zinsfuß- und Geſchäftsreglements- oder zu 
Statutenabänderungen, Bankbrief-Verloſungen, dann Darlehens— 
Geſuchen, Anträgen auf Erekuzion oder Sequeſtrazion und Kapi— 
talskündigungen iſt ein Koreferent zu ernennen, und außerdem 
der Gegenſtand dem Rechtsanwalt zur Begutachtung zuzuweiſen. 


§. 24. 
Obliegenheiten des General-Direktors. 


Dem General-Direktor oder deſſen Stellvertreter iſt die ge- 
ſammte Oberleitung der Bankgeſchäfte und die geeignete Ver— 
wendung des ihm untergeordneten Perſonals zugewieſen; außer— 
dem hat derſelbe die den Statuten und Geſchäftsreglement ge— 
mäßen Präſidial⸗Verfügungen in jenen Fällen ſelſtſtändig zu ver— 
anlaſſen, wo hiedurch weder die Rechte dritter Perſonen, noch 
die Intereſſen des Bank-Inſtituts berührt werden. 


$ 25. 
Obliegenheiten der übrigen Direkzions-Mitglieder. 
Die beiden General-Direktoren und die vier Direktoren haben 
in der Regel blos den Sitzungen anzuwohnen, und die ihnen 
zugewieſenen Referate zu verfaſſen, außerdem ſich zur Leitung 
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der im $. 90 bezeichneten Geſchäfte, dann zu Special-Kommiſſionen, 
zur Kontrolle und Mitſperre der Kaſſen verwenden zu laſſen. 

Der Rechtsanwalt hat die Bank in Streitſachen zu vertreten, 
und außerdem unter eigener Verantwortlichkeit die Prüfung und 
Begutachtung aller vorkommenden Rechtsgegenſtände, dann Uiber— 
wachung jener Verbindlichkeiten zu beſorgen, die entweder das 
Inſtitut zu leiſten auf ſich genommen, oder welche an dasſelbe 
von dritten Perſonen zu präſtiren ſind. 

Der Kanzleidirektor hat außer den ihm durch das Ge— 
ſchäftsreglement zugewieſenen Kanzleigeſchäften die Uiberwachung 
des ſämmtlichen mindern Perſonals zu beſorgen, und in den 
Sitzungen das Protokoll zu führen. 

Der Buchhalter und Kaſſier haben jene Verpflichtungen zu 
übernehmen, die ihnen das Geſchäftsreglement zuweiſet. 
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III. 
Vo m r 


F. 26. 
Das Darlehen geſchieht in Bankbriefen. 


Das Anlehengeſchäft wird jederzeit von Seite der Bank 
nur in eigenen verzinslichen Bankbriefen realiſirt. 


8 
Erforderliche Sicherheiten für das Darleihen. 


Die Bank iſt berechtigt und gehalten, auf jede in den öffent— 
lichen Büchern liegende Realität, ſobald der Darleihenswerber 
Nachfolgendes authentiſch nachzuweiſen vermag, ein Anleihen in 
eigenen Bankbriefen, deren geringſter Betrag nach §. 69 in 
100 fl. beſteht, zu gewähren und zwar auf Grund und Boden mit 
3, auf Häuſer mit 3 des richtig geſtellten Hypothekenwerths: 

1. Daß die Realität ſich im Königreich Böhmen befinde; 

2. daß der Bewerber der eigenberechtigte Eigenthümer der 
angebotenen Hypothek, oder für den Fall des Fideikommiſſes, 
des Lehens und der Subſtituzion zu der beabſichtigten Verpfändung 
im kompetenten Wege ſpeciell ermächtiget ſei; 

3. daß die dargebotene Realität nicht mehr und nicht minder, 
als mit allen jenen, in dem zur Beurtheilung des Werthes vor— 
gelegten Verzeichniſſe vorkommenden einzelnen Realbeſtandtheilen, 
Servituten und Grundlaſten in dem betreffenden Grundbuche 
oder Landtafel inne liege; 

4. daß die Zinſen der etwaigen Prioritäts⸗ Poſten bis zu 
ihrem letzten Verfallstermine berichtigt ſind; 

5. daß ſo ferne ein Haus zur Hypothek angeboten wird, 
dasſelbe bei zwei Aſſekuranz-Anſtalten, die der Bank genehm 
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find, zu gleichen Theilen bereits zum mindeſten, in feinem durch 
die Bank angenommenen Schätzungswerthe verſichert ſei. 
Vergleiche die a. h. fanfzionirten Statuten der galiziſchen Kredits⸗Anſtalt §. 29, 30 u. 34. 


28. 
Darlehen durch Ceſſionen. 


Außer dem eigentlichen Darlehen übernimmt auch die Bank 
bereits verbücherte Paſſiven durch Ceſſion, wenn der Inhaber 
der zur Ablöſung angebotenen Poſt mit dem Eigenthümer der 
Hypothek gemeinſchaftlich die im vorhergehenden $. ſpecificirten 
kachweiſe zu liefern und darzuthun vermag, daß das zu überneh— 
mende Kapital annoch in der ſtatutenmäßigen Priorität ſtehe. 

Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt 9. 33. 


§. 29. 


Grundſätze bei der Werthsbeſtimmung. 


Die Werthsbeſtimmung der dargebotenen Hypothek geſchieht 
bei Landrealitäten nach folgenden Grundſätzen: 


Bei Landrealitäten. 
a. Es wird hiebei einzig und allein das Areal-Ausmaß und 
die Bodenqualität beurtheilt und geſchätzt, wobei 


das Kataſtral⸗Ausmaß und deſſen Bonitirung als allein gil— 
tiger Maßſtab anzunehmen ſeyn wird, ſobald der neue Ka— 
taſter in Kraft getreten iſt; 


c. die darauf haftenden Grundlaſten und! Servituten in einem 
mäßigen, ſo viel thunlich von 10 zu 10 Jahren feſtzuſetzenden 
Anſchlag in ſo ferne in Abzug zu bringen kommen, als dieſe 
nicht in l. f. Abgaben, Naturalleiſtungen, Frohnen, Ro— 
boten, oder ſonſtigen Perſonaldienſten beſtehen, die darum 
außer Berechnung bleiben, weil dieſer Abzug die Hypotbek 
des kleineren Grundbeſitzers ohne Noth allzuſehr verringern 
würde, da in der Regel ſeine Perſon ſelbſt, dann die Ge— 
bäude und der Fundus instructus, welche außer allem An— 
ſchlag bleiben, mehr als hinlängliche Bürgſchaften gewähren. 

Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt $. 36. 


b 


+ 
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F. 308 A 
Bei Gebäuden. 


Bei Gebäuden dient die Ziffer der Zinsfaffion) über Ab⸗ 
ſchlag von 3 für Steuern, Regie und sarta tecta bei gutem Bau⸗ 
ſtande, und von einem verhältnißmäßig größeren Abſchlage bei 
mittelmäßigem oder ſchlechtem Bauſtande zur Baſis der Werths⸗ 
beſtimmung. 


§. 31. 
prüfung des Bauzuſtandes. 


Der Bauzuſtand wird durch eine auf Koſten des Darlehen— 
werbers abzuhaltende Kommiſſion, die aus Einem von dieſem, 
und Einem von der Bank zu benennenden Bauverſtändigen zu— 
ſammengeſetzt iſt, ermittelt, wobei es dem Hypotheksinhaber frei 
ſtehen ſoll, in ſo ferne ſich beide Theile nicht einigen, eine zweite 
Kommiſſion zu verlangen, wozu die Perſonal-Inſtanz des Ge— 
ſuchſtellers einen dritten ſachverſtändigen Obmann zu benennen 
haben wird. 


82 
Prüfung des bücherlichen Schuldenſtandes. 

Nach geſchehener Richtigſtellung der Schätzungsziffer erübrigt 
dann noch die Prüfung des ob dem Objekte haftenden bücher— 
lichen Schuldenſtandes, welche auf Grund eines ämtlich beglau— 
bigten Landtafel-⸗ oder Grundbuchsextraktes zu geſchehen hat. 


y $. 33. 
Prüfung der bücherlichen Prioritäts-Poſten. 
Bücherliche Prioritäts⸗Poſten, welche jedoch von der dar⸗ 
zuleihenden Summe nebſt dreijährigen Intereſſen in Abſchlag 
zu bringen ſind, werden nur in dem Falle zugelaſſen, als ſie 


*) Da patentmäßig die Gebaͤudezinsſteuer nur zeitweilig iſt, fo verſteht 
es ſich von ſelbſt, daß nicht nur die Behufs jener Steuer, ſondern 
auch jedes andere glaubwürdig verfaßte Zinseinbekenntniß hier genüge. 
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keine unbeftimmten Haftungen enthalten, und in der 
geſetzlich kourſirenden Geldvaluta ausgedrückt ſind. 
Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits⸗Anſtalt §. 33. 


§. 34. 
Erledigung des Darlehensgeſuches. 

Sobald in Gemäßheit der vorhergehenden SS. der Betrag 
des zu gewährenden Darlehens richtig geſtellt, und auf Grund 
des dießfälligen Referats von der Direkzion genehm gehalten 
worden iſt, welches nach Vorlage aller erforderlichen Dokumente 
längitens binnen 8 Tagen geſchehen muß, iſt dem Darlehen— 
werber die hierauf bezügliche Verſtändigung mit dem Beiſatze zu 
ertheilen, daß er ſofort die betreffende Schuldurkunde oder Ceſ— 
fion auszuſtellen, bei Gericht zu fertigen, reſp. fertigen zu laſſen 
und mitzufertigen, und deren bücherliche Einverleibung auf die 
im folgenden §. näher zu beſchreibende Weiſe zu erwirken, ſo— 
dann aber zu deſſen Beweis die ingroſſirte Original-Schuld— 
urkunde nebſt dem neueſten Grundbuchsextrakte der Bank vorzu— 
legen und die gleichzeitige Ausfolgung der entſprechenden Bank— 
briefe zu gewärtigen habe. 


. 35. 
Vorläufige Wirkung bei Einverleibung der Schuldurkunde. 


Da die Einverleibung der Schuldurkunde oder Ceſſion vor— 
läufig nur die Wirkung haben ſoll, der Bank die angebo— 
tene Hypothek und Priorität in dem gewünſchten Umfange vor 
Zuzählung der Valuta zu ſichern, ſo haben die Ausſteller jener 
Urkunde dieſen Umſtand in dem Einverleibungsgeſuche zu erwäh— 
nen, und zugleich die Erklärung anzufügen, daß ohne die förm— 
liche und ausdrückliche Einwilligung der ſtändiſchen Real-Hypo— 
theken⸗Bank die hiemit derſelben eingeräumten Hypothek und Rechte 
weder gelöſcht noch an einen Andern übertragen werden können. 

Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt 9. 14. 


30 
Ausfolgung des Darlehens. 
Die Ausfolgung des Darlehens, reſp. der erforderlichen An— 
zahl von Bankbriefen nebſt Koupons geſchieht von Seite der 
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Bank an den hiezu Berechtigten und gehörig Legitimirten eben⸗ 
falls vor Gericht, wornach dasſelbe dort die wirkliche Zuzäh— 
lung mit Bezugnahme auf die bereits eingeräumte Hypothek zu 
beſtättigen hat, welches Dokument die Bank auf Koſten des 
Schuldners bei dem betreffenden Grundbuche und Satz ſuper— 
einverleiben zu laſſen gehalten ſeyn wird. | 


F. 37 
Die erſte Zinſenanticipat-Rate kann in Geld- oder Bank 
Briefen geſchehen. 

Die zufolge §. 39 bedungene erſte halbjährige Zinſen-An— 
ticipat-Rate iſt vor Ausfolgung der Bankbriefe entweder in 
baarem Gelde, oder ſofern es in Beträgen, die durch 100 
theilbar ſind, geſchehen kann, bei Gericht durch Abtrettung 
der erforderlichen Zahl von Bankbriefen an die Bank zu leiſten. 


$. 38. 
Art der Zinſenausgleichung. 


Die weiter im §. 39 bedungene Zinſenausgleichung vom 
Tage des Darlehensempfangs bis zu dem nächſtfolgenden ſtatuten— 
mäßigen Zinszahlungstermine geſchieht einfach dadurch, daß 
dem Schuldner mit den Bankbriefen blos Zinſen-Koupons, welche 
von letzterem Zeitpunkte an lauten, hinaus gegeben werden. 


$. 39. 
Weſentlicher Inhalt der Schuldurkunden oder Ceſſionen. 


Die Schuldurkunden oder Ceſſionen ſind in der Regel nach 
einem von der Bank hinaus zu gebenden Formulare zu verfaſſen, 
und müſſen jedenfalls Folgendes ausdrücken: 

a) den Kapitalsbetrag der Schuld; 
b) den halbjährig vorhinein kontrahirten Verzinſungsfuß nebft 

Ausgleichung auf einen der im §. 43 feſtgeſetzten Termine; 

c) die Benennung der Hypothek ſammt Appertinenzien; 
d) die Einräumung des Rechts an die Bank: alljährlich das 

Kapital mit einem Zwanzigſtel, und für den Fall der gänz⸗ 
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lichen Auflöſung des Bank-Inſtituts den geſammten Kapi⸗ 
talsbetrag ganzjährig zu kündigen; 

e) die Angelobung des Hypotheks-Eigenthümers, ſich allen aus 
den Statuten der Bank hervorgehenden Verpflichtungen und 
Rechtsverhältniſſen unbedingt zu unterwerfen; 

N) die ausdrückliche Erklärung, daß die Urkunde vor Gericht 
errichtet, und ſomit die Kraft eines gerichtlichen Vergleiches 
haben ſoll; 

g) die Bewilligung zur bücherlichen Einverleibung der Urkun⸗ 
den; endlich 

h) die Unterſchrift des allfälligen Ceſſionars, des Hypotheks— 
Eigenthümers und Schuldners und zweier Zeugen. 

Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt $. 12. 


$. 40. 


Weitere Erforderniſſe in gewiſſen Fällen. 


Gehen der von der Bank zu übernehmenden Schuldpoſt 
andere Poſten vor, ſo iſt annoch in der Schuldurkunde oder 
Ceſſion die Verpflichtung auszudrücken, von 3 zu 3 Jahren am 
Intereſſen⸗Zahlungs⸗Termine unfehlbar den Nachweis zu liefern, daß 
die Intereſſen der Prioritäts-Poſten bis dahin ge— 
hörig bezahlt ſeien. 

Sind endlich Gebäude als Hypothek gegeben, ſo hat das 
hier in Frage ſtehende Inſtrument annoch die Verpflichtung aus— 
zudrücken, bei jedesmaliger Zinszahlung die Quittung über 
die bezahlte Feueraſſekuranz beizubringen. 


§. 41. 
Bei Ceſſionen. 

Hieraus ergibt ſich zugleich die Nothwendigkeit, daß bei Aus— 
ſtellung einer Ceſſion nicht nur der Abtretende, ſondern auch der 
Hypotheksbeſitzer, ohne deſſen Einwilligung überhaupt ein ſolches 
„Geſchäft nicht zu Stande gebracht werden kann, mitgefertigt ſei. 


§. 42. 
Urkundenfertigung vor Gericht und ihre Wirkung. 


Außerdem müſſen alle, auf das für die Bank verſicherte Ka— 
pital und deſſen Priorität Bezug nehmende Urkunden, z. B. Priori— 
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tätsabtretungen, Vollmachten u. ſ. w. vor Gericht gefer— 
tigt ſeyn, damit ſie die Wirkung eines gerichtlichen Verglei— 
ches haben. 


Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt 9. 32. 


§. 43. 


Art und Termine der Zinſenzahlung. 


Die Zinſenzahlung geſchieht jederzeit halbjährig vorhinein in 
baarem Gelde oder in Bankbrief-Koupons an einem der 4 nach— 
folgenden Termine, d. i. am 1. Jänner, 1. April, 1. Juli und 
1. Oktober, was in den betreffenden Schuldurkunden ausdrücklich 
für jene beiden halbjährigen Termine, die dem Datum des Ge— 
ſchäfts zunächſt entſprechen, dergeſtalt feſtgeſetzt ſeyn muß, daß 
die erſte vorhinein zu entrichtende Zinſenrate, außer dem halb— 
jährigen Zins noch jene Tage auf die im $. 38 angeführte Weiſe 
auszugleichen haben wird, die zwiſchen der Zeit des Darlehens— 
Empfangs und dem nächſten obenangeführten Zinſenzahlungs— 
termine inne liegt. 


§. 44. 
Ausdehnung der Zahlungstermine. 


Zur Erleichterung der Pflichtigen ſowohl, als des Zinſen 
einhebenden Perſonals, wird jeder der obigen Termine auf den 
Zeitraum von 15 Tagen dergeſtalt ausgedehnt, daß mit 15. 
Jänner, 15. April, 15. Juli und 15. Oktober Mittags 12 Uhr 
der Schluß des Termins erfolgt. 


§. 45. 
Zinſenzahlungen bei den Kreiskaſſen. 


Eine weitere Erleichterung ſoll dadurch gewährt werden, daß 
die Intereſſen-Einzahlung außer bei den Kaſſen der Bank auch 
annoch bei den 14 außer Prag befindlichen ſtändiſchen Kreis— 
kaſſen für den Fall geſchehen könne, als hierwegen mindeſtens 
vier Wochen vor Eintritt des Termins das dießfällige Anſuchen 
an die Bank geſtellt, und ſofort die Bewilligung ertheilt worden 
iſt, für welchen Fall die bereits von Seite der Bank ausgefer⸗ 
tigten Quittungen denen Kaſſen rechtzeitig zugemittelt und nach 
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Empfang des Zinſenbetrages von dem betreffenden Kaſſier mit- 
gefertigt an die Parteien hinausgegeben werden ſollen. 


F. 46. 
Zinſenzuwartungsgeſuche ſind unzuläſſig. 


Zinſenzuwartungsgeſuche find durchaus unſtatthaft, und wer> 
den fofort bei dem Einreichungs-Protokolle der Bank gar nicht 
angenommen. 

§. 47. 
Recht der Kündigung des Darlehens von Seite der Bank. 


Da nach $. 39 der Bank ein bedingtes Aufkündigungsrecht 
ihrer Darlehen eingeräumt wird, ſo erfolgt die Kündigung in 
einem Zwanzigſtel des auf ein und derſelben Hypothek haftenden 
Kapitals in der Regel nur dann, wenn: 

a) der Werth der Hypothek durch was immer für einen Um— 
ſtand geſunken iſt, oder zu ſinlen droht; 

b) wenn der Schuldner bereits zweimal wegen Einhaltung 
feiner Verbindlichkeiten nach S. 52 hat gemahnt werden 
müſſen. 

Die Kündigung des ganzen Kapitals aber nur in dem ein⸗ 
zigen vorgeſehenen Falle der Inſtitutsauflöſung. 

Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits⸗Anſtalt §. 63. 


§. 48. 
Von Seite des Schuldners. 

Dem Schuldner ſteht dagegen unbedingt das Recht zu, das 
Kapital ganz oder theilweiſe, in letzterem Falle in runden Sum— 
men von mindeſtens 100 fl., halbjährig zu kündigen. 

Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits⸗Anſtalt 9. 19. 


§. 49. 
Kündigungstermine. 

Die Kündigung der Bank geſchieht jederzeit in ganzjährı- 
gen, die des Schuldners aber in halbjähriger Friſt gericht— 
lich, u. z. fo, daß die Intimazion noch vor Ablauf des nächſt⸗ 
folgenden Zahlungs-Termins Statt finden könne und 


76 


müſſe, von welchem an auch nur die Aufkündigungsfriſt zu 
berechnen iſt. 


§. 50. 
Abquittirung oder Ceſſion. 


Die Bank iſt gehalten, in allen Fällen nach Verlangen des 
Schuldners die wirklich im baaren Gelde oder in Bankbriefen 
nach dem Nominalbetrage geleiſtete Rückzahlung des Kapitals 
und ſonſtiger hiemit in Verbindung ſtehender Forderungen, ent— 
weder durch eine löſchungsfähige Quittung oder durch Ceſſion 
ohne weitere Dafürhaftung in aller Form Rechtens zu beſtätti— 
gen und die Klauſel anzufügen, daß die bücherliche Einverleibung 
dieſer Urkunde ohne ihr ferneres Einvernehmen Statt haben 
könne. 

§. 51. 


Art der Kapitalsrückzahlung. 


Kapitalsrückzahlungen müſſen ſtets in Prag an den hiezu 
autoriſirten Bankbeamten geleiſtet werden; jedoch ſoll es dem 
Schuldner oder Ceſſion-Uibernehmer frei ſtehen, den Erlag des 
Kapitals und die Ausfertigung der dießfälligen Urkunde auch vor 
Gericht auf ſeine Koſten zu leiſten und zu begehren. 


F. 52. 
Mahnungs verfahren. 


Sobald der Schuldner eine wie immer Namen habende, 
gegen die Bank rechtsgiltig eingegangene Verbindlichkeit nicht er 
füllt, namentlich das rückzahlbare Kapital am Verfallstage nicht 
berichtigt, die Intereſſen oder ſonſtigen Gebühren in dem 1dtä- 
gigen Verfallstermine nicht erlegt, oder endlich die laut §. 40 
geforderten Nachweiſe über bezahlte Prioritäts-Paſſiv-Intereſſen 
oder Feueraſſekuranzen ſeiner Zeit zu den genannten Terminen 
nicht beibringt, ſo wird derſelbe hierwegen von Seite der Bank 
ſchriftlich mit dem Beifügen eingemahnt, daß wenn längſtens binnen 
15 Tagen nach dem bereits abgelaufenen Termine volle Rich— 
tigkeit nicht gepflogen ſeyn ſollte, ohne weiters zu den der Bank 
zuſtehenden Zwangsmaßregeln geſchritten werden würde. 
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K 535 
Mahnungsſtrafe. 

Für Erlaſſung eines ſolchen Mahnſchreibens hat der Pflich— 
tige eine Straftaxe von 18 des fälligen Betrages nebſt Porto 
und Intimazions-Koſten zu entrichten. 

§. 54. 
Art der Intimazion der Mahnung. 

Die Intimazion geſchieht, wenn der Aufenthaltsort des Schuld— 
ners bekannt iſt, durch das Ortsgericht, in jedem andern Falle 
aber lediglich durch einmaliges Einrücken in das Amtsblatt der 
Prager Zeitung. 

855 
Die nicht zugekommene Mahnung hemmt das Verfahren nicht. 

Die aus was immer für einem Grunde nicht geſchehene Zu— 
ſtellung des Mahnſchreibens oder deſſen Einrückung in die Zeitung 
enthebt den Schuldner keineswegs von denen, nach Verfluß der 
15tägigen Zuwartungsfriſt, vom Tage des Verfallstermins ge— 
rechnet, eintretenden Zwangsmaßregeln, welche ſofort von Seite 
der Hypothekenbank ohne Verzug einzuleiten ſeyn werden. 

Se 30% 
Arten der Eintreibung von Bankforderungen. 

Die Bank iſt gehalten und verpflichtet, nach Ablauf einer 
15tägigen Zuwartungsfriſt ohne weiters entweder die politiſche 
oder gerichtliche Exekuzion zu ergreifen, und zwar hat dieſelbe 
bei mindern Forderungen, die vorausſichtlich in 1 längſtens 3 
Jahren durch Sequeſtrazion eingebracht werden können, dieſe oder 
nach Umſtänden die Feilbietung beweglicher Güter, und nur bei 
höhern Beträgen die Exekuzion auf das geſammte verpfändete 
Objekt anzuſuchen. 

Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt 5. 44. 
5 
Verfahren. 

Die Art und Weiſe, wie hiebei vorzugehen, und welche Er— 
leichterungen und Vergünſtigungen der Bank in ihrem Rechtsver— 
hältniſſe zu ihrem Schuldner zu Statten kommen, enthält das 
Hauptſtück VII gegenwärtiger Statuten. 
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IV. 
Von Bankbriefen. 


a §. 58. 
Die Darlehen werden durch Ausfolgung von Bankbriefen 
vermittelt. 

Zur Vermittlung der Darlehen auf Hypotheken bedient ſich 
die Bank des ihr nach §. 3 zuſtehenden Rechts der Ausfertigung 
und Hinausgabe von Bankbriefen. 

Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt 9. 6. 


§. 59. 
Grund der Ausfertigung von Bankbriefen. 

Jedoch kann dieſelbe dieſes Kredits-Papier nur auf Grund 

bereits ſtatutenmaͤßig hypothekariſch verſicherter Kapitalien in 
einem gleichen Betrage und Zinsfuße ausfertigen und in Umlauf 
ſetzen. 
§. 60. a 
Fälle der Berechtigung zur Ausfertigung. 
Sie iſt daher gehalten: 

a. die Ausfertigung der Bankbriefe lediglich unter den in 
nachfolgenden SS. beſtimmten Formalitäten und Vorſichten 
vorzunehmen; 

b. die durch Rückzahlung verſicherter Kapitalien einfließende 
Baarſchaft mit dem Tage ihrer Fälligwerdung zur Ein— 
löſung und Vernichtung eines gleichen Betrages von Bank— 
briefen mittels Verloſung jederzeit zu verwenden. 


$. 61. 
Definizion der Bankbriefe. 
Die Bankbriefe ſind öffentliche Urkunden, durch welche die Bank 
auf Grund der erworbenen Hypotheken dem Beſitzer derſelben die 
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regelmäßige Entrichtung der ausgedrückten Zinſen halbjährig nach— 
hinein, die Kapitalsrückzahlung mittels Verloſung aber dann 
zuſagt, wenn ſolche ſtatutengemäß von der Direkzion in dem Pra⸗ 
ger und Wiener Amtsblatte mindeſtens 6 Wochen vor der Ziehung 
ausgeſchrieben worden iſt. 

Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits⸗Anſtalt $. 7. 


$. 62. 
Garantie für die Bankbriefe. 


Dieſe Verbindlichkeiten werden nicht nur von den Ständen 
des Königreichs Böhmen und deren Domeſtikalfonde 1 136) 
überhaupt, fondern insbeſondere durch den zufolge $. 7 zu bil> 
denden Reſervefond dadurch gewährleiſtet, daß derlei Bae 
nur auf Grund einer bereits durch das Inſtitut erworbenen Real— 
hypothek unter nachfolgender Form und Kontrolle ausgefertigt 
werden ſollen. 


S. 63. 
Auftrag zur Ausfertigung der Bankbriefe. 


Sobald in Gemäßheit der §§. 27 — 33 die angebotene Hy— 
pothek geprüft, die Ziffer des Darlehens ermittelt, und auf Grund 
des zufolge §. 23 durch 2 Referenten verfaßten dießfälligen 
Antrages die Direkzion in Gemäßheit des §. 34 den Beſchluß 
gefaßt hat, oder aber in Folge der in den §. 70 und 72 vors 
geſehenen Fälle der Ausfertigung neuer Bankbriefe Folge ge— 
geben wird, werden die Akten der Bankbuchhaltung mit dem Auf— 
trage zugemittelt, die dießfälligen Bankbriefe in den von dem 
Bittſteller gewünſchten Beträgen ausfertigen, und 1 in die 
Vormerkbücher eintragen zu laſſen. 


§. 64. 
Blanquets-Erhebung. 

Zu dem Ende erhält die Buchhaltung die erforderlichen Blan— 
quets aus dem Depoſitum, wovon der Vicedirektor und ein Di— 
rektor die Mitſperre haben, und fertigt dieſelben in Gemäßheit 
der Akten aus. 
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§. 65. 
Prüfung durch den Bankreferenten und General-Direktor. 


Hierauf gehen die ſo gefertigten Bankbriefe ſammt den Akten 
an den Bankreferenten bei dem verſtärkten Ausſchuſſe, welcher 
unter ſeiner Dafürhaftung die Uibereinſtimmung mit den Akten 
gehörig zu prüfen, fofort feine Unterſchrift unter die Prüfungs⸗ 
klauſel zu ſetzen, und ſämmtliche Dokumente an den General- 
Direktor abzugeben hat, welcher nach abermaliger Prüfung der 
Richtigkeit der Ausfertigung das in ſeiner Verwahrung befindliche 
Bankſiegel beidrücken läßt. 


H. 66. 
Kontrolle durch die Gerichte. 


Zur noch größern Kontrolle und Sicherheit der Bankbrief— 
Inhaber ſoll jede Statt findendeerſte Ausfolgung von Bank 
briefen vor Gericht geſchehen, wie dieß beim Darlehens— 
geſchäfte im §. 36 bereits erwähnt worden iſt, wornach dieſe Be- 
hörde die Beſtätigung des vollgezogenen Aktes unter Namhaft— 
machung der hierauf bezüglichen Schuldurkunde und Hypothek 
auf jedem einzelnen Bankbriefe auszudrücken haben wird, 
wo ſodann erſt derſelbe ſeine volle Giltigkeit erhält. 


$ 67. 
Bei Neuausfertigungen. 

In Amortiſazions⸗, Umſchreibungs- und Umtauſchungsfällen 
wird die Superkontrolle dadurch hergeſtellt, daß das k. böhmiſche 
Landrecht die Vorweiſung des bezüglichen Amortiſazions-Ediktes 
oder der unbrauchbar gemachten Bankbriefe, auf deren Grund 
die Neuausfertigung erfolgt iſt, daſelbſt beſtättige. 


§. 68. 
Hinausgabe neuer Koupons. 


Die Hinausgabe neuer Koupons nach Ausgang der alten 
gegen Hinterlegung der Talons, dann für in Verluſt gerathene 
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und unbrauchbar gewordene, geſchieht bei der Bank ohne eine 
andere als die im Geſchäftsreglement vorgeſchriebene Formalität. 


$. 69. 
Form der Bankbriefe. 


Die Bankbriefe werden auf einem mit Waſſerzeichen und 
ſonſtigen die Verfälſchung erſchwerenden Merkmalen verſehenen 
Papier in den Beträgen von 100, 500, 1000, 5000 und 10000 fl. 
Silbermünze im Konv. Fuß zu 20 fl. auf eine feine kölniſche 
Mark, und 3 Zwanziger auf 1 Gulden gerechnet, nach zulie⸗ 
gendem Formulare, mit Zinſen-Koupon auf 10 Jahre und einem 
Talon verſehen, ausgefertigt, welche Form jedoch abzuändern der 
Direkzion jederzeit vorbehalten bleibt. 


Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt §. 8. 


$. 70. 
Ausſtellungsart und Vertheilung. 


Dieſelben werden nach Verlangen au porteur oder auf 
beſtimmten Namen lautend ausgeſtellt und gegen eine kleine, die 
Koſten deckende Taxe umgeſchrieben, umgetauſcht, und im Falle 
der Amortiſirung neu ausgefertigt. 


S 
Uibertragung des Eigenthums der Bankbriefe. 


Die auf einen beſtimmten Namen lautenden Bankbriefe wer— 
den durch rechtsgiltige ſtempelfreie Indorſat-Abtretungen (§. 137 
von einem Eigenthümer auf den andern übertragen. 

Die auf den Uiberbringer lautenden bedürfen einer ſolchen 
Abtretung nicht, da der jedesmalige Inhaber derſelben als Eigen— 
thümer betrachtet wird. 

Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt 6. 9. 


SS BD 
Amortiſirung der Banfbriefe und Talons. 

Die Amortiſirung der Bankbriefe und Talons iſt zuläſſig, 
und geſchieht nach denſelben Grundſätzen, wie fie für Staats und 
reſp. ſtändiſche Papiere vorgeſchrieben iſt. 
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98. 
Vorgang bei in Verluſt gerathenen Koupons. 


Bankbriefs-Koupons können nicht amortiſirt werden; jedoch 
ſoll über die zu beſcheinigende Anzeige des Verluſtes derſelben bei 
genauer Angabe der betreffenden Nummern und Beträge: 

1. das dießfällige Koupons⸗Verzeichniß bei der Bank öffentlich 
angeſchlagen werden und es in ſo lange bleiben, bis die 1 
ausgezahlt oder verjährt ſind; 

2. bei Präſentirung der in obigem Verzeichniſſe vorkommen⸗ 
den Koupons, in fo ferne das Beſitzrecht nicht vollſtändig nachge— 
wieſen werden kann, deren Auszahlung auf 6 Wochen ſiſtirt und 
unter Einem durch Zmaliges Einrücken in das Prager Amtsblatt 
der Eigenthümer aufgefordert werden, binnen eben dieſer Friſt 
ſein Recht nachzuweiſen, mit dem Beiſatze, daß widrigens dem 
Uiberbringer die Zahlung ohne Weiters geleiſtet werden würde; 

3. endlich der erſte Anzeiger oder feine Rechtsnachfolger be⸗ 
rechtigt ſeien, nach Verfluß der 30jährigen Verjährungsfriſt die 
Zahlung für die unbehoben gebliebenen dießfälligen Koupons gegen 
Quittung bei der Bank zu erheben. 


ST. 
Bankbriefs-Zinſenzahlungs-Termine. 


Die Zinſenzahlung von dem durch die Bankbriefe repräſen⸗ 
tirten Kapital geſchieht in eben jenen Terminen, in welchen die 
Hypothek-Verpfänder ihre Zahlungen zu leiſten haben, nur mit 
dem Unterſchiede, daß jene vorhinein dieſe abtragen, die entſpre⸗ 
chenden Bankbrief-Inhaber aber halbjährig nachhinein die Zahlung 
erhalten, ſomit nach §. 43 am 1. Jänner und 1. Juli, oder am 
1. April und 1. Oktober. f 


$ 10% 
Hinausgabe und Form der Koupons. 

Mit jedem Bankbriefe werden zugleich mit einem Waſſer— 
Stempel verſehene und ſonſt gegen Verfälſchung geſicherte Zinſen— 
Koupons für 20 halbjährige Friſten und Ein Talon auf weitere 
Koupons hinausgegeben. 

Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-⸗Anſtalt s. 11. 
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§. 76. 
Art der Einlöſung der Koupons. 

Die fälligen, mit dem klaſſenmäßigen Stempel zu verſehenden 
Zins⸗Koupons werden bei den Kaſſen der Bank und bei denen 
14 Kreiskaſſen außerhalb Prag, ſo weit bei letzteren der Baars 
fond hinreicht, jederzeit ſogleich in baarem Gelde eingelöſt. 


f. 
Ausnahme bei in Verluſt gerathenen. 

Eine Ausnahme hievon machen die als in Verluſt gerathen 
angezeigten (§. 73) oder die verjährten Zinskoupons (§. 78), 
nicht aber die einem amortiſirten oder verloſten Bankbrief zuge— 
hörigen, die ohne Anſtand eingelöſt werden können. 


§. 78. 
Verjährung der Koupons. 
Zinſenkoupons verjähren nach 30 Jahren vom Tage ihrer 
Fälligkeit an gerechnet, und verlieren ſodann ohne Ausnahme ihre 
Giltigkeit. 


Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredi s-Anſtalt $. 11. 


§. 79. 
Einlöſung der Bankbriefe durch Verloſung. 

Die Einlöſung der Bankbriefe geſchieht nach §. 61 lediglich 
durch die Verloſung in unbeſtimmten Zeiträumen und Quan⸗ 
titäten, welche den Inhabern durch ein dießfälliges Ausſchreiben 
in den Prager und Wiener Amtsblättern 6 Wochen vor der 
Ziehung bekannt gegeben wird. 


§. 80. 
Ausſchreibung der Verloſung nebſt Ziehungsplan. 
In dieſes Ausſchreiben iſt nicht nur Tag, Ort und Stunde 


der Ziehung, ſondern auch der dießfällige Ziehungsplan, in wel⸗ 
6 * 
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chem die Zahl der zu verloſenden Bankbriefe aus jeder hiezu 
beſtimmten Klaſſe erſichtlich zu machen iſt, aufzunehmen. 


Sl, 
Art der Verloſung. 


Die Verloſung geſchieht öffentlich unter Uiberwachung der 
k. k. Behörden und zwar durch ſo viele Ziehungen, als in dem 
kundgemachten Ziehungsplan aufgeführt find. 


82. 
Zeit der Einlöſung verlofter Bankbriefe. 


Die Zahlung reſp. Einlöſung der aus der Ziehung hervor— 
gegangenen Bankbriefe geſchieht 6 Monate nach derſelben bei den 
Kaſſen der Bank. 


Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt $. 25. 


$. 83. 
Art der Einlöſung. 


Der Eigenthümer des Bankbriefes, den das Los traf, iſt 
gehalten, an dem im vorhergehenden §. beſtimmten Zahlungs— 
reſp. Einlöſungstermine den betreffenden Bankbrief mit ſämmt— 
lichen noch nicht fälligen Zinskoupons bei der Bankkaſſa, oder über 
vierwochentliches vorheriges bittliches Einſchreiten bei der gewünſch— 
ten Kreiskaſſe zu erlegen, wogegen ihm die volle Zahlung des Ka— 
pitals im Nominalbetrage in dem Falle ſogleich erfolgt werden 
ſoll, als die Koupons vollſtändig beiliegen, ſonſt aber nur über 
Ab zug des für die fehlenden Koupons entfallenden Betrages. 


Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt $. Li. 


§. 84. 
Ausnahme bei vinkulirten Bankbriefen. 
Eine Ausnahme hievon machen die mit einer nicht beho be— 


nen Vinkulirungsklauſel verſehenen Bankbriefe, deren Aus— 
zahlung nur unter den geſetzlichen Vorſichten geſchehen kann. 
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$. 85. 
Zu Einlöſung nicht producirte Bankbriefe werden weiter 
nicht verzinſet. 

Wird der verloſte Bankbrief am Verfallstage nicht zur Eins 
löſung präſentirt, ſo bleibt zwar der Betrag hiefür bei den Kaſſen 
der Bank erliegen, jedoch hört von dieſem Tage an die Ver— 
zinſung eines ſolchen Bankbriefes auf, wenn gleich deſſen allfällig 
producirte Zinskoupons honorirt werden, da ſich die Bank hiefür 
an dem Kapital nach vorhergehendem $. zu erholen berechtigt iſt. 


Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits⸗Anſtalt $. 11 u. W. 


V. 


Von anderweitigen fruchtbringenden Bank: 
Geſchäften. 


$. 86. 
Die Verwendung disponibler Fonds geſchieht durch die 
Direkzion. 

Die fruchtbringende Verwendung der zur augenblicklichen 
Dispoſtzion nicht erforderlichen, in den Kaſſen der Bank befind— 
lichen Baarſchaft geſchieht durch die Direkzion in der Art, wie 
der §. 6 vorſchreibt. f 


8 
Ermittlung und Beſtimmung der disponiblen Fonds. 


Zu dem Ende hat die Direkzion in jeder ihrer Sitzungen 
die verfügbare Baarſchaft zu ermitteln und nach Maßgabe des 
vorausſichtlichen Bedarfs die Beträge zu beſtimmen, welche auf 
das Eskompte- und Pfandvorleihungs-Geſchäft oder eine andere 
durch die ſtändiſche Verſammlung beſtimmte Anlegungsart zu ver— 
wenden, und wie viel bis zu deren Erſchöpfung in andern akkre— 
ditirten Kredits-Anſtalten anzulegen, oder von dort wieder zu 
erheben ſei. 


$. 88. 
Re fe de hit. 
Das ſtändige Referat hierüber iſt dem Buchhalter zuzuweiſen. 


§. 89. 
Maximalbetrag un verwendeter Gelder. 
Die Direkzion iſt dafür verantwortlich, daß von den dispo— 
niblen Geldern durch 4 Wochen niemals ein größerer Betrag 
als höchſtens von 10,000 fl. unfruchtbringend erliegen bleibe. 
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$. 90. 
Gefhäftsverfahren. 


Das Eskompte-Geſchäft beforgt eine eigene hiezu ernannte 
Kommiſſion, in welche die erforderliche Anzahl von Cenſoren aus 
dem Handelsſtande eintritt, nach ſpeciellen Vorſchriften; die Pfand— 
vorleihungs-Geſchäfte, dann die Einlagen und Erhebungen bei 
Kredits⸗Anſtalten ſtehen unter Leitung eines hiefür verantwortli— 
chen Direktors und ſind auf dem kürzeſten Wege nach den in 
dem Geſchäftsreglement enthaltenen Manipulazions-Vorſchriften 
auszuführen. 


$. 91. 
Außerordentliche Verwendung der Fonds. 


Für anderweitige durch die Stände etwa vorzuſchreibende 
fruchtbringende Geſchäfte (§. 6) iſt mit deren Anordnung auch 
die erforderliche Geſchäfts-Manipulazion zu beſtimmen. 


VI. 
V o m Reſervefond. 


$. 92. 
Oberleitung der Geſchäfte. 
Die nach dem $. 7 vorgeſchriebene Bildung und Verwaltung 


des Reſervefonds ſteht unter der unmittelbaren Leitung des ſtän— 
diſchen verſtärkten Ausſchuſſes. 


§. 93. 
Die Geſchäftsmanipulazion beſorgt die Direkzion. 


Die erforderliche Manipulazion beſorgt auf Anordnung des— 
ſelben die Direkzion und das Bant-Perſonale. 


§. 94. 
Mitſperre der Reſervefonds kaſſe. 


Die Mitſperre zur Reſervefondskaſſe hat jederzeit der je— 
weilige Oberſtburggraf oder der ſonſtige Präſident des verſtärk— 
ten Ausſchuſſes. 


$. 95. 
Art der Bildung des Reſervefonds. 


Die Bildung des Reſervefonds geſchieht dadurch, daß der 
mit jedem Rechnungs-Jahresabſchluſſe verbliebene und richtig— 
geſtellte Bilanz-Aktiv-Saldo baar oder in Sekuritäten in denſelben 
einzufließen hat, und das Vorhandene ſofort auf die von dem 
verſtärkten ſtändiſchen Ausſchuſſe angemeſſen erachtete Weiſe frucht— 
bringend angelegt, die hieraus hervorgehenden Früchte aber wieder 
zum Kapitalſtock geſchlagen werden. 
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§ 96. 
Mann def en Bildung vollendet ift. 


Sobald auf diefe Weiſe Eine Million Gulden im Konv. 
Fuße zuſammengekommen iſt, iſt nach §. 7 die Bildung des 
Reſervefonds vollendet. 


$. 97. 
Dispoſizion über die Früchte des Reſervefonds. 


Von dieſem Augenblicke bleibt es der ſtändiſchen Verſammlung 
vorbehalten, über die Früchte desſelben alljährlich, jedoch immer 
nur de praeterito zu was immer für einem Zwecke durch a b⸗ 
ſolute Stimmenmehrheit zu verfügen. 


§. 98. 


Das Verfügungsrecht ruht bei nicht vollkommener Integri— 
tät des Fonds. 

Dieſes Verfügungsrecht ruht nur in dem einzigen Falle, 
wenn der Reſervefond zur Aufrechthaltung der Koſten und Ver— 
pflichtungen der Bank nach den SS. 99 und 100 angegriffen 
werden müßte, wo ſodann wegen aljogleicher Wiederergänzung 
eben jo wie bei Bildung des Reſervefonds nach SS. 7 und 95 
fürzugehen iſt. 


§. 99. 
Wann der Reſervefond in Anſpruch zu nehmen ſei. 


Sollte der unwahrſcheinliche Fall eintreten, daß die laufen— 
den Zuflüſſe der Bank nach Bildung des Reſervefonds nicht 
hinreichen, die Verpflichtungen derſelben zu decken, 
ſo tritt die Nothwendigkeit ein, den Reſervefond in Anſpruch 
zu nehmen, und zwar ſind zuerſt deſſen Früchte, und nur im 

auß erſten Falle der Kapitalſtock für dieſen Zweck zu verwenden. 


$. 100. 
Verfahren hiebei. 


Den Beweis, daß der in dem vorhergehenden $. vorgeſehene 
Fall eingetreten iſt, hat die Bank-Direkzion vollftändig dokumen— 
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tirt zu liefern, die ſtändiſche Verſammlung über Antrag des ver- 
ſtärkten Ausſchuſſes die erforderlichen Verfügungen zu erlaſſen, 
in welcher Art und Weiſe das unabweislich Nothwendige aus 
dem Reſervefond oder ſeinen Früchten zu entnehmen ſei. 


§. 101. 
Bei Auflöſung der Bank wird der Reſervefond ein Eigen⸗ 
thum der Stände. 

Bei Auflöſung des Bank⸗Inſtituts aus was immer für 
einem Grunde fällt das Eigenthum des Reſervefonds, ſo wie 
aller übrigen Bank-Aktiven nach vollſtändig geſchehener Til— 
gung aller wie immer Namen habender rechtmäßiger Anſprüche 
an das Inſtitut den Ständen des Königreichs Böhmen 
anheim, die hierüber mit abſoluter Stimmenmehrheit zu ver— 
fügen haben. 8 

Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits⸗Anſtalt $. 77. 
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VII. 
Von dem Rechtsverfahren“). 


$. 102. 
Allgemeines Rehtsverhältniß. 


Alle mit der Bank in Verkehr tretende Perſonen ſtehen in 
den die Bank mittelbar oder unmittelbar betreffenden Geſchäften 
und Angelegenheiten in dem Rechtsverhältniſſe der für das Koͤ— 
nigreich Böhmen giltigen Geſetze, ſofern hievon die Privilegien 
und Statuten dieſer Bank keine Ausnahme machen. 


$. 103. 
Ordentlicher Gerichtsſtand der Bank. 


Der ordentliche Gerichtsſtand der Real-Hypothen-Bank, als 
Geklagten, iſt das kön. böhm. Landrecht, dann in Merkantil⸗ 
und Wechſelſachen das k. k. Wechſel- und Merkantil-Gericht 
im Königreiche Böhmen; als Kläger iſt jedoch die Bank nur 
in folgenden Fällen berechtigt, das Forum dieſer beiden Gerichts— 
ſtände anzurufen: 

a) wenn die Klage gegen die Anleiher, Ceſſionare und Hypotheks— 
Eigenthümer oder Inhaber in Bezug auf die mit der Bank 
kontrahirten Anleihen angeſtrengt wird, und 

b) wenn dieſelbe gegen Verpfänder von Effekten bei der Bank 
gerichtet iſt. 


Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt $. 39. 


) Für dasſelbe ſind viele Beſtimmungen der Statuten des galiziſchen 
Kredit-Vereins beinahe wörtlich aus dem Grunde beibehalten wor— 
den, weil die Gewährung der dort enthaltenen Vergünſtigungen auch 
für Böhmen in Anſpruch genommen wird. 
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$. 104. 
Kompetenz des Schiedsgerichts. 


In Fällen, wo es ſich um Auslegung gegenwärtiger Sta— 
tuten, dann um ein ausſchließend durch dieſelben, und nicht 
durch beſondere Vertrags-Urkunden ertheiltes Recht, oder eine auf— 
erlegte Verbindlichkeit handelt, haben die von der landſtändiſchen 
Verſammlung von 3 zu 3 Jahren zu benennenden Schiedsrichter 
mit voller ſchiedsrichterlicher Gewalt zu erkennen, wobei das 
durch die Wechſelordnung und die dieſelbe vervollſtändigenden 
hohen Verordnungen vorgeſchriebene Verfahren zu beobachten iſt. 


Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt §. Al. 


§. 105. 
Organismus des Schiedsgerichts. 
Das Schiedsgericht beſteht aus Einem Vorſitzer, welcher 
Landſtand ſeyn muß, und vier rechtskundigen Richtern, welche durch 


abſolute Stimmenmehrheit von der landſtändiſchen Verſammlung zu 
wählen ſeyn werden, und unentgeltlich dienen. 


Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt $. 41. 


§. 106. 
Berufungsrecht bei Entſcheidungen des Schiedsgerichts. 
Den Parteien, welche ſich durch den Ausſpruch der von der 
landſtändiſchen Verſammlung gewählten Schiedsrichter gekränkt 
glauben, ſteht das Rechtsmittel der Appellazion an das Prager 
Appellazions-Gericht und rückſichtlich der Reviſion an die oberſte 
Juſtizſtelle nach den geſetzlichen Beſtimmungen offen. 


Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt §. 42. 


§. 107. 
Beſondere Befugniß des Richters. 
Sowohl dem Schiedsgericht, als dem Appellazions-Gerichte 
iſt die Macht zugeſtanden, in dem Urtheile zugleich zu erklären, 
daß die Maßregeln zur Eintreibung der Zinſen-Kapitalsrück— 
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zahlung und anderer Gebühren dadurch nicht gehemmt und un— 
terbrochen werden dürfen. 
Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt $. 43. 


§. 108. 
Begünſtigung bei Forderungen auf Fauſtpfänder. 


Die Bank hat das Recht, ihre Forderungen aus den in 
ihren Händen befindlichen Gütern des Schuldners nach Maßgabe 
des 43. Art. der Wechſelordnung und der dem Prager Verſatz— 
amte eingeräumten Befugniſſe zu befriedigen. 


Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt §. 38. 


$. 109. 
Die Hauptbücher der Bank find als öffentliche Urkunden zu 
betrachten. 

Die Hauptbücher der Bank und die von der Bant-Direkzion 
gefertigten Auszüge aus denſelben ſind in Bezug auf die aus 
dem Anleihensgeſchäft fließenden Forderungen, ordentlichen und 
außerordentlichen ſtatutenmäßigen Gebühren und Erſätze als 
öffentliche Urkunden zu betrachten, und geben den vollen Beweis 
gegen den Schuldner. 


Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt $. 40. 


§. 110. 
Verpflichtung zur Zuſtellung der Bankerläſſe. 
Sämmtliche Magiſtrate und Ortsgerichte im Königreiche 
Böhmen ſind verpflichtet, auf unmittelbares Anſuchen der Bank— 
Direkzion des landſtändiſchen verſtärkten Ausſchuſſes und des 
Schiedsgerichtes die erforderlichen Zuſtellungen an die Parteien 
zu beſorgen. 


$ 111. 


Die vor Gericht gefertigten Urkunden haben die Wirkung 
eines gerichtlichen Vergleiches. 


Da die Bank zufolge der SS. 34, 35 und 36 Hpypotheken— 
Darlehen nur über vor Gericht gefertigte Urkunden ertheilt, 
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die ohnehin die Wirkung eines gerichtlichen Vergleiches 
haben, ſo genießen die hieraus hervorgehenden Forderungen vor 
andern Privat-Anſprüchen die Vorzüge, und deren Eintreibung 
in dem gerichtlichen Verfahren die Erleichterungen, welche in den 
nachfolgenden $$. enthalten find. 

Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt $. 37. 


§. 112. 
Die Bank kann nach Wahl die politiſche oder gerichtliche 
Exekuzion ergreifen. 

Zur Einbringung verfallener Kapitalspoſten, Zinſen und ans 
derer Gebühren iſt die Bank-Direkzion berechtigt, ohne ein vor— 
hergehendes gerichtliches anderweitiges Verfahren entweder die 
gerichtliche oder die politiſche Exekuzion nach ihrer Wahl 
zu ergreifen, und dieſelbe entweder auf die Früchte oder auf 
das bewegliche, oder endlich auf das unbewegliche Vermögen 
des Schuldners zu führen. 


Vergleiche die a. h. ſankziomrten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt §. 44. 


8 113. 
Verfahren bei Einſchreitungen um gerichtliche Exekuzion. 


Die gerichtliche Exekuzion unter Angabe der Gattung des 
Verfahrens iſt bei dem nach Maßgabe des §. 103 kompetenten 
Gerichte anzuſuchen. Das Exekuzions-Geſuch iſt nebſt den in der 
G. O. bezeichneten Fällen auch lediglich nach Beibringung einer 
Abſchrift des betreffenden Schuldſcheines und des Landtafel- oder 
grundbücherlichen Zeugniſſes über deſſen in Kraft ſtehende Ein— 
verleibung, dann des Auszuges aus dem Hauptbuche der Bank, 
eder endlich bei Vorlage des in Rechtskraft erwachſenen ſchieds— 
richterlichen Urtheils ohne Ein vernehmung der Gegenpartei zu 
bewilligen, und ſofort dasjenige Gericht wegen Ausführung der 
Srefuzion anzugehen, bei welchem das betreffenbe Objekt ver— 
büchert iſt, welchem Anſuchen ohne weiters zu entſprechen ſeyn 
wird. 


Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt $. 46. 
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$. 114. 
Einleitungsverfahren der politiſchen Exekuzion. 


Das bei Einleitung und Vollziehung der politiſchen Exekuzion 
zu beobachtende Verfahren wird durch eine beſondere Vorſchrift 
beſtimmt. 

Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt §. 45. 


$. 115. 
Exekuzion durch Sequeſtrazion. 


Wird die Exekuzion durch Sequeſtrazion des der Bank ver— 
pfändeten Objekts geführt, ſo bleibt es ihr vorbehalten, dieſelbe 
auf alle Einkünfte des Gutes oder nur auf eine gewiſſe Gattung 
derſelben, in ſo ferne deren Verwaltung und Bezug ſich von den 
übrigen füglich trennen laſſen, zu begehen und zu beſtimmen, ob 
die ſequeſtrirten Einkünfte unmittelbar von dem Segqueſter ver— 
waltet und bezogen, oder durch Verſteigerung verpachtet werden 
ſollen. 


Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galizifchen Kredits-Anſtalt $. 48. 


§. 116. 
Beſtellung des Sequeſters. 


Der Richter hat den von der Bank in Vorſchlag gebrachten 
Sequeſter ohne vorläufiges Einvernehmen des Schuldners auf 
Gefahr und Verantwortung der Bank zu beſtellen, und nur in 
dem Falle, daß er dagegen gegründete Bedenken finden ſollte, 
die Bank⸗Direkzion zur Vorſchlagung eines andern Sequeſters 
aufzufordern, inzwiſchen aber, wenn Gefahr am Verzuge iſt, einen 
Dritten zu wählen. 

Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galizifchen Kredits-Anſtalt $. 49. 


I e 
Verfahren bei Einwendungen des Schuldners gegen den 
Sequeſter. 
Dem Schuldner ſteht frei, binnen 14 Tagen gegen die Perſon 
des beſtellten Sequeſters ſeine Einwendungen anzubringen, wi— 
drigens er mit deſſen Ernennung einverſtanden gehalten würde. 


96 

Uiber deſſen allenfällige Einwendungen hingegen hat der 
Richter, ohne die Uibergabe der ſequeſtirten Gutseinkünfte deßhalb 
aufzuhalten, nach Vorſchrift der SS. 394 und 295 der G. O. zu 
verfahren und zu entſcheiden. Nach erfolgtem ſtillſchweigendem 
Einverſtändniſſe oder nach erlaſſener Entſcheidung des Richters 
hören die Gefahr und Verantwortung der Anſtalt für die Ge— 
bahrung des Sequeſters auf. 

Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt $. 50. 


Sell: 
Pflicht des Sequeſters zur Abfuhr der Banfforderungen. 


Der auf Anſuchen der Bank im gerichtlichen Wege aufge— 
ſtellte Sequeſter iſt verbunden, nach Berichtigung der Vorgangs— 
poſten, der l. f. Steuern u. ſ. w. die rückſtändigen nebſt den 
laufenden Gebühren an die Kaſſe der Bank, den Uiberſchuß der 
Einkünfte hingegen nach den jeweiligen Beſtimmungen des Richters 
ab zuführen. 


Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt $. 52. 


§. 119. 
Rechnungslegung desſelben. 


Die Rechnungen des Sequeſters müſſen alljährlich und zwar 
längſtens 30 Tage nach Verfluß eines jeden Jahres, oder wenn 
die Sequeſtrazion nicht ein Jahr dauerte, binnen 14 Tagen nach 
deſſen Aufhebung mit allen Belegen an den Richter überreicht, 
und von dieſem nach Vernehmen des Schuldners erledigt werden. 


Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt $. 53. 


$. 120. 
Schiedsgericht wegen Genehmigung der Rechnungen. 


Sollte wegen der Genehmigung der Rechnungen zwiſchen der 
Bank und ihrem Schuldner ein Streit entſtehen, fo iſt ein Schieds— 
gericht zu beſtellen, zu welchem Einen Richter der Schuldner, 
den andern der rechnungslegende Sequeſter, und den dritten die 
Bank⸗Direkzion beſtimmen wird. Findet der Streit nur zwiſchen 
zwei Perſonen ſtatt, ſo wählen dieſelben jede einen Richter, und 


97 


die beiden Gewählten wählen felbft den dritten. Falls ſich die— 

ſelben über die Wahl des dritten Richters nicht vereinigen könnten, 

wird der dritte Richter vom ſtändiſchen verſtärkten Ausſchuſſe ernannt. 
Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits⸗Anſtalt 6. 54. 


[4 


121. 
Verfahren des Schiedsgerichts. 


Das ſo gebildete Schiedsgericht wird in dieſen Fällen von der 
Beobachtung der Beſtimmungen der Gerichtsordnung enthoben, und 
es wird ihm überlaſſen, dasjenige Verfahren zu wählen, welches 
dasſelbe zur Erörterung der Streitfrage als zweckmäßig erachten 
wird. Bei der Meinungsverſchiedenheit der beiden erſten Richter 
über die Verfahrungsart entſcheidet der dritte Richter. 

Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt $. 55. 


8 122. 
Fortſetzung. 


Dieſes Schiedsgericht verhandelt nöthigenfalls an Ort und 
Stelle, wo ſich das ſequeſtrirte Objekt befindet, ohne weitere Bes 
rufung, jedoch nur hinſichtlich der gelegten Rechnung. Die Ent— 
ſcheidung wird durch Mehrheit der Stimmen gefällt; ſind jedoch 
die drei Richter getheilter Meinung, ſo obliegt es dem Vorſitzenden, 
ſich der Meinung des einen oder des andern Richters anzuſchließen, 
und dieſe dadurch zum Beſchluſſe zu erheben. 


Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt §. 56. 


8 123 
Verfahren bei Verpachtung der Einkünfte. 


Im Falle der von der Bank-Direkzion gewählten Verpachtung 
der einzelnen oder der geſammten Gutseinkünfte und Erträgniſſe im 
Verſteigerungswege, hat die Bank die Licitazions-Bedingungen in 
Vorſchlag zu bringen, der Richter dieſelben ohne Einvernehmen 
des Schuldners zu prüfen, und wenn keine beſondern Bedenken 
dagegen obwalten, zu genehmigen; ſohin die Verſteigerung zu 
veranlaſſen, jedenfalls aber pflichtmäßig zu ſorgen, und die Pacht⸗ 
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* 
bedingungen in der Art feſtzuſetzen, damit aus dem Pachtzinſe 
nach Berichtigung der Vorgangspoſten, als der l. f. Steuern u ſ. w., 
dann mit Berückſichtigung der allfälligen durch Hofdekret vom 
12. Oktober 1790 vorgeſchriebenen Entrichtungen an dritte Per- 
ſonen, die der Bank gebührenden Zahlungen an die Kaſſe der 
Anſtalt geleiſtet werden, und nur der Uiberſchuß dem Eigenthümer 
des Gutes, oder dem ſonſtigen Rechtserwerber ausgefolgt werde. 
Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anftalt $. 57. 


§. 124. 
Bei Pfändung beweglicher Güter geſchieht die Schätzung ſo— 
gleich oder bei der Veräußerung. 

Wird die Exekuzion auf bewegliche Güter geführt, ſo iſt 
mit der Pfändung, wenn an dem Orte, oder in deſſen Nähe ger 
eignete Schätzleute zu finden ſind, zugleich auch die Schätzung 
vorzunehmen. Im entgegengeſetzten Falle fol die Schätzung un⸗ 
mittelbar vor der Veräußerung geſchehen. Ein eigenes Schätzungs— 
Geſuch iſt in keinem Falle nothwendig. 

Findet ſich bei der erſten Verſteigerung kein Käufer, der 
wenigſtens den Schätzungswerth anbietet, ſo hat die Veräußerung 
bei derſelben auch unter dem Schätzungswerthe zu geſchehen. 

Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits⸗Anſtalt §. 62. 


§. 125. 
Bei Exekuzion unbeweglicher Güter iſt die Schätzung unter 
Einem anzuordnen. 

Wird endlich die Exekuzion auf unbewegliche Güter geführt, 
fo obliegt es dem Richter, bei Bewilligung des dießfälligen Ge⸗ 
ſuches unter Einem die Schätzung auf dem kürzeſten Wege an⸗ 
zuordnen, reſp. hierwegen die Realbehörde zu requiriren. 


§. 126. 
Begünſtigung der Bank zur Vereinfachung des Schätzungs— 
Verfahrens. 
Zur Vereinfachung des Schätzungs-Verfahrens iſt die Bank— 
Direkzion berechtigt, ſtatt des gerichtsordnungsmäßigen die Er⸗ 
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mittlung des Werthes durch eine Kommiſſion nach dem durd; 
ſchnittlichen dreijährigen Reinertrage, wenn hiezu die erforder- 
lichen Anhaltspunkte mindeſtens für die Hauptrubriken vorhanden 
ſind, und nach Erhebung des Bauzuſtandes bei allfälligen Bau⸗ 
objekten in der Art, wie ſie in dem F. 31 vorgeſchrieben find, 
zu begehren, welchem Anſuchen der Richter, ſofern dagegen kein 
beſonderes Bedenken obwaltet, zu willfahren hat. 


8 127 
Ausrufspreis. 


Der auf dieſe Weiſe ermittelte Werth des Objekts iſt dem 
gerichtsordnungsmäßig erhobenen gleich zu ſtellen, und hat ſofort 
als Ausrufspreis zu dienen. 

Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits⸗Anſtalt $. 58. 


§. 128. 
Vorſchlagsrecht der Licitazions bedingungen. 


Sowohl in dem Falle, wenn das der Bank verpfändete Gut 
auf Anſuchen derſelben, oder auch in dem Falle, wenn es im 
Konkursverfahren, oder auf Anſuchen eines andern Gläubigers 
im Wege der Erefuzion veräußert werden ſoll, kann die Bank- 
Direkzion die Licitazions-Bedingungen in Vorſchlag bringen, der 
Richter hat dieſelben zu prüfen, und wenn keine beſondern Bes 
denken dagegen obwalten, zu genehmigen, jedenfalls aber pflicht 
mäßig zu ſorgen, daß ſolche Bedingungen feſtgeſetzt werden, 
durch welche die allfällig gebührende Zahlung der Forderung der 
Bank nicht verzögert wird. 

Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galizifchen Kredits-Anſtalt $. 59. 


$. 129. 
Recht der Bank zur Fortſetzung des Exekuzions verfahrens 
eines Dritten bei nicht gehöriger Betreibung. 
Wird von einem Gläubiger auf das nach den §§. 35 und 
36 der Bank verpfändete Gut Exekuzion geführt, dieſelbe aber 
nicht gehörig betrieben, ſo ſteht der Bank frei, ſobald die weitern 
geſetzlichen Schritte des Verfahrens durch 14 Tage nicht verfolgt 
7. 
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worden find, dieſe Exekuzion im eigenen Namen auf der Grund- 
lage der bereits erfolgten Exekuzionsmittel, fortzuſetzen. 
Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anftalt §. 60. 


$. 130. 
Anmeldung der Forderung in Konkursfällen. 


Fällt der Schuldner in Konkurs, fo muß die Bank ihre For— 
derung auf das ihr verpfändete Objekt der Gerichtsordnung gemäß 
binnen der Ediktalfriſt bei dem Konkursrichter “) anmelden. Darüber 
iſt, ohne den Ablauf der Ediktalfriſt, oder die Benennung des 
Kreditorenausſchuſſes abzuwarten, und ohne allen unnöthigen 
Aufſchub, mündlich zu verfahren. 5 

Der Maſſa-Vertreter ſoll zwar ohne Vernehmung des Aus— 
ſchuſſes der Gläubiger weder über die Klage der Hypothekenbank 
verhandeln, noch über ihren Anſpruch eine Erklärung abgeben; 
iſt jedoch noch kein Ausſchuß der Gläubiger ernannt, ſo genügt 
es, wenn von dem Maſſavertreter die im Gerichtsorte befind— 
lichen ihm bekannten Gläubiger vernommen werden. 

Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt 5. 61. 


§. 131. 
Begünſtigungen der Bank zur Befriedigung ihrer Forde— 
rungen in Konkursfällen. 

In dem Liquidazions⸗Urtheile muß zugleich erkannt werden, 
ob der Bank auf das Gut ein Pfandrecht zuſtehe. Sobald das 
Urtheil, wodurch der Bank ihre Forderung und das Pfandrecht 
zugeſprochen worden iſt, die Rechtskraft erlangt hat, kann die 
Bank fordern, daß das Gut ohne Aufſchub feilgeboten, und wenn 
es bei der erſten und bei der zweiten Feilbietung nicht wenig— 
ſtens um den Schätzungswerth an Mann gebracht wird, unauf— 
gehalten, ohne Vernehmung der Glänbiger, bei der dritten auch 


*) So wie überhaupt Manches, was ſich in dieſen Statuten auf rein 
juridiſche Fragen bezieht, der reiflichen Erwägung Sachverſtändiger 
anheim geſtellt bleibt, wird es auch ihrer Entſcheidung überlaſſen wer— 
den müſſen, ob in Konkursfällen die Hypothekenbank nicht eben ſo 
ausſchließlich das Forum des k. k. Landrechtes anzuſprechen habe, als 
dieß in ähnlichen Fällen der k. k. Kammerprokuratur zuſteht. 
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unter dem Schätzungswerthe veräußert, und der Bauk durch den 
Preis desſelben ihre Forderungen, jedoch unbeſchadet der ihr vor— 
gehenden Gläubiger, ohne Aufſchub, und ohne das Klaſſifikazions— 
Urtheil abzuwarten, bezahlt werden. 

Sollte in der Folge vermöge des Klaſſifikazions-Urtheils und 
der Vertheilung des Konkurs-Maſſa⸗Vermögens ſich ergeben, daß 
der Bank mehr, als ihr gebührt, gegeben worden iſt, ſo muß 
dieſelbe ſogleich den empfangenen Mehrbetrag, nebſt den 49 Zin- 
ſen zurückerſetzen. 

Vergleiche die a. h. ane Statuten der galiziſchen KreditssAnftalt $. 62. 


9182. 
Klagrecht der Bankbriefinhaber gegen die Bank. 


Denen Gläubigern der Bank, reſp. einem jeden Bankbriefs— 
Inhaber ſteht das Recht zu, nicht nur für den Fall, als eine 
nach Inhalt des Bankbriefes von Seite der Bank übernommene 
Verbindlichkeit nicht eingehalten würde, ſondern auch dann, wenn 
er, aus welchem Grunde immer, die Gefährdung ſeiner Rechte 
und Sicherheit durch Außerachtlaſſung der in gegenwärtigen Sta— 
tuten enthaltenen Vorſchriften beſorgen ſollte, auf die in den nachfol— 
genden §§. beſchriebene Art und Weiſe feine Beſchwerde oder 
Klage anzubringen. 

Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt 9. 69. 


183 
Einleitung des Verfahrens. 


Das Verfahren beginnt mit der mündlichen oder ſchriftlichen 
Anzeige der Beſchwerde oder Forderung bei dem permanenten 
landſtändiſchen Ausſchuſſe, welcher verpflichtet iſt, hierüber eine 
Beſcheinigung auszuſtellen, und ohne den geringſten Zeitverluſt 
die entſprechende Unterſuchung einzuleiten, falls die Sache aber 
nicht ſogleich beigelegt werden könnte, und von Seite der Bank— 
Direkzion keine Rechtseinwendungen gegen dieſelbe erhoben wer— 
den, dem Bankbriefinhaber die Beſtättigung über die Anſtands— 
loſigkeit ſeines Begehrens, ſonſt aber den Beſcheid über die erho— 
benen Rechtseinwendungen längſtens binnen 3 Tagen zu ertheilen. 


Vergleiche die a. h. fanfzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt §. 69, 71 u. 72. 
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15% 
Einbringung der Klage und Entſcheidung im mündlichen 
Verfahren. 

Unter Beilegung des ertheilten Beſcheides hat ſofort der 
Kläger bei jenen der in den SS. 103 und 104 bezeichneten Ge— 
richten, wohin der Gegenſtand gehört, einzuſchreiten, welche in 
erſter Inſtanz dieſe Angelegenheit im Wege des münd lichen 
Verfahrens zu verhandeln haben werden. 

Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits⸗Anſtalt §. 69. 


$. 135. 
Befriedigung der zugeſprochenen Forderung. 


Würde die dem Kläger zugeſprochene Forderung aus dem 
Bank⸗Vermögen nicht ſogleich ihre Berichtigung erhalten, ſo ſteht 
es demſelben frei, ſeine Befriedigung im Grund der von den 
Landſtänden übernommenen Haftung (SS. 62 und 136) aus dem 
ſtändiſchen Domeſtikalfonde im Wege des k. k. Guberniums zu 
verlangen, welches die weitere förderſamſte Berichtigung dieſer 
Forderung einleiten wird. 


Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt $. 69. 
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VIII. 
Beſondere Privilegien. 


$. 136. 
Haftung des Domeſtikalfonds für die Verbindlichkeiten 
der Bank. 

Die Stände ſind ermächtigt, die Haftung aller durch die 
Bank eingegangenen Verbindlichkeiten auf den ſtändiſchen Dome— 
ſtikalfond, deſſen Erforderniß verfaſſungsmäßig durch ausgeſchrie— 
bene Steuerzuſchüſſe jederzeit gedeckt wird, zu übernehmen, wobei 
es ſich jedoch von ſelbſt verſteht, daß jede aus dem Domeſtikal— 
fonde für die Bank geleiſtete Zahlung aus den Zuflüſſen der— 
ſelben und ihres Reſervefonds wieder unverzüglich zu erſetzen 
ſeyn wird. 

Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anftalt §. 75. 


197. 
Stempelfreiheit. 

Die Real⸗Hypotheken-Bank iſt von dem Gebrauche des Stem⸗ 
pels für alle Schriften und Erläſſe, Quittungen und Beſtättigun⸗ 
gen, welche dieſelbe ausfertigt, oder welche von ihren Vertretern 
in ihrem Namen ausgegeben werden, einſchließig der Bankbriefe und 
der in dem F. 71 erwähnten Abtretungen, gänzlich enthobenz 
dagegen bleiben aber die Intereſſen-Koupons, welche zur Ver— 
fallzeit bei der Behebung der Zinſen von den Bankbrief-Inhabern 
ſtatt der Quittungen beigebracht werden müſſen, dem klaſſenmäßi⸗ 
gen Stempel unterworfen. 

Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt . 79. 


§. 138. 
Börſenmäßigkeit. 
Die Veräußerung der Bankbriefe auf der öffentlichen Börſe 
und deren Notirung im Börſenkourszettel iſt geſtattet. 
Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt §. 79. 
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$. 139. 
Berfälfhungftrafe. 


Die Verfälſchung der Bankbriefe und ihrer Koupons wird 
eben ſo beſtraft, wie dieß bei der Verfälſchung anderer von einer 
öffentlichen Kaffe des In- oder Auslandes ausgeſtellten Schuld- 
verſchreibungen geſetzlich zu geſchehen hat. 

Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits-Anſtalt §. 79. 


§. 140. 
Geſtattung zur Anlegung öffentlich verwalteter Gelder in 
Bankbriefen. 

Kapitalien und Uiberſchüſſe der Städte, Gemeinden, Körper- 
ſchaften, Stiftungen, unter öffentlicher Aufſicht ſtehender Anſtalten, 
dann Pupillar⸗ und Depoſitengelder können in Bankbriefen an⸗ 
gelegt werden, in allen vorkommenden einzelnen Fällen jedoch 
immer nur mit Zuſtimmung und einzuholender ausdrücklicher Bes 
willigung der kompetenten Behörden. 

Vergleiche die a. h. ſankzionirten Statuten der galiziſchen Kredits⸗Anſtalt §. 75. 


Serie S Kapital fl. . K. M. 
Nro. Jahrzins fl. K. M. 


Bankbrief. 


fl. 1000 Kapital Gulden K. M. Eintausend. 
49 Verzinſungsfuß Vier von Hundert jährlich. 


(muyassny - uouoru.ıa]) 


yaaaung nag 7% nu une "auay magng puasnpyug 


Welcher Betrag von Eintausend Gulden Konv. 
Münze, 20 Gulden auf eine kölniſche Mark fein Silber 
und 3 k. k. öſterreichiſche Zwanzig-Kreuzer-Stücke auf 
Einen Gulden gerechnet, von heute halbjährig nach— 
hinein mit Leer von Hundert in gleicher Münze pro 
anno verzinſt, und für den Fall der ſtatutengemäßen 
Verloſung bei den Kaſſen dieſer Bank rückgezahlt wer— 
den wird dem Uiberbringer 

Dieſer Bankbrief ſammt den zur Zinſenbehebung 
erforderlichen Koupons und Talon iſt unter der Kontrolle 
und Garantie der hochlöbl. böh mm. Stände in Folge 
Direkzions-Beſchluſſes zur Z. ß de anno s 
ausgeſtellt worden. 

Von der böhmiſch-ſtändiſchen 
Real-Hypotheken-Bank. 
Prag, am 30. Juni 1843, 


Koupon 
mit fl. 20 
fällig jeden 


Juli. 


Koupon \ 
mit fl. 20 
fällig jeden 


1. Jänner, 


Johann Mayer, 
Buchhalter. 


Obſtehende Ausfertigung wurde in Uibereinſtimmung mit 
den Akten befunden. 


Prag, am 1. Juli 1843. v. Hochmark, 


des verft. ſtänd. Ausſchuſſes 
Referent in Bankſachen. 


Hier folgt die im §. 66 der Statuten ausgeſprochene 
gerichtliche Beſtätigung über die Behändigung des Banf- 
Briefes an den Schuldner mit Hinweiſung auf die hiefür 
eingeräumte Hypothek. 


III. 


Anhang. 
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Abdruck der Statuten 


der 


galiziſch-ſtändiſchen Kredit⸗-elnſtalt. 


IJ. Hauptſtück. 
Bildung der Kredit-⸗Anſtalt. 


§. 1. 
Die galiziſch⸗ſtändiſche Kredit- Anftalt wird durch einen frei⸗ 
willigen Verein von Beſitzern landtäflicher Güter unter Ga— 
rantie der Stände (75—b) gebildet. 


So De 

Zur Aufnahme in den Kredit-Verein ſind alle in Galizien lie— 
gende Privatgüter, die in der Landtafel als ſelb ſtſtän dige 
Gutskörper verbüchert ſind, geeignet, in ſo fern der Verein auf jedes 
derſelben nach den in dem 8. 36 feſtgeſetzten Grundſätzen ein Dar— 
lehen von wenigſtens Eintauſend Gulden Konvenzions— 
Münze ertheilen kann. 

Die unmittelbar dem Staate oder den politiſchen Fonden, welche 
vom Staate verwaltet werden, gehörenden Güter, dann jene der Kor— 
porazionen, Gemeinden, moraliſchen Körper und Fonde, die zwar 
nicht in der unmittelbaren Verwaltung, aber unter der Aufſicht der 
Regierung ſtehen, haben demnach, ſo lange ſie dieſe Eigenſchaft nicht 
ändern, von dem Kreditvereine ausgeſchloſſen zu bleiben. 

Gehört ein Gut mehreren Eigenthümern, deren Antheile in der 
Landtafel nicht als ſelbſtſtändige Gutskörper erſcheinen, ſo kann der 
abgeſonderte Beitritt eines ſolchen Antheilsbeſitzers ebenfalls nicht 
Statt finden. 

Der Beſitzer mehrerer landtäflich ſelbſtſtändigen Gutskörper, die 
ſo klein ſind, daß der Verein auf jedes derſelben nicht wenigſtens 
1000 fl. K. M. darleihen könnte, kann jedoch dem Kredit-Vereine 
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beitreten, wenn dieſe kleinen landtäflich ſelbſtſtändigen Gutskörper 
ſämmtlich zu demſelben Dominium gehören, und zuſammen genommen 
ein Anleihen von wenigſtens 1000 fl. K. M. ertragen können. 
§. 3. 
Der Beitritt zu dem Kredit-Vereine iſt an keinen be— 
ſtimmten Zeitpunkt gebunden. 
§. 4, 
Der Beitritt geſchieht: 

a) durch die Aufnahme eines Anleihens von der Anſtalt; 

b) Durch die Erklärung des Erwerbes eines Gutes, auf dem ein 
ſolches Anleihen verbüchert iſt, daß er dem Vereine beitreten 
wolle. 8 

Wenn derſelbe in der Fallfriſt von ſechs Wochen vom Tage der 
Zuſtellung des über die bewilligte landtäfliche Eintragung ſeines 
Eigenthumsrechtes erfloſſenen Beſcheides in dieſer Beziehung ſich 
nicht ausdrücklich erklärt, wird der Beitritt als geſchehen angenommen. 

Erklärt ſich hingegen derſelbe in der bezeichneten Fallfriſt, daß 
er dem Vereine nicht angehören wolle, ſo wird dieſe Erklärung als 
Aufkündigung der Schuld angeſehen, und es treten dann die Be— 
ſtimmungen des $. 19 ein. 

$. 5. 

Der Austritt aus dem Vereine geſchieht: 

a) Durch die vollſtändige Abtragung der Schuld; 

b) durch die Veräußerung des Gutes, auf dem das Darleihen des 
Vereins verbüchert iſt. 


II. Haupt ſtück. 
Pfandbriefe. 
§. 6. 

Der Kredit-Verein ertheilt Darleihen mittelſt der Ausfertigung 
von Pfandbriefen. 

8. 

Die Pfandbriefe ſind öffentliche Urkunden, durch welche 
der Kredit-Verein dem Beſitzer derſelben die regelmäßige Entrichtung 
der Zinſen und die Rückzahlung des Kapitals unter den in den Grund— 
ſätzen des Inſtituts enthaltenen Bedingungen zuſichert, deren halb— 
jährige Aufkündigung der Kredit-Anſtalt vorbehalten, den Pfandbrief— 
Inhabern jedoch nicht eingeräumt wird. 

$. 8. 5 

Jeder Pfanddrief wird nach dem angeſchloſſenen Muſter aus— 

gefertigt, und enthält: 
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a) die Kapitals- Summe, über welche derſelbe ausgeſtellt wird. 

Es werden Pfandbriefe pr. 100 fl., 500 fl. und 1000 fl., dann 
5000 fl. und 10000 fl. ausgefertigt werden. 

b) Die Währung, in welcher die Summen und die davon ge— 
bührenden Zahlungen zu verſtehen ſind. 

Alle Geſchäfte bei dem Vereine werden in Silbermünze nach 
dem Konvenzionsfuße zu 20 fl. auf eine feine Mark Kölniſch und zu 
3 Zwanziger auf 1 fl. gerechnet, vollzogen. 

Sowohl die an den Verein, als auch die von Eee zu entrichten⸗ 
den Zahlungen muͤſſen daher immer in obiger Währung et 
werden. 

c) Den Zins fuß. 

Derſelbe wird dermal mit 4 von 100 fl. feſtgeſetzt. 

d) Den Zeitpunkt der Zinsentrichtung. 

Die Anſtalt wird die Zinſen von den Pfandbriefen halbjährig 
dekurſive bezahlen. Hiernach werden auch die Pfandbriefe mit dem 
entſprechenden Termine zur Zahlung der Zinſen ausgefertigt. 

e) Den Namen der Perſon, auf welche als Gläubiger der Pfand— 
brief ausgefertigt wird, oder die Beſtimmung, daß derſelbe 
auf den Uiberbringer laute. 

Es wird nämlich der Wahl des Darleihenwerbers überlaſſen, ob 
er wünſche, ſich die Pfandbriefe auf einen beſtimmten Namen, oder 
auf den Uiberbringer ausſtellen zu laſſen. 

) Die Beſtimmung, daß die Rückzahlung des in dem Pfand— 

briefe ausgedrückten Kapitals nach deſſen Verloſung, oder 
der der Anſtalt vorbehaltenen Aufkündigung geſchehen werde. 
Die Unterſchrift des Präſidenten der Vereins-Direkzion 
oder ſeines Stellvertreters, und eines Direktors, unter Bei— 
drückung des Siegels der Direkzion. 
Die von dem Präſidenten der Aufſichts-Kommiſſion, oder ſeinem 
Stellvertreter und einem Beiſitzer zu fertigende Beſtätigung, 
daß der Pfandbrief im Grunde eines landtäflich verbücherten 
Darleihens der Vereins-Direkzion ausgefertigt ſei. 


93 
— 


h 


— 


§. 9. 


ß Die auf einen beſtimmten Namen lautenden Pfandbriefe werden 

durch rechtsgiltige Abtretungen (S. 79 a) von einem Eigenthümer 
auf den andern übertragen. Die auf den Uiberbringer lautenden 
Pfandbriefe bedürfen hingegen keiner eigens auszufertigenden Ab— 
tretung, ſondern der jedesmalige Inhaber derſelben wird bei der 
Anſtalt als der Eigenthümer betrachtet. 
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8. 10. 

Es ſteht Jedermann frei, die auf den Uiberbringer lautenden 
Pfandbriefe auf einen beſtimmten Namen umſchreiben zu laſſen, wie 
auch beſchädigte gegen neue, oder größere Pfandbriefe gegen mehrere 
kleinere umzutauſchen und umgekehrt. Es werden mäßige Kanzleige⸗ 
bühren beſtimmt werden, die ſowohl für die Ausfertigung als für 
die Umſchreibung der Pfandbriefe von dem Uibernebmer derſelben 
zu entrichten ſind. 

§. 11, 

Mit jedem Pfandbriefe werden zugleich Zinskoupons auf 
20 halbjährige Friſten und ein Talon auf weitere Zinskoupons hin⸗ 
ausgegeben. Die entfallenden Zinſen werden gegen Beibringung 
des nicht amortiſirten Zinskoupons auch in dem Falle entrichtet 
werden, wenn der Pfandbrief ſelbſt bereits eingelöſt oder amortiſirt 
worden wäre. 

Nach der Verfallszeit ſämmtlicher Zinskoupons werden, in ſo 
weit der Pfandbrief noch giltig iſt, gegen Beibringung des Talons, 
neue Zinskoupons auf 20 halbjährige Friſten, nebſt einem neuen 
Talon ausgefolgt. 

Wenn bei der Auszahlung eines verloſten Pfandbriefes ein oder 
mehrere zur Auszahlung noch nicht fällige Zinskoupons abgehen, ſo 
iſt der Verein berechtigt, von dem auszuzahlenden Kapitale eine 
dem Zinsbetrage der abgängigen Koupons gleichkommende Summe 
zurückzubehalten. 

Die einzelnen Zinsraten werden erſt in 30 Jahren verjährt. 


III. Haupt ſtück. 
Schuldverſchreibung des Gutsbeſitzers. 
§. 12. 

Der Gutsbeſitzer, welcher ein Darleihen von dem Vereine zu 
erlangen wünſcht, muß einen Schuldſchein in landtafelmäßiger 
Form ausfertigen, in welchem derſelbe auszudrücken hat: 

a) den Kapitals-Betrag der Schuld; 
b) die Benennung der Hypothek und der dazu gehörigen 

Ortſchaften; 

c) die Bezeichnung der von ihm an den Verein jährlich zu 
leiſtenden Gebühren; 

d) die Angelobung, den Statuten des Vereins genau zu ent⸗ 
ſprechen; 

e) die Bewilligung, daß das Kapital, die Zinſen und die 
ſonſtigen ſtatutenmäßigen Gebühren, wie auch die Verpflichtung 
zur Entſchädigung in dem Falle des §. 65 bis zum Betrage 
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von 3 Percent des Kapitals in dem Laſtenſtande des zur 
Hypothek angebotenen Gutes intabulirt werden. 

Der Umſtand, daß die Entſchädigung nur in dem Betrage von 

3 Percent des Kapitals verbüchert wird, enthebt den Schuldner 

keineswegs der Verpflichtung, dem Vereine auch einen größern 

Schaden, wenn derſelbe durch ſeinen Saumſal verurſacht wurde, ſo 
wie auch die allfälligen Exekuzionskoſten zu erſetzen. 

Endlich muß der Schuldſchein enthalten: 
) die Unterſchrift des Schuldners und zweier Zeugen. 


§. 13. 

Der Schuldſchein, ſo wie die Vollmachten zur Erhebung der 
Pfandbriefe und die Quittungen über Empfänge, müſſen hinſichtlich 
der Richtigkeit der Unterſchriften von dem betreffenden Kreisvor— 
ſteher, worüber eine eigene Weiſung von dem k. k. Landes-Guber⸗ 
nium ergehen wird, oder von dem betreffenden Gerichte legali— 
ſirt ſeyn. 

§. 14. 

Der Schuldſchein muß vor der Ausfertigung der Pfandbriefe in 
dem Laſtenſtande der angebotenen Hypothek landtaflih verbüchert 
werden. 

§. 15. 

Die ausgefertigten Pfandbriefe überreicht die Vereins-Direkzion 
vor deren Ausfolgung an den Schuldner der Anſtalt der Aufſichts— 
kommiſſion ſammt der dießfälligen bereits verbücherten (§. 14) Schuld⸗ 
verſchreibung, auf deren Grundlage die Pfandbriefe ausgefertigt 
worden ſind. 

Die Aufſichtskommiſſion wird nach geſchöpfter Uiberzeugung, 
daß nur ſo viel und nur ſolche Pfandbriefe ausgefertigt worden 
ſind, als auf der Grundlage der Schuldverſchreibung auszufertigen 
waren, in einem jeden Pfandbriefe die in dem §. 8 h) erwähnte 
Beſtätigung fertigen. 

Auf gleiche Weiſe wird ſowohl die Vereins -Direkzion als die 
Aufſichts-Kommiſſion zu verfahren haben: 

a) bei Eintauſchung der Pfandbriefe einer Gattung auf andere, 

oder der beſchädigten auf neue ($. 10); 

b) bei Ausfertigung neuer Pfandbriefe an die Stelle der amor— 
tiſirten. 

In allen dieſen Fällen wird die Aufſichts-Kommiſſion, bei Ferti⸗ 
gung der Beſtätigung, auf der Urkunde, welche die gehörig und 
richtig vollzogene Ausfertigung der Pfandbriefe beweiſt, das Datum, 
die Zahl und die Beträge der Pfandbriefe anzumerken haben. Dieſe 
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Anmerkung wird demnach in dem erſten Falle auf der Schuldver- 
ſchreibung, in dem Falle zu a) auf den zur Eintauſchung überreichten, 
von der Vereins-Direkzion vorläufig unbrauchbar gemachten Pfand— 
briefen, und in dem Falle zu b) auf dem Amortiſazions-Dekrete zu 
geſchehen haben. 
$. 16. 

Die an den Verein, und zwar an die Kaſſe der Anſtalt in Lem⸗ 
berg, zu leiſtenden fortlaufenden Gebühren ſind: 

a) die Zinſen von dem dargeliehenen Kapitale nach demſel— 
ben Zinsfuße, auf welchen die von dem Vereine ausgefertig— 
ten Pfandbriefe lauten; 

b) die Tilgungsquote. 8 
Der Schuldner der Anſtalt hat die erſten halbjährigen Zinſen 

bei Empfang der Pfandbriefe vorhinein zu entrichten, die weitern 
Zinſen ſo wie die Tilgungsquoten in den im Schuldſchein feſtgeſetz— 
ten Terminen ebenfalls halbjährig abzuführen. 

c) Der Beitrag zur Beſtreitung der Verwaltungs-Aus⸗ 
lagen, der zugleich mit den Zinſen zu leiſten iſt, und ein Vier 
telpercent des Kapitals (1 %) nicht zu überſchreiten hat. 


IV. SHauptſtück. 
Tilgung des der Kredit-Anſtalt ſchuldigen Kapitals. 


§. 17. 

Mit der Kredit-Anſtalt iſt ein regelmäßiger Tilgungsfond 
verbunden, welcher durch die von den Schuldnern zu leiſtende Rück— 
zahlung an Kapitalsraten gebildet wird. Die Rückzahlung beſteht 
in 1 Percent jährlich vom Kapitals-Nennwerthe, auf welchen die be= 
zogenen Pfandbriefe lauten. 


§. 18, 

Dem Schuldner wird das dargeliehene Kapital von Seite des 
Vereines in der Regel nicht aufgekündet, ſondern es wird 
die in dem Schuldſcheine bezeichnete Rückzahlungsart befolgt werden. 
Eine Ausnahme von dieſem Grundſatze findet nur in den, in dem 
§. 63 bezeichneten Fällen Statt. 


$. 19. 

Dagegen wird aber dem Schuldner freigeftellt, die aufgenom— 
menen Summen ganz oder theilweiſe vor Ablauf der bedun— 
genen Tilgungszeit zu berichtigen. 

In dieſem Falle wird ihm diejenige Summe, die nach dem Til— 
gungsplane an den Pfandbriefen bereits eingezogen ward, zu Gute 
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gerechnet. Im Fall einer, den Tilgungsplan überfteigenden baaren 
Rückzahlung müſſen jedoch überdieß von dieſem Mehrbetrage die Zin— 
ſen für das nachfolgende halbe Jahr der Anſtalt zugleich bezahlt werden. 


$. 20. ; 

Die halbjährige Rückzahlungsquote muß immer im Baaren ent- 
richtet werden; bei allen andern Kapitalszahlungen hingegen, die der 
Schuldner außer dem Tilgungsplane zu leiſten beabſichtigt, bleibt 
es ſeiner Wahl überlaſſen, die Zahlung in Pfandbriefen oder 
in Baarem zu vollziehen. 


S 21, 


Die für den Tilgungsfond einfließende Baarſchaft darf zu keinem 
andern Zwecke, als zur Einlöſung verloſter Pfandbriefe verwendet 
werden, ſo wie auch in dem Falle, wenn der Schuldner ſeine Schuld 
außer dem Tilgungsplane ganz oder theilweiſe in Baarem abträgt, 
die hierdurch gezahlten Kapitalsbeträge nur zur Einlöſung und Ver— 
tilgung von Pfandbriefen verwendet werden können. 


§. 22. 


Die aus dem Tilgungsfonde einzulöſenden Pfandbriefe werden 
jedenfalls durch Verloſung beſtimmt. 


$. 23. 

Die aus dem Tilgungsfonde eingelöſten Pfandbriefe, ſo wie jene 
Pfandbriefe, welche der Schuldner im Grunde der Sd. 19 und 20 
zur Abzahlung ſeiner Schuld außer dem ſtatutenmäßigen Tilgungs— 
plane dem Vereine übergibt, werden von der Vereins-Direkzion 
ſogleich unbrauchbar gemacht, ſohin der Aufſichtskommiſſion vor— 
gelegt, welche nach geſchöpfter Uiberzeugung über das gehörig voll— 
zogene Verfahren von Seite der Vereins-Direkzion dieſe Pfand— 
briefe der Vereins⸗Direkzion zur weiteren Amtshandlung zurückſtellt. 


$. 24. 


Da durch die regelmäßige Entrichtung der Tilgungsquote das 
dem Schuldner dargeliehene Kapital, und mit dieſem auch die Ge— 
bühr an Zinſen von ſechs zu ſechs Monaten ſich vermindert, der 
Schuldner aber nach dem $. 16 außer der Tilgungsquote 4 Procent 
jährlich des dargeliehenen Kapitals nach dem urſprünglichen Nenn— 
werthe bis zur gänzlichen Tilgung der Schuld zu entrichten hat, ſo wird 
der in dieſen Zahlungsraten enthaltene, die gebührenden Zinſen über— 
ſteigende Betrag zur Tilgung des ſchuldigen Kapitals verwendet 
werden. 
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§. 25. 

Die Verloſung der Pfandbriefe wird alljährig in den er— 
ſten Tagen der Monate December und Juni vor ſich 
gehen, die gezogenen Nummern aber werden in den erſten Ta— 
gen der Monate Jänner und Juli durch die Wiener uud 
die Lemberger Zeitung bekannt gemacht werden. 

Die Zahlung der im Monate December gezogenen Pfandbriefe 
wird am letzten Juni des nächſten Jahres, und jene der im Monate 
Juni gezogenen am letzten December desfelben Jahres erfolgen. 

Der Inhaber des Pfandbriefes, den das Los traf, iſt gehalten, 
am nächſten ſtatutenmäßigen Zahlungstermine die Zahlung zu erhe— 
ben; ſollte er dieſes unterlaſſen, ſo wird zwar der entſprechende 
Geldbetrag bei der Anſtalt aufbewahrt, jedoch hört der Zinsbezug 
von dieſem Zeitpunkte auf. 

Nach abgelaufener dreißigjähriger Verjährungszeit fallen dieſe 
aufbewahrten Beträge dem Reſervefonde der Anſtalt zu. 

Die Anſtalt iſt befugt, die verloſten Pfandbriefe auch vor dem 
Zahlungstermine auf Verlangen der Inhaber zu eskomptiren. 


$. 26. 
Das bei der Verloſung zu beobachtende Verfahren beſtimmt ein 
beſonderes Regulativ für die Vereins-Direkzion. 


e 

Sobald von der auf einem Gute laſtenden Kapitalsſchuld wenig— 
ſtens 100 fl. Konvenzions-Münze zurückgezahlt wurden, kann der 
Schuldner verlangen, daß der berichtigte Kapitalsbetrag in der 
Landtafel gelöſcht werde. Die Beträge ſolcher theilweiſen 
Zahlungs-Löſchungen müſſen immer durch 100, als den Betrag der 
kleinſten Pfandbriefe, theilbar ſeyn. Dabei bleibt jedoch die jährliche 
Entrichtung an Zinſen und an der Tilgungsquote ungeändert. 


§. 28. 

Wird wenigſtens ein Viertheil der dargeliehenen Kapitalsſumme 
zurückgezahlt, ſo ſteht dem Schuldner nebſt der Berechtigung des 
vorgehenden §. 27 das Recht zu, die Erweiterung des Til- 
gungplanes dergeſtalt anzuſuchen, daß der Reſt des ſchuldigen Ka— 
pitals in diejenige Anzahl Raten vertheilt werde, welche für die Zu— 
rückzahlung des ganzen Kapitals urſprünglich beſtimmt war. 

Bei Darleihen jedoch, welche zu verſchiedenen Zeitpunkten auf 
die nämliche Hypothek ertheilt wurden, können die von dem Einen 
entrichteten Zahlungsraten nicht auf Abſchlag des Andern in Abrech— 
nung gebracht werden. 
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V. Hauptſtück. 
Erforderniſſe der Hypothek. 


§. 29, 

Die Kredit-Anftalt ertheilt Darleihen in Pfandbriefen nur auf 
die erſte Hälfte des Gutswerthes in der Art, daß der An— 
ſtalt außer öffentlichen Staatsabgaben, Grundzehenten, Dienſtbar— 
keiten und den auf den Früchten haftenden Grundlaſten, die von dem 
Ertrage in Abzug gebracht werden, dann der Oktava für die An— 
ſprüche aus dem Unterthansbande, keine Paſſiven vorgehen dürfen. 


$. 30. 

Gleichwohl wird die Kredit-Anſtalt auch auf Güter, auf denen 
fhon Paſſiven laſten, Darleihen ertheilen, wenn die verbücherten 
Gläubiger und deren Aftergläubiger die zu verbüchernde Erklärung 
abgeben, daß ſie der Kredit-Anſtalt für das ihrem Schuldner zu er— 
theilende Darleihen und die damit verbundenen ſtatutenmäßigen 
Rechte die Tabular-Priorität abtreten. 


$. 31. 

Auch dann können von der Kredit-Anſtalt Darleihen in Pfand— 
briefen ertheilt werden, wenn eine auf dem Gute am erſten Platze 
intabulirte und in der erſten Hälfte des Gutswerthes enthaltene 
Schuld forderung der Kredit-Anſtalt abgetreten, und deren 
Priorität von den übrigen auf dem Gute hypothecirten Gläubi— 
gern anerkannt wird. 

Dieſe abzutretende Poſt muß jedoch ſo beſchaffen ſeyn, daß die 
Anſtalt mittels derſelben die vollſtändige Sicherheit für das zu er— 
theilende Darleihen, und für den regelmäßigen Bezug der mit dem— 
ſelben verbundenen Entrichtungen erhalte. Auch dürfen durch die 
Abtretung Privatrechte dritter Perſonen nicht gefährdet werden. 


$. 32. 

Die Urkunden, womit der Schuldner die Liquidität der Schuld 
anerkennt, und dem Vereine beitritt, die Gläubiger aber die For— 
derung und deren Priorität, oder nur die letztere, der Kredit-Anſtalt 
abtreten, dann die darauf Bezug nehmenden Vollmachten ſind vor 
Gericht zu errichten, wodurch fie die Kraft eines gerich tli— 
chen Verleiches erhalten. 


$. 33. 

Es wird auch von dem Ermeſſen der Kredit-Anſtalt abhängen, 
Darleihen auf Güter zu bewilligen, auf denen ſchon intahulirte 
Laſten haften, deren Löſchung nicht thunlich iſt, oder deren 

8 * 


116 


Vorrecht zu Gunſten der Kredit-Anſtalt nicht abgetreten werden 
kann. Dieß darf aber nur dann geſchehen, wenn dieſe auf dem Gute 
mit dem Vorrechte vor den Forderungen der Kredit-Anſtalt zu belaſ— 
ſenden Schuldpoſten im Kapital und den rückſtändigen Zinſen zuſam— 
men nur dem 20. Theile des Gutswerthes gleich kommen, 
dann wenn dieſe Poſten und das zu ertheilende Darleihen in der 
erſten Hälfte des Gutswerthes ihre volle Sicherheit finden. 


$. 34. 

Beſitzern von Gütern, deren Eigenthum nach dem Inhalte der 
Landtafel ſtreitig iſt, kann, ſo lange der Streit nicht entſchieden 
iſt, ohne Einwilligung des Gegenthiels, mit welchem der 
Streit beſteht, kein Darleihen ertheilt werden. 


§. 35. 

Der Gutseigenthümer, welcher ein Darleihen zu erlangen wünſcht, 
muß ſich ausweiſen, daß an den, von der angebotenen Hypothek 
gebührenden Steuern keine Rückſtände aushaften. Sind Steuern 
rückſtändig, die Rückſtände aber nicht größer als der 20. Theil 
des Gutswerthes, und laſten ſonſt keine Privatſchulden auf 
dem Gute, ſo kann die Kredit-Anſtalt bis zum halben Gutswerthe 
ein Darleihen bewilligen, hiervon jedoch einen den Steuerrück— 
ſtänden gleichkommenden Betrag in Pfandbriefen zurückhalten, die 
Pfandbriefe veräußern und aus dem Erlöſe die Steuern tilgen. 


$. 36. 


Die Grundſätze, nach denen der reine Gutsertrag und rück— 
ſichtlich der Gutswerth auszumitteln iſt, wird der Verein, ſobald der- 
ſelbe förmlich in Wirkſamkeit getreten ſeyn wird, näher beſtimmen 
und der Beſtätigung des Landtages unterziehen. 

Bis dahin hat als pro viſoriſcher Maßſtab zu gelten, daß 
die Zinſen des aufzunehmenden Anleihens ſammt den Intereſſen der 
allenfälligen vorangehenden Schuldpoſten nicht mehr als den einjäh— 
rigen Betrag der Dominikal-, Grund-, Urbarial- und Zehentſteuer, 
dann der Gebäudeſteuer, wie ſolche im Jahre 1825 ſammt dem Zu— 
ſchuſſe beſtanden, und nach Abſchlag der im Reklamazionswege erlang— 
ten Erleichterungen feſtgeſetzt wurden, endlich einen Viertheil der 
in jener Epoche beſtandenen Trankſteuer auszumachen haben. 

Es bleibt jedoch der Vereins-Direkzion vorbehalten, die nach 
dieſer Berechnung entfallende Darleihensſumme zu vermindern, wenn 
aus der Zuhilfnahme anderer Nachweiſungen die Uiberzeugung ent— 
ſtehen würde, daß die darzuleihende Summe die Hälfte des wirk— 
lichen Gutswerthes überſteigen dürfte. 
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VI. Sauptftüd. 


Rechtsverhältniß der Kredit-Anſtalt gegen ihre 
Schuldner. 


§. 37. 

Da die Kredit-Anſtalt nur auf ſchuldenfreie Güter, oder gegen 
Abtretung des Vorgangsrechtes der auf denſelben verbücherten Schuld— 
forderungen, oder gegen Abtretung von Forderungen, deren Vor— 
gangsrecht von den übrigen auf dem Gute hypothecirten Gläubigern 
anerkannt wird, leiht, und dieſe Abtretungen und Anerkennungen 
ohnehin die Wirkung eines gerichtlichen Vergleiches haben (S. 32), 
ſo genießen die Forderungen der Kredit-Anſtalt an ihre Schuldner 
vor anderen Privatanſprüchen die Vorzüge, und in dem gerichtlichen 
Verfahren die Erleichterungen, welche in den nachfolgenden SS. 
beſtimmt ſind. 

§. 38. 

Die Kredit-Anſtalt hat das Recht, ihre Forderungen aus den 
in ihren Händen befindlichen beweglichen Gütern des Schuld— 
ners, nach Maßgabe des 43. Artikels der Wechſelordnung, und der 
dem Lemberger Verſatzamte eingeräumten Befugniſſe, zu befriedigen. 

$. 39. 

Der ordentliche Gerichtsſtand des Kredit-Vereins als 
Geklagten iſt das Lemberger Landrecht, und in Merkantil- und 
Wechſelſachen das Lemberger Merkantil- und Wechſelge— 
richt. Es findet jedoch die Ausdehnung dieſes Forum auf jene 
Fälle, wo der Verein als Kläger auftritt, nur in Beziehung auf 
Klagen gegen Mitglieder des Vereines ſelbſt Statt, dann gegen ehe— 
malige Mitglieder des Vereines, welche als ſolche dem Vereine noch 
etwas ſchulden. 

$. 40. 

Die Hauptbücher der Kredit-Anſtalt über die ordentli— 
chen, ſo wie über die außerordentlichen Gebühren, und die von der 
Vereins-Direkzion gefertigten Auszüge aus dieſen Hauptbüchern, 
ſind gegen die Mitglieder des Vereins, und gegen die dritten Be— 
ſitzer des nach dem §. 12 dem Vereine verpfändeten Gutes, in Be— 
ziehung auf die Schuld, durch welche die Erſteren dem Vereine bei— 
getreten find, die Zinſen, die Tilgungsquote und andere Nebenge— 
bühren und Erſätze als öffentliche Urkunden zu betrachten, und 
geben demnach den vollen Beweis gegen dieſelben. 

§. 41. 

In allen Streitigkeiten zwiſchen dem Kredit-Vereine und ſeinen 

Mitgliedern, welche ſich auf das Geſchäft, oder auf das Gut, durch 
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welches die Letzteren dem Vereine beigetreten find, beziehen, hat 
der landſtändiſche Ausſchuß, mit Ausnahme derjenigen Glieder, 
welche zugleich als Direktoren ($. 81) benannt find, mit voller 
ſchieds richterlicher Gewalt zu erkennen. Dabei ſoll das für 
Wechſelgerichte in dem 41. Kapitel der galiziſchen Gerichtsordnung 
vorgeſchriebene Verfahren beobachtet werden. 

So lange der landſtändiſche Ausſchuß im Grunde des 8. 86 die 
Direkzion des Vereines zu vertreten haben wird, werden von der 
Landtags-Verſammlung andere Schiedsrichter gewählt, und mit 
derſelben Macht verſehen. 


§. 42. 

Den Parteien, welche ſich durch den Ausſpruch des landſtändi— 
ſchen Ausſchuſſes, oder der von der Landtags-Verſammlung gewählten 
Schiedsrichter gekränkt glauben, ſteht das Rechtsmittel der Appellazion 
an das Lemberger Appellazionsgericht, und rückſichtlich der Reviſion 
an die oberſte Juſtizſtelle nach den Beſtimmungen des erwähnten 
Kapitels der Gerichtsordnung offen. 


§. 43. 

Sowohl dem Schiedsgerichte, als dem Appellazionsgerichte iſt 
die Macht zugeftanden, in dem Urtheile zugleich zu erklären, daß 
durch den Rechtsſtreit zwiſchen dem Kredit-Vereine und ſeinen Glie— 
dern die Maßregeln zur Eintreibung der Zinſen, Rückzahlungsraten 
und anderen Gebühren nicht gehemmt oder unterbrochen werden 
dürfen. 

| §. 44. 

In Abſicht auf die Einbringung der rückſtändigen Zinſen, Ruͤck⸗ 
zahlungsraten und anderen Gebühren bleibt die Wahl der Vereins- 
Direkzion überlaſſen, entweder die politiſche oder die gerichtliche 
Exekuzion zu ergreifen. 

§. 45. 

Das bei der Einleitung und Vollziehung der politiſchen Exe— 
kuzion zu beobachtende Verfahren wird durch eine beſondere Vor— 
ſchrift beſtimmt. 

§. 46. 

Die gerichtliche Exekuzion ift bei dem nach Maßgabe des S. 39 
kompetenten Gerichte anzuſuchen. 

Dieſelbe iſt gegen die Mitglieder des Vereines und gegen die 
dritten Beſitzer des nach dem §. 12 dem Vereine verpfändeten Gutes, 
nebſt den in der Gerichtsordnung bezeichneten Fällen, auch über 
das lediglich mit einer Abſchrift des betreffenden Schuldſcheines und 
des Landtafel⸗Zeugniſſes über deſſen Einverleibung auf das Gut, 
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dann mit dem Auszuge aus dem Hauptbuche des Vereins belegte 

gerichtsordnungsmäßige Geſuch der Vereins-Direkzion, oder über 
das mit dem ſchiedsrichterlichen Urtheile belegte Anſuchen des oben 
beſtimmten Schiedsgerichtes, ohne Einvernehmung der Gegenpartei 
zu bewilligen, und falls das Gut des Schuldners in dem Bezirke 
eines andern Landrechtes läge, dasſelbe wegen Ausführung der 
Exekuzion anzugehen, welchem Erſuchen das letztere zu entſprechen hat. 


§. 47. 

Wird die Exekuzion auf bewegliche Güter geführt, ſo iſt mit 
der Pfändung, wenn an dem Orte oder in deſſen Nähe geeignete 
Schätzleute zu finden ſind, zugleich auch die Schätzung vorzunehmen. 
Im entgegengeſetzten Falle ſoll die Schätzung unmittelbar vor der 
Veräußerung geſchehen. Ein eigenes Schätzungsgeſuch iſt in keinem 
Falle nothwendig. 

Findet ſich bei der erſten Verſteigerung kein Käufer, der we— 
nigſtens den Schätzungswerth anbietet, ſo hat die Veräußerung bei 
derſelben auch unter dem Schätzungswerthe zu geſchehen. 


$. 48. 

Wird die Exekuzion durch eine Sequeſtrazion des dem Ver— 
eine verpfändeten Gutes geführt, ſo bleibt dem Vereine vorbehalten, 
dieſelbe auf alle Einkünfte des Gutes, oder nur auf eine gewiſſe 
Gattung derſelben, in ſo fern deren Verwaltung und Bezug ſich von 
den übrigen füglich trennen laſſen, zu begehren und zu beſtimmen, 
ob die ſequeſtrirten Einkünfte unmittelbar von dem Sequeſter ver— 
waltet und bezogen, oder durch Verſteigerung verpachtet werden 
ſollen. 

§. 49. 


Der Richter hat den von der Vereins-Direkzion in Vorſchlag 
gebrachten Sequeſter, ohne vorläufiges Einvernehmen des Schuld— 
ners, auf Gefahr und Verantwortung des Vereins zu beſtellen, und 
nur in dem Falle, daß er dagegen gegründete Bedenken finden ſollte, 
die Vereins-Direkzion zur Vorſchlagung eines andern Sequeſters 
aufzufordern, inzwiſchen aber, wenn Gefahr am Verzuge iſt, einen 
Dritten zu wählen. 


$. 50. 

Dem Schuldner fteht frei, binnen 14 Tagen gegen die Perſon 
des beftellten Sequeſters feine Einwendungen anzubringen, widrigens 
er mit deſſen Ernennung einverſtanden gehalten würde. 

Uiber deſſen allenfällige Einwendungen hingegen hat der Richter, 
ohne die Uibergabe der ſequeſtrirten Gutseinkünfte deßhalb aufzu 
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halten, nach Vorſchrift des §. 423 der galiziſchen Gerichtsordnung 
zu verfahren und zu entſcheiden. 

Nach erfolgtem ſtillſchweigendem Einverſtändniſſe oder nach er— 
laffener Entſcheidung des Richters, hören die Gefahr und Verant— 
wortung der Anſtalt für die Gebahrung des Sequeſters auf. 


§. 51. 

Jedes Vereinsmitglied iſt verpflichtet, in dem Kreiſe, wo es 
wohnt, das Geſchäft eines Sequeſters oder eines bei der Exekuzion 
einſchreitenden Vereinskommiſſärs ſowohl bei der politiſchen als bei 
der gerichtlichen Exekuzion zu übernehmen, und nur aus wichtigen 
Gründen kann die Vereins-Direkzion von dieſer Verpflichtung los—⸗ 
ſprechen. 

9 52 

Der auf Anſuchen der Anſtalt im gerichtlichen Wege aufgeſtellte 
Sequeſter iſt verbunden, nach Berichtigung der Vorgangspoſten, als 
der landesfürſtlichen Steuern u. ſ. w., die rückſtändigen nebſt den 
laufenden Gebühren an die Kaſſe der Kredit-Anſtalt, den Uiberſchuß 
der Einkünfte hingegen nach den jeweiligen Beſtimmungen des Richters 
abzuführen. 

Sy 58% 

Die Rechnungen des Sequefterd müſſen alljahrig, und zwar 
längſtens 30 Tage nach Verfließung jedes Jahres, oder, wenn die 
Sequeſtrazion nicht ein Jahr dauerte, binnen 14 Tagen nach deren 
Aufhebung mit allen Belegen an den Richter überreicht, und von 
dieſem nach Vernehmung des Schuldners erledigt werden. 


§. 54. 

Sollte wegen der Genehmigung der Rechnungen zwiſchen dem 
Vereine und ſeinen Schuldnern ein Streit entſtehen, ſo iſt ein Schieds— 
gericht zu beſtellen, zu welchem einen Richter der Schuldner, den 
andern der rechnungslegende Sequeſter, und den dritten die Ver— 
eins⸗Direkzion beſtimmen wird. 

Findet der Streit nur zwiſchen zwei Perſonen Statt, ſo wählen 
dieſelben jede einen Richter, und die beiden gewählten wählen ſelbſt 
den dritten. Falls ſich dieſelben über die Wahl des dritten Richters 
nicht vereinigen könnten, wird der dritte Richter von der Aufſichts— 
Kommiſſion ernannt. 

$. 35. 

Das ſo gebildete Schiedsgericht wird in dieſen Faͤllen von der 
Beobachtung der Beſtimmungen der Gerichtsordnung enthoben, und 
es wird ihm überlaſſen, dasjenige Verfahren zu wählen, welches das— 
ſelbe zur Erörterung der Streitfrage zweckmäßig erachten wird. Bei 
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der Meinungsverſchiedenheit der beiden erſten Richter über die Ver- 
fahrungsart entſcheidet der dritte Richter. 


§. 56. 

Dieſes Schiedsgericht verhandelt nöthigen Falls an Ort und 
Stelle des ſequeſtrirten Gutes, ohne weitere Berufung, jedoch nur 
hinſichtlich der gelegten Rechnungen. Die Entſcheidung wird durch 
Mehrheit der Stimmen gefällt. 

Sind jedoch die drei Richter getheilter Meinungen, ſo ſind die Akten 
mit den Meinungen dem landſtändiſchen Ausſchuſſe zur Entſcheidung 
vorzulegen. 

So lange aber der landſtändiſche Ausſchuß die Vereins-Direk— 
zion vertreten wird, iſt der von den beiden Richtern gewählte, oder 
von der Aufſichts-Kommiſſion ernannte dritte Richter als Vorſitzer 
des Schiedsgerichtes anzuſehen, dem es obliegt, ſich der Meinung 
des einen oder des andern Richters anzuſchließen, und dieſe hier— 
durch zum Beſchluſſe zu erheben. 


§. 57. 

Im Falle der von der Vereins-Direkzion gewählten Verpach— 
tung der einzelnen oder der geſammten Gutseinkünfte und Erträgniſſe 
im Verſteigerungswege, hat die Kreditanſtalt die Lizitazions-Bedin— 
gungen in Vorſchlag zu bringen, der Richter dieſelben ohne Einver— 
nehmen des Schuldners zu prüfen, und wenn keine beſonderen Be— 
denken dagegen obwalten, zu genehmigen; ſohin die Verſteigerung 
zu veranlaſſen, jedenfalls aber pflichtmäßig zu ſorgen, und die Pacht— 
bedingungen in der Art feſtzuſetzen, damit aus dem Pachtzinſe nach 
Berichtigung der Vorgangspoſten, als der landesfürſtlichen Steuern 
u ſ. w., dann mit Berückſichtigung der allfälligen in dem S. 394 der 
galiziſchen Gerichtsordnung vorgeſchriebenen Entrichtungen an dritte 
Perſonen, die dem Vereine gebührenden Zahlungen an die Kaſſe der 
Anſtalt geleiſtet werden, und nur der Uiberſchuß dem Eigenthümer 
des Gutes, oder dem ſonſtigen Rechtserwerber ausgefolgt werde. 


$. 58. 

Sobald die in dem . 36 vorgedachten Grundſätze zur Erhebung 
und Ausmittlung des reinen Gutsertrages, und rückſichtlich des Guts— 
werthes feſtgeſetzt ſeyn werden, wird, ſtatt der gerichtlichen Schätzung 
eines feilzubietenden Gutes, der Kapitalswerth, welcher ſich 
nach dieſen Grundſätzen zur Zeit des gemachten Darleihens aus dem 
reinen Einkommen ergeben hat, und als Gutswerth angenommen 
wurde, auch als Schätzungswerth und Ausrufspreis anzunehmen ſeyn. 
Bis dahin ſoll derjenige Kapitalswerth des Gutes zum Ausrufspreiſe 
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dienen, welcher bei Ertheilung des Pfandbrief-Darleihens im Grunde 
des §. 36 als Gutswerth ermittelt wurde. 

Der auf die erſtere, oder die letztere Art erhobene Werth wird 
überhaupt als der nach der Gerichtsordnung zu erhebende Schätzungs— 
werth zu betrachten ſeyn. 

§. 59. 

Sowohl in dem Falle, wenn das dem Vereine verpfändete Gut 
auf Anſuchen der Anſtalt, als auch in dem Falle, wenn dasſelbe auf 
Anſuchen eines andern Gläubigers im Wege der Exekuzion ver— 
äußert werden ſoll, kann die Vereins-Direkzion die Lieitazions-Be⸗ 
dingungen in Vorſchlag bringen. Der Richter hat dieſelben zu prüfen, 
und wenn keine beſondern Bedenken dagegen obwalten, zu geneh— 
migen, jedenfalls aber pflichtmäßig zu ſorgen, damit ſolche Bedingun- 
gen feſtgeſetzt werden, durch welche die gebührende Zahlung der 
Forderung des Vereines nicht verzögert wird. 

Dieſe Vorſchrift gilt auch für den Fall, wenn die Früchte des 
gedachten Gutes im Sequeſtrazionswege verpachtet werden, und bei 
Veräußerung desſelben in einem Konkurſe der Gläubiger. 


§. 60, 

Wird von einem Gläubiger auf das nach dem S. 12 dem Vereine 
verpfändete Gut Exekuzion geführt, dieſelbe aber nicht gehörig be— 
trieben, ſo ſteht dem Vereine frei, ſobald die weiteren geſetzlichen 
Schritte des Verfahrens durch 14 Tage nicht verfolgt worden ſind, 
dieſe Exekuzion im eigenen Namen auf der Grundlage der bereits 
erfolgten Exekuzionsmittel fortzuſetzen. 


$. 61, 

Fällt der Schuldner in den Konkurs, ſo muß der Verein feine 
Forderung auf das ihm nach dem . 12 verpfändete Gut der Ge— 
richtsordnung gemäß binnen der Ediktalfriſt bei dem Konkursrichter 
anmelden. Darüber iſt, ohne den Ablauf der Ediktalfriſt oder die 
Benennung des Kreditoren-Ausſchuſſes abzuwarten, und ohne allen 
unnöthigen Aufſchub mündlich zu verfahren. 

Der Maſſevertreter ſoll zwar ohne Vernehmung des Ausſchuſſes 
der Gläubiger weder über die Klage des Vereines verhandeln, noch 
über ſeinen Ausſpruch eine Erklärung abgeben; iſt jedoch noch kein 
Ausſchuß der Gläubiger ernannt, ſo genügt es, wenn von dem 
Maſſevertreter die im Gerichtsorte befindlichen, ihm bekannten 
Gläubiger vernommen werden. 

§. 62. 

In dem Liquidazions-Urtheile muß zugleich erkannt werden, ob 

dem Vereine auf das Gut ein Pfandrecht zuſtehe. Sobald das Urtheil 
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wodurch dem Vereine feine Forderung und das Pfandrecht zugeſprochen 
worden iſt, die Rechtskraft erlangt hat, kann der Verein fordern, daß 
das Gut ohne Aufſchub feilgeboten, und wenn es bei der erſten und 
bei der zweiten Feilbietung nicht wenigſtens um den Schätzungswerth 
an Mann gebracht wird, unaufgehalten, ohne Vernehmung der Gläu— 
biger und ohne Rückſicht auf die Kontraktszeit bei der dritten auch 
unter dem Schätzungswerthe veräußert, und dem Vereine durch den 
Preis desſelben feine Forderung, jedoch unbeſchadet der ihm vorge— 
henden Gläubiger, ohne Aufſchub und ohne das Klaſſiffkazions⸗ Urtheil 
abzuwarten, bezahlt werde. 

Sollte in der Folge vermöge des Klaſſifikazions-Urtheiles und 
der Vertheilung des Konkursmaſſe-Vermögens ſich ergeben, daß dem 
Vereine mehr, als ihm gebührte, gegeben worden iſt, ſo muß derſelbe 
ſogleich den empfangenen Mehrbetrag, an den vierpercentigen 
Zinſen, der Maſſe zurück erſetzen. 


§. 63. 

Die Aufkündigung des Darleihens von Seite der Kre— 
dit-Anftalt findet nur in folgenden drei Fällen Statt: 

a) wenn der Gutseigenthümer das Gut ſo ſehr verſchlimmert, und 
die Bewirthſchaftung in dem Maße vernachläſſigt, daß die re— 
gelmäßige Entrichtung der Zinſen und der Rückzahlungsquote 
offenbar gefährdet wird; 

b) wenn derſelbe in zwei Jahren es dreimal auf die Exekuzion 
der dem Vereine gebührenden Zahlungen ankommen läßt; deß— 
gleichen 

c) wenn auf das Gut die Exekuzion für eine Privatſchuld be— 
willigt wird, und der Eigenthümer hierbei eine halbjährige 
Zahlungsrate an die Anſtalt zu leiſten unterläßt. 

In allen dieſen drei Fällen wird die ganze, mittels der Rück— 
zahlungsquoten noch nicht abgetragene Schuld an Pfandbriefen, mit 
Benennung der entfallenden Summe ſechs Monate im voraus, mit— 
tels dreimaliger Verlautbarung in der Lemberger Zeitung ein— 
gefordert. 

Die Zinſen der aufgekündigten Schuld und andere Gebühren 
hat der Schuldner im Baaren zu entrichten, das Kapital hingegen 
kann derſelbe im Baaren oder in Pfandbriefen abtragen. 


$. 64. 

Da mittels der Rückzahlungsquote die Kapitalsſchuld abgetragen 
wird, ſo iſt derjenige, der dieſelbe in den beſtimmten halbjährigen 
Terminen zu entrichten unterläßt, ſchuldig, dem Kredit- Vereine die 
Zinſen derſelben nach dem Zinsfuße, auf den die ihm ertheilten 
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Pfandbriefe lauten, bis zum Schluſſe des halben Jahres, 
in welchem die Zahlung erfolgt, zu vergüten. 


§. 65. 

Diejenigen Glieder des Vereins unterliegen auch einem auß er⸗ 
ordentlichen Beitrage, welche durch ihr Zurückbleiben in der 
Zahlung der Gebühren die Anſtalt bemüſſigten, zu ihrer Vetretung 
und zur Erfüllung der für ſie übernommenen Verpflichtungen, Geld 
auf höhere Zinſen, als auf welche das Inſtitut berechnet iſt, auf— 
zunehmen, oder eine andere Vorkehrung zu treffen, wodurch die 
Anſtalt einen im andern Wege nicht ausgeglichenen Nachtheil erlitt. 
Deßgleichen find fie verpflichtet, alle Vorſchüſſe zu verzinſen— 
zu welchen ſie durch ihr Verſchulden die Anſtalt veranlaßt haben. 


$. 66. 

Alle Erläſſe der Vereins-Direkzion, des Schiedsgerichtes, oder 
des betreffenden Landrechtes, haben rechtsgiltig auf dem, dem Kredit— 
Vereine verpfändeten Gute des Schuldners, falls derſelbe nicht 
angetroffen wird, zu Handen des Verweſers des Wirth— 
ſchaftsamtes übergeben, oder wenn auch dieſer abweſend iſt, an 
der Thür des Wirthſchaftsamtes im Beiſeyn zweier Zeugen 
angeſchlagen zu werden, welche Zuſtellung jene zu eigenen Handen 
des Schuldners vertreten wird. 

Die Gränzkämmerer find verpflichtet, die Zuſtellung auf 
unmittelbares Anſuchen der Vereins-Direkzion, des landſtändiſchen 
Ausſchuſſes und des Schiedsgerichtes zu beſorgen. 


VII. Hauptſtü ck 


Rechtsverhältniß der Inhaber der Pfandbriefe gegen 
die Kredit-Anſtalt. 


$. 67. 

Die Rechte der Inhaber der Pfandbriefe gegen die Kredit-An⸗ 
ſtalt ſind in den Pfandbriefen ſelbſt angeführt, und wurden oben in 
dem II. Hauptſtücke näher dargeſtellt. Zur Sicherung dieſer Rechte 
werden übrigens die in den nachfolgenden SS. enthaltenen Beſtim— 
mungen feſtgeſetzt. 


§. 68. 
Der Kredit-Verein hat, um die übernommenen Verpflichtungen 
erfüllen zu können: 
a) gegen die ſäumenden Schuldner die vorgeſchriebenen Ex ek u— 
zionsmaßregeln immer unverzüglich einzuleiten und 
mit Strenge zu vollziehen; 
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b) den Tilgungsfond gehörig zu verwalten; 

c) die denſelben zu Gebote ſtehenden Hilfsmittel mit Klug— 
heit zu benützen, und die gebührenden Zahlungen 
pünktlich zu leiſten. 

$. 69. ; 

Sollte der Verein die Erfüllung der ihm obliegenden Verpflich— 
tungen vernachläſſigen, ſo ſteht dem Inhaber des Pfandbriefes das 
Recht zu, nach eigener Wahl 

a) entweder die Kredit-Anſtalt durch das Lemberger Landrecht, 
welches dieſe Angelegenheit im Wege des mündlichen Verfah— 
rens zu verhandeln hat, zur Leiſtung des Zugeſagten verhalten 
zu laſſen; oder 
ſich mittels desſelben Gerichtes gegen ein dem Vereine 
beigetretenes Gut zu wenden, und die Beſchlaglegung der 
Zinſen oder der Rückzahlungsquote, welche das Gut an den 
Verein zu entrichten ſchuldig iſt, zu verlangen, die hiernach auf 
richterliche Anordnung zur Tilgung der Anſprüche des Pfand— 
brief-Inhabers unmittelbar an den letzteren zu zahlen ſeyn 
werden; endlich 
c) feine Befriedigung im Grunde der von den Landſtänden über— 

nommenen Haftung ($. 75. b) aus dem ſtändiſchen Dome: 

ſtikalfonde zu verlangen, und ſich zu dieſem Ende an das 

k. k. Landes-Gubernium zu wenden (§. 71), welches das Weitere 

einleiten wird, damit der ihm gebührende Betrag aus dem ſtän— 

diſchen Domeſtikalfonde berichtigt werde. 


§. 70. 

Der Gutseigenthümer, der eine in dem vorſtehenden §. 69 zu 
b) bezeichnete Zahlung leiſtet, behält das Recht der vollen Entſchädi— 
gung gegen den Verein, kann vor Allem die Abrechnung an ſeiner 
Schuldigkeit und die Löſchung des getilgten Kapitals- und Zinſen— 
betrages, dann die Löſchung in der Landtafel der von dem Pfandbrief— 
Inhaber etwa auf ſein Gut erwirkten Intabulirung oder Einant— 
wortung der Schuldforderung verlangen. 


b 


— 


§. 71. 

Dem in dem . 69 zu c) erwähnten Geſuche an das k. k. Landes— 
Gubernium muß die Beſtätigung der Aufſichts-Kommiſſion 
beiliegen, daß gegen das Begehren des Pfandbrief-Inhabers kein 
Anſtand obwalte. 

Sr 

Die Aufſichts-Kommiſſion iſt verpflichtet, über eine jede ihr von 

Seite eines Pfandbrief-Inhabers mündlich oder ſchriftlich gemachte 
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Anzeige, daß der Verein die Erfüllung der ihm obliegenden Ver 
pflichtungen vernachläſſige, ohne den geringſten Zeitverluſt die ent— 
ſprechende Unterſuchung einzuleiten, ſich von der Grundhältigkeit der 
Anzeige die Uiberzeugung zu verſchaffen, und falls die Sache nicht 
ſogleich beigelegt werden könnte, von Seite der Vereins-Direkzion 
aber keine Rechts einwendungen gegen die Forderung erhoben 
werden, dem Pfandbrief-Inhaber binnen längſtens drei Tagen die 
Beſtätigung über die Anſtandloſigkeit ſeines Begehrens zu ertheilen. 


§. 73. 
Die Amortiſirung der Pfandbriefe und der Koupons ge— 
ſchieht nach denſelben Grundſätzen, welche für die Amortiſirung der 
Staatspapiere vorgeſchrieben ſind. 


VIII. Hauptſtück. 
Hilfsmittel des Kredit-Vereines. 


§. 74. 

Die beſondern Hilfsmittel, welche dem Kredit-Vereine zu— 
gewendet werden, ſind: 

a) die Summe, welche von dem Fonde zur Errichtung 
des Kaiſer-Uhlanen-Regiments übrig blieb; 

b) der ſtändiſche Theil des aufgehobenen Gemeinde— 
Speicher-Fondes. 

Diefe beiden Summen find der Kredit-Anſtalt von den galizi⸗ 
ſchen Ständen zur erſten Begründung eines Fondes, zur Beſtreitung 
der Adminiſtrazions-Auslagen, und eines Reſervefondes, in das 
Eigenthum überlaffen worden. 


$. 75. 
Se. k. k. Majeſtät haben ferner allergnädigſt zu geſtatten 
geruhet: 

a) daß Kapitalien und Uiberſchüſſe der Städte, Gemein— 
den, Körperſchaften, Stiftungen, unter öffentlicher Aufſicht ſte— 
henden Anſtalten, dann Pupillar- und Depoſitengelder in 
Pfandbriefen angelegt werden dürfen, in allen vor- 
kommenden einzelnen Fällen jedoch immer nur mit Zuſtimmung 
der Interereſſenten und einzuholender ausdrücklicher Bewilligung 
der kompetenten Behörden; 

b) daß die galiziſchen Stände für die Erfuͤllung der Ver— 
pflichtungen der Kredit-Anſtalt, nämlich für die richtige und 
pünktliche Bezahlung der von den Pfandbriefen entfallenden 
Zinſen, dann die ſtatutenmäßige Einlöſung der zur Vertilgung 
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verloſten Pfandbriefe mit dem ſtänd iſchen Domeſtikal⸗ 
fonde, zu welchem nach den Landesgeſetzen alle landtäfliche 
Entitäten des Landes nach dem jeweiligen Erforderniſſe beizu— 
ſteuern verpflichtet ſind, haften. 

Es verſteht ſich jedoch, daß jede Zahlung aus dem Domeſtikal— 
fonde aus den von den Vereins-Schuldnern einzutreibenden Rück— 
ſtänden und Erſätzen, dann aus den Zuflüſſen des Rrſervefondes un- 
verzüglich erſetzt werden muß. 


§. 76. 

Dem in dem $. 74 erwähnten Reſervefon de werden nachfol— 
gende Bezüge zugewieſen, als: die Zinſen, die durch Eskomptirung der 
Pfandbriefe und Zinskoupons, dann durch Darleihen auf Pfandbriefe 
und aus der nutzbringenden Verwendung der von den Schuldnern 
halbjährig in voraus gezahlten Beträge gewonnen werden, endlich 
alle Erſparniſſe und außerordentlichen Zuflüſſe. 


e e 
Der Reſervefond der Anſtalt iſt beftimmt: 

a) augenblickliche Zahlungen, die wegen Zögerungen der Schuldner 
nothwendig werden, zu vertreten, und mögliche Ausfälle zu decken; 

b) Gutsbeſitzern, die dem Vereine beigetreten ſind, und durch er— 
hebliche Elementarſchäden in eine mißliche Lage gerathen, bei 
Entrichtung der Zinſen und der Tilgungsquote nach Um— 
ſtänden eine Erleichterung zu verſchaffen; jedoch hat Niemand 
das Recht, eine derlei Aushilfe zu verlangen, wenn die Direk— 
zion des Vereines ſolche zu verweigern findet; 

c) ſobald ſich die Anſtalt befeſtigt, und der Reſervefond ausge— 
dehntere Kräfte erhält, die Verwaltungs-Auslagen der An— 
ſtalt ganz, oder zum Theile zu übernehmen, und die Schuldner 
in Abſicht auf den beſonderen dießfälligen Beitrag zu erleichtern. 
Wenn mit der Zeit die Anſtalt aufgelöſt werden ſollte, wird der 

erübrigende Reſervefond und all ſein Habe in das Eigenthum der 
Stände übergehen, welche ſodann zu beſtimmen haben werden, welchem 
gemeinnützigen Zwecke derſelbe gewidmet werden ſoll. 
9. 78. 
Die in den Reſervefond einfließende Barſchaft muß, ſo weit ſie 
nicht durch die oben eingeführten Zwecke in Anſpruch genommen wird, 
in Pfandbriefen angelegt werden. Die Anlegung geſchieht durch Vo r— 
ſchüſſe auf Pfandbriefe in drei Viertheilen des Kourswerthes und 
auf Friſten von längſtens drei Monaten, oder durch Ankauf von 
Pfandbriefen nach dem Kourswerthe. 
Die auf dieſe letztere Art für den Reſervefond erworbenen 
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Pfandbriefe können bei einem fehr dringenden, durch andere Mittel 
nicht gleich vortheilhaft zu befriedigenden Bedürfniſſen im Wege des 
Verkaufes oder der Verpfändung zur Aufbringung der augenblicklich 
nothwendigen Barſchaft verwendet werden. 


IX. Hauptſtück. 
Begünſtigungen der Kredit-Anſtalt. 


$. 79. 


Außer der Genehmigung der in dem vorhergehenden Hauptſtücke 
angeführten Hilfsmittel des Kredit-Vereines haben Seine k. k. Ma- 
jeſtät ferner zur Begünſtigung der Kredit-Anſtalt allergnädigſt geruht: 

a) den Kredit-Verein von dem Gebrauche des Stempels 
für alle Schriften und Erläſſe, Quittungen und Beſtätigungen, 
welche derſelbe ausfertigt, oder welche von ſeinen Vertretern 
in ſeinem Namen ausgegeben werden, einſchließig der Pfand— 
briefe und der in dem 8. 9 erwähnten Abtretungen, gänzlich 
zu entheben; dagegen bleiben aber die Intereſſen-Koupons, 
welche zur Verfallszeit bei der Behebung der Zinſen von den 
Pfandbrief-Inhabern ſtatt der Quittungen beigebracht werden 
müſſen, dem klaſſenmäßigen Stempel unterliegend; 
zu bewilligen, daß die Pfandbriefe auf der Wiener 
Börſe veräußert werden dürfen, und deren Kours in die 
Börſezettel aufgenommen werde; endlich 
c) zu beſtimmen, daß die Verfälſchung der Pfandbriefe 

und ihrer Koupons eben ſo beſtraft werde, wie dieß bei 
der Verfälſchung anderer von einer öffentlichen Kaſſe des In— 
oder Auslandes ausgeſtellten Schuldverſchreibungen geſetzlich 
zu geſchehen hat. 


b 


— 


X. Hauptſtück. 
Leitung der Anſtalt und Geſchäfts-Verwaltung. 


§. 80. 


Die Kredit⸗Anſtalt iſt dem k. k. Landesgubernium unter⸗ 
geordnet. i f 

Dieſelbe wird von einer Direkzion, welche ihren Sitz in 
Lemberg haben wird, repräſentirt und geleitet werden. 

Die Direkzion hat aus einem Präſidenten, vier Direktoren, 
einem Syndikus, einem Sekretär, einem Buchhalter, einem Kaſſier 
und dem erforderlichen Kanzlei-Perſonale zu beſtehen. 
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§. 81. 

Den Präſidenten der Direkzion und deſſen Stellvertreter wählt 
der verſammelte Landtag. Die Beſtätigung beider haben Se. 
k. k. Majeſtät ſich allergnädigſt vorzubehalten geruht. 

Der Landtag beſtimmt auch zwei Direktoren aus der Mitte des 
landſtändiſchen Ausſchuſſes und einen Stellvertreter derſelben. 

Die zwei anderen Direktoren und zwei Stellvertreter wählt der 
Landtag in Gemeinſchaft mit den Vereinsgliedern aus den Letzteren, 
welche ohne Unterſchied, ob ſie Landſtände ſind oder nicht, ſtimm— 
fähig und wählbar ſeyn ſollen. 

Zu dieſem Behufe wird während der Landtags-Verſammlung 
jedesmal eine beſondere Sitzung abgehalten, und es werden zu der— 
ſelben auch alle Vereinsglieder, die nicht Landſtände ſind, durch eine 
allgemeine Kundmachung geladen werden. 

In außerordentlichen Fällen des Abganges oder der Verhin— 
derung von Direktoren und ihren Stellvertretern in der Art, daß 
die Direkzien ihre Berathungen nicht abhalten könnte, beſtimmt das 
k. k. Landes-Präſidium einſtweilen, bis zur Behebung des Hinder— 
niſſes, die Aushilfs-Direktoren. Die Direkzion hingegen ernennt 
den Syndikus, den Sekretär, den Buchhalter, den Kaſſier und das 
erforderliche Kanzlei-Perſonal. 


§. 82. 

Der Präſident, die Direktoren, ſo wie ſämmtliche Glieder und 
Angeſtellten der Direkzion werden beeidet werden. 

Der Präſident und deſſen Stellvertreter, die Direktoren und 
deren Stellvertreter, werden den Eid in die Hände des Landes— 
Chefs vor dem verſammelten Gremium des k. k. Landes-Guberniums 
während einer Rathsſitzung leiſten. 

Die übrigen Angeſtellten der Direkzion werden von dem Präſt— 
denten der Direkzion nach den in dem Reglement enthaltenen For— 
meln in Eid und Pflicht genommen werden. 


§. 83. 

Der Direkzion liegt die Verwaltung der Anſtalt in ihrem ganzen 
Umfange ob, und ſomit auch jene des Tilgungsfondes, des Reſerve— 
fondes, und die Gebahrung mit den Geldmitteln zur Deckung der 

Verwaltungs-Auslagen mit möglichſter Sparſamkeit. 

Unter ihrer Aufſicht und Leitung muß die vollſtändige Rechnungs— 
Evidenz erhalten, und für jeden Schuldner Buch und Rechnung ge— 
führt werden. 

Am Ende eines jeden halben Jahres, das iſt, mit Ende des 


Monats Juni und des Monats December, wird die Rechnung ab— 
9 
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geſchloſſen, eine vollſtändige Bilanz über das Vermögen der Anftalt 
verfaßt, und über ihren Zuſtand eine umfaſſende Darſtellung der 
Aufſichts-Kommiſſion übergeben werden, welche dieſelbe der nächſten 
General-Verſammlung vorzulegen hat. 

Uibrigens wird die Direkzion ermächtigt, bei dem Entſtehen der 
Anſtalt über Auftrag und für Rechnung der Vereinsglieder den Ver⸗ 
kauf ihrer Pfandbriefe kollektiv zu beſorgen. 


§. 84. 

Bei Ertheilung von Darleihen müſſen die Direktoren, als Re⸗ 
ferenten, die Sicherheit der Hypotheken, und den Werth des zur 
Hypothek angebotenen Gutes prüfen, darüber das Referat zum Be— 
hufe der Berathung und des Beſchluſſes durch Stimmenmehrheit 
entwerfen, und für ihre Meinung haften. 

Der Syndikus hat bei den Verhandlungen der Direkzion eine 
blos berathende Stimme. 


$. 85. 


Der Präſident oder fein Vertreter führt den Vorſitz bei den 
Berathungen. Bei gleich getheilten Meinungen der Direktoren, ob 
ein Darleihen auf eine gewiſſe Hypothek ertheilt werden ſoll oder 
nicht, hat die verneinende Meinung als Beſchluß zu gelten. Der 
Präſident iſt übrigens verpflichtet, wenn er etwas Geſetz- oder 
Statutenwidriges bemerkt, den Beſchluß der Direkzion zu ſuſpen— 
diren, und ſogleich die Anzeige hiervon an die Aufſichts-Kommiſſion 
zu machen, deren Pflicht es iſt, im Sinne des §. 88 ihr Amt zu 
handeln. 


§. 86. 

Die Direkzion wird förmlich konſtituirt werden, ſobald wenig- 
ſtens 50 Gutsbeſitzer mit einer Geſamtſumme von Einer 
Million Gulden Konvenzions-Münze beigetreten ſind. 

Um bis dahin dem Lande die Wohlthat der Anſtalt nicht zu 
entziehen, wird einſtweilen der landſtändiſche Ausſchuß 
unter Zuziehung eines von dem k. k. Landes-Präſidium beſtimmten 
Regierungs-Kommiſſärs, dann eines Syndikus, eines auf Koſten der 
Direkzion aufzunehmenden Sekretärs, eines Buchhalters und eines 
Kaſſiers, die Direkzion vertreten, und die Geſchäfte der Kredit-An⸗ 
ſtalt proviſoriſch verwalten, fo wie auch das mindere Koncepts-, dann 
Kanzlei⸗Perſonale des landſtändiſches Ausſchuſſes die Verrichtungen 
für den Kredit- Verein ſo lange beſorgen wird, als deſſen Geſchäfte 
nicht einen ſo ausgedehnten Umfang erreichen, daß eigene Individuen 
hierzu aufgenommen werden müßten. 
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$. 87. 

Die Kontrolle über den Verein und deſſen Direkzion wird 
eine Aufſichts-Kommiſſion führen. Dieſe hat, ſobald die Ver— 
eins⸗Direkzion förmlich Fonftituirt iſt, aus dem landſtändiſchen 
Ausſchuſſe, mit Ausnahme derjenigen Glieder, welche zugleich als 
Direktoren (S. 81) benannt find, zu beſtehen. So lange aber der 
landſtändiſche Ausſchuß die Vereins-Direkzion zu vertreten haben 
wird ($. 86), wird die Landtags⸗Verſammlung eine eigene Auf⸗ 
ſichts-Kommiſſion, aus einem Präſes, einem Stellvertreter des— 
ſelben und 10 Beiſitzern beſtehend, wählen, und das k. k. Landes— 
Präſidium derſelben einen Regierungs-Kommiſſär beigeben. 


$. 88. 


Die Beſtimmung der Aufſichts-Kommiſſion beſteht in 
der ununterbrochenen ſtrengen Aufſicht, daß von Seite der Direkzion 
nichts unternommen werde, was den Statuten oder den Reglements 
der Anſtalt zuwider wäre, oder ihre Sicherheit gefährden könnte. 

Dieſelbe hat in alle Verhandlungen der Direkzion Einſicht zu 
nehmen, fi die Kaſſeſtände wöchentlich, die Journale monatlich 
vorlegen zu laſſen, und die Kaſſe wenigſtens viermal im Jahre, ſo 
wie die Bücher der Anſtalt, worin die Ausfertigung und Tilgung 
der Pfandbriefe evident gehalten wird, daß davon nicht mehr cirku— 
lire, als Hypotheken verſchrieben ſind, zu unterſuchen. 

Die Aufſichts-Kommiſſion kann vorſchriftswidrige Vorgänge in 
der Manipulazion ſogleich abſtellen, die Vollſtreckung von Beſchlüſſen 
der Direkzion, durch welche die Statuten oder Reglements verletzt 
werden, oder die Sicherheit der Anſtalt gefährdet würde, bis zur 
Entſcheidung der General-Verſammlung des Vereins inne halten, 
über die von dem Präſidenten der Direkzion, oder dem derſelben 
beigegebenen Regierungs-Kommiſſär etwa vorgenommene Suſpen— 
dirung des Beſchluſſes der Direkzion (SS. 85 und 92) entſcheiden, 
jedoch auf keinen Fall die letztere zur Ertheilung von Darleihen 
oder zur Zahlung von Geldern, welche dieſelbe zu verweigern fand, 
verhalten. 


§. 89. 


Die vermöge des . 81 zu einer beſonderen Landtagsſitzung zu 
berufenden ſämmtlichen Vereinsglieder bilden ſammt den Landſtänden 
die General-Verſammlung, welche die Rechnungen bis zum 
letzten halbjährigen Abſchluß prüfen, die wichtigeren Verhandlungen 
der Anſtalt berathen, und über die Erfolge den Bericht mittels der 
Wiener und der Lemberger Zeitung öffentlich kund machen wird. 

9 * 
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§. 90. 

Eine Aenderung an den Statuten des Vereins kann von 
demſelben nur mit Zuſtimmung des Landtages und mit allerhöchſter 
Genehmigung Statt finden, und darf weder den Rechten der Be— 
ſitzer von Pfandbriefen, welche früher ausgegeben wurden, zum 
Nachtheil gereichen, noch dieſelben verbinden. 


§. 91, n 

Zur Beſorgung der Geſchäfte der Kredit-Anſtalt auf dem Lande 
hat der landſtändiſche Ausſchuß in jedem Kreiſe einen Kreis-Aus— 
ſchuß zu ernennen, welcher der Direkzion der Kredit-Anſtalt unter- 
geordnet wird. 

Die Gutsbeſitzer, welche dem Vereine beitraten, ſind unbedingt 
verpflichtet, die Stelle, die ihnen bei einem ſolchen Kreis-Ausſchuſſe 
zugewieſen wird, anzunehmen und dieſem Berufe redlich zu entſprechen. 

Nur aus wichtigen Gründen kann die Vereins-Direkzion von 
dieſer Verpflichtung losſprechen. N 


§. 92. 

Sowohl zu der Direkzion der Kredit-Anſtalt, als zu der Auf— 
ſichts-Kommiſſion wird von Seite des k. k. Landes-Präſidiums ein 
Regierungs-Kommiſſär beſtimmt werden, welcher den Sitzun— 
gen beizuwohnen, und ohne daß ihm eine entſcheidende Stimme 
zuſteht, bei bemerkten geſetz- oder ſtatutenwidrigen Vorgängen den 
Beſchluß einzuſtellen hat. 

Die Ernennung des Kreis-Ausſchuſſes iſt jedesmal von dem 
landſtändiſchen Ausſchuſſe dem k. k. Landes-Gubernium anzuzeigen, 
welches das betreffende Kreisamt hiervon mit der Weiſung verſtän— 
digen wird, einen politiſchen Kommiſſär vorzuſchlagen, deſſen 
Benennung dem k. k. Landes-Gubernium vorbehalten bleibt. 

Dieſer politiſche Kommiſſär hat ſich ſodann in ſteter Kenntniß 
der Verhandlungen des Kreis-Ausſchuſſes, die in der Kreisſtadt zu 
pflegen ſeyn werden, zu erhalten, und denſelben mit gleicher Beſtim— 
mung, wie die obbeſagten Regierungs-Kommiſſäre beizuwohnen. 

$. 93. 

Im Falle der eingetretenen Siſtirung eines Beſchluſſes 
hat der Kreis-Ausſchuß an die Direkzion, dieſe aber an die Aufſichts— 
Kommiſſion den Gegenſtand binnen drei Tagen vorzulegen; wird 
jedoch ein Beſchluß der Aufſichts-Kommiſſion eingeſtellt, ſo iſt der— 
ſelbe dem k. k. Landes-Gubernium anzuzeigen, welches, ſo fern eine 
Verfügung, die keinen Aufſchub geſtattet, erforderlich wäre, dieſelbe 
einleitet, außerdem aber die Angelegenheit der nächſten General-Ver— 
ſammlung zur Entſcheidung zuweiſet. N 
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$. 94. 

Die Gefhäftsbehandlung der Direkzion und der Kreis-Ausſchüſſe, 
die Bezüge der Direkzionsglieder und der übrigen Angeſtellten, die 
Erforderniſſe zur Erlangung einer der genannten Stellen, die Dauer 
ihrer Dienſtleiſtung, dann das Kaſſe- und Rechnungsweſen, die For— 
men der Ausfertigungen, endlich das Verfahren der Aufſichts-Kom— 
miſſion, werden durch beſondere, von dem landſtändiſchen Ausſchuſſe 
abzufaſſende, und von dem k. k. Landes-Gubernium zu beſtätigende 
Inſtrukzionen und Reglemets beſtimmt werden. 


$. 95. j 

Der erfte Perſonal- und Beſoldungs-Status der ga— 
liziſch⸗ſtändiſchen Kredit-Anſtalt muß der k. k. vereinigten Hofkanzlei 
zur Genehmigung vorgelegt werden. 

Beſoldungserhöhungen jener Beamten, welche bereits mit einem 
Gehalte von jährlich 500 fl. K. M. ſyſtemiſirt ſind, können nur über 
die vorläufig einzuholende Bewilligung der k. k. vereinigten Hof— 
kanzlei, Vermehrungen des mindern Perſonals hingegen, die nach 
den erweiterten Bedürfniſſen der Anſtalt ſich als nothwendig dar— 
ftellen dürften, nur mit vorläufiger Genehmigung des k. k. Landes— 
Guberniums Statt finden. 
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Formular des Pfandbriefes. 


Serie 


I 


Nro. „ 


Gulden Konvenzions⸗Münze 100 
PFANDBRIEF. 


Uiber Ein Hundert Gulden Konvenzions⸗Münze, Zwan⸗ 
zig Gulden auf eine Kölnifhe Mark fein Silber und drei 
k. k. Oeſterreichiſche Zwanzigkreuzerſtücke auf Einen Gulden 
gerechnet, welche mit Vier vom Hundert jährlich verzinſt 
werden. 

Das Kapital wird nach der ſtatutenmäßigen Verloſung, 
oder der der Anſtalt vorbehaltenen Aufkündigung (dem Uiber⸗ 
bringer) (dem N. N.), gegen Rückſtellung dieſes Pfandbriefes, 
die Zinſen aber werden halbjährig am letzten Juni und 
letzten December eines jeden Jahres dem Uiberbringer 
des gehörigen Zinskoupons und gegen Abgabe desſelben von 
der Kaffe der Kredit-Anftalt in Lemberg bezahlt werden. 

. Dieſer Pfandbrief ift unter der Kontrolle und Garantie 
der galiziſchen Stände in Folge Direkzions-Beſchluſſes zur 


Zahl? 1841 ausgeſtellt worden. 


Münze. 


- 
z 


Lemberg, den 1. Januar 1841. 
Für die galiziſch-ſtändiſche Kredit-Anſtalt. 
Präſident der Direkzion. ö 


0 + 


Direktor. 
Dieſer Pfandbrief iſt im Grunde eines landtäflich ver— 
bücherten Darlehens der Vereins-Direkzion ausgefertigt worden. 
Lemberg, den 1. Januar 1841. 
Präſident der Aufſichts⸗Kommiſſion. 


Ein Hundert Gulden Konvenzions 


N. 
Beiſitzer. 
N. N. 
Ord. Z. 
Sekretär. b 
N. N. Buchhalter. 
N. N. 


— 


Galiziſch⸗ſtändiſcher Kredit-Verein. 


Berichtigungen. 


S. 14 Z. 13 v. u. ſtatt Verſachbuch lies: Verfachbuch 
„ 15 „ 17 v. o. „ Vorlehen „ Darlehen 


„ 60 „ 9 „ „ „ der Bank zu den Endzwecken gehört, lies: 


den Endzwecken der Bank gehört 
„ 60 „ 14 „ „ „ desſelben lies: derſelben 
„3,18, „ „ begehen „ begehren. 


Vorkommende Abkürzungen. 


A. B. G. B. Allgemeines bürgliches Geſetzbuch. 

A. G. O. oder G. O. Allgemeine Gerichtsverordnung. 
l. f. landesfürſtlich. 

k. k. kaiſerlich königlich. 

a. h. allerhöchſte. 
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